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Gesetzentwurf über die Abwicklung der unter Sonder- 
Verwaltung stehenden Vermögen von Kreditinstituten, 
Versicherungsunternehmen und Bausparkassen 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das in der Bundesrepublik vorhandene und unter Treuhand- 
verwaltung stehende Vermögen von Kreditinstituten, Ver- 
sicherungsunternehmen und Bausparkassen, die ihren Sitz vor 
Kriegsende in Gebieten außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes hatten, soll in einem Abwicklungsverfahren ver- 
teilt werden. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung schlägt eine Befriedigung der Gläubiger 
in einem konkursähnlichen Verfahren vor. Ein verbleibender 
Vermögensüberschuß soll grundsätzlich den Anteilseignern der 
Institute ausgehändigt werden. Soweit das zunächst nicht mög- 
lich ist — bei Instituten des öffentlichen Rechts oder z. B. bei 
einem satzungsmäßigen Ausschluß einer Verteilung des Über- 
schusses — soll er dem Präsidenten des Ausgleichsamtes treu- 
händerisch übertragen werden. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat wünscht 

a) eine bevorrechtigte Befriedigung des Lastenausgleichsfonds 
(§§ 9, 16, 25) 

b) eine befristete Ermächtigung für den Bundesminister des 
Innern zum Erlaß einer Rechtsverordnung über die Zuwei- 
sung von 

— 65 V. H. der dem Lastenausgleichsfonds zufließenden 
Mittel 
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— zunädist nicht verteilbaren Überschüssen aus den Ver- . 
mögen der abzuwickelnden Institute (ausgenommen 
öffentlich-rechtliche Institute) 

an Einrichtungen, die der Förderung des Kulturgutes der 
Vertriebenen dienen (§§ 22, 24 bis 28 und § 28 a neu). 


D. Kosten 

Sach- und Personalkosten in Höhe von rund 130 000 DM pro 
Jahr, die dem Bund von den Kreditinstituten und Versiche- 
rungsunternehmen in Höhe von 90 v. H. erstattet werden. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. April 1971 

1/4 (I V/2) — 53203 — Kr 1 /7 1 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Abwicklung der 
unter Sonderverwaltung stehenden Vermö- 
gen von Kreditinstituten, Versicherungs- 
unternehmen und Bausparkassen 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 363. Sitzung am 12. März 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Abwicklung der unter Sonderverwahrung stehenden Ver- 
mögen von Kreditinstituten, Versicherungsuntemehmen und 

Bausparkassen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Abwicklung der Vermögen 
von Kreditinstituten 


ERSTER UNTERABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Anweisung zur Abwicklung 

(1) Die Treuhänder, die nach § 4 des Dritten 
Umstellungsergänzungsgesetzes vom 22. Januar 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 33) bestellt worden sind, haben 
auf Anweisung des Bundes aufs ichtsamtes für das 
Kreditwesen (Bundesaufsichtsamt) die von ihnen 
verwalteten Vermögen nach Maßgabe dieses Ge- 
setzes ab zu wickeln. 

(2) Die Erfüllung von Ansprüchen kann vom Zeit- 
punkt der Anweisung zur Abwicklung an nur nach 
Maßgabe dieses Gesetzes verlangt werden. § 5 
Abs. 2 Satz 2 des Dritten Umstellungsergänzungs- 
gesetzes bleibt unberührt. 

§ 2 

Wohnsltzvoraussetzung 

(1) Bei der Abwicklung können Ansprüche nur 
geltend machen 

1. Personen, die nach dem 8. Mai 1945 und vor der 
Anweisung zur Abwicklung ihren Wohnsitz oder 
ihren Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hatten; 

2. natürliche Personen, die nach dem 8. Mai 1945 
und vor der Anweisung zur Abwicklung Ange- 
hörige eines Gläubigerstaates waren, dem ge- 
genüber zu diesem Zeitpunkt das Abkommen 
vom 27. Februar 1953 über deutsche Auslands- 
schulden (Bundesgesetzbl. II S. 331) wirksam ge- 
worden ist, oder ihren Wohnsitz in einem sol- 
chen Staat hatten; 

3. juristische Personen, die nach dem 8. Mai 1945 
und vor der Anweisung zur Abwicklung ihren 
Sitz in einem Staat hatten, dem gegenüber zu 
diesem Zeitpunkt das Abkommen vom 27. Fe- 


bruar 1953 über deutsche Auslandsschulden wirk- 
sam geworden ist; 

4. Gläubigerstaaten, denen gegenüber das Abkom- 
men vom 27. Februar 1953 über deutsche Aus- 
landsschulden vor der Anweisung zur Abwick- 
lung wirksam geworden ist. 

(2) Steht ein Anspruch einer Erbengemeinschaft 
oder Eheleuten gemeinschaftlich zu, so genügt 
es, wenn ein Mitberechtigter die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 erfüllt. Steht der Anspruch öiner son- 
stigen Gemeinschaft zur gesamten Hand zu, so gel- 
ten die Voraussetzungen des Absatzes 1 als erfüllt, 
wenn sie entweder in der Person aller Mitberechtig- 
ten gegeben sind oder wenn die Gemeinschaft ihren 
Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat. 

§ 3 

Unbeschränkte Geltendmachung 

Den Beschränkungen des § 2 unterliegen nicht 

1. Ansprüche, die von einer nach dem 8. Mai 1945 
zur Verwaltung der Vermögen bestellten Per- 
son begründet worden sind; 

2. Ansprüche aus im Grundbuch eingetragenen 
Rechten an Grundstücken oder grundstücksglei- 
chen Rechten, die im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes belegen sind. 

§ 4 

Ausschluß der Geltendmachung 
wegen Gewährung einer Entschädigung 

(1) Eine natürliche Person kann Ansprüche nur 
geltend machen, wenn das für sie zuständige Aus- 
gleichsamt bescheinigt, daß für einen an dem An- 
spruch eingetretenen Schaden 

1. weder eine Entschädigung nach dem Währungs- 
ausgleichsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1, Dezember 1965 (Bundesgesetzbl. 
I S. 2059), geändert durch das Zwanzigste Gesetz 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 
15. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 806), gewährt 
worden ist, 

2. noch nach dem Lastenausgleichsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1909), zuletzt ge- 
ändert durch das Dreiundzwanzigste Gesetz zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes (23. 
ÄndG LÄG vom 23. Dezember 1970 (Bundes- 
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gesetzbl. I S. 1870), oder dem Reparationsschä- 
dengesetz vom 12. Februar 1969 (Bundesgesetzbl. 
I S. 105) ein Grundbetrag der Hauptentschädi- 
gung oder Entschädigung in einer Höhe zuer- 
kannt worden ist, der zur vollen Erfüllung des 
Anspruchs gegen das Kreditinstitut geführt hat. 

(2) Der Treuhänder kann zur Beibringung der 
Besdieinigung nach Absatz 1 eine Frist setzen, nach 
deren Ablauf der Anspruch bei der Abwicklung 
nicht mehr berücksichtigt wird. Die Frist soll drei 
Monate nicht unterschreiten. 

§ 5 

Ausgeschlossene Ansprüche 

Folgende Ansprüche werden nicht berücksichtigt: 

1. Ansprüche aus Guthaben, soweit der Gläubiger 
Zahlungen auf ein hierfür gewährtes Anteils- 
recht der Altguthaben-Ablösungs-Anleihe (um- 
gewertetes Uraltguthaben) erhalten hat; 

2. Ansprüche auf Alters- und Hinterbliebenenver- 
sorgung für die Zeit vor dem 1. April 1950; 

3. Ansprüche auf Alters- und Hinterbliebenenver- 
sorgung von Personen, die unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallen; 

4. Ansprüche aus Dienstverhältnissen, soweit es 
sich nicht um Ansprüche auf Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung für die Zeit nach dem 
1. April 1950 oder um Ansprüche auf angemes- 
sene Vergütung für nach dem 8. Mai 1945 ge- 
leistete Dienste handelt; 

5. Ansprüche, die durch Abtretung von einem 
Gläubiger erworben worden sind, der nach § 2 
Ansprüche nicht geltend machen kann. Entspre- 
chendes gilt für Rechte aus Schuldverschreibun- 
gen, die durch Übertragung erworben worden 
sind. 

§ 6 

Kein Befriedigungsvorrecht der Pfandbriefgläubiger 

Bei der Befriedigung der Ansprüche aus Pfand- 
briefen und verwandten Schuldverschreibungen 
werden § 35 Abs. 1 des Hypothekenbankgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Februar 
1963 (Bundesgesetzbl. I S. 81, 368), zuletzt geändert 
durch das Einführungsgesetz zum Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten vom 24. Mai 1968 (Bundesge- 
setzbl. I S. 503), und § 6 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Pfandbriefe und verwandten Schuldverschrei- 
bungen öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 8. Mai 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 312) nicht angewandt. 

§ 7 

Zinsen 

(1) Bei Ansprüchen, die nach den vor dem 9. Mai 
1945 getroffenen Vereinbarungen zu verzinsen wa- 
ren, sind Zinsen mit dem vereinbarten Zinssatz, bei 
Sparguthaben mit drei vom Hundert, bei sonstigen 
Guthaben mit eins vom Hundert zu berücksichtigen. 


Die Zinsen werden vom 1. Januar 1953 bis zum Ab- 
lauf des Jahres, in dem das Bundesaufsichtsamt die 
Anweisung zur Abwicklung erteilt hat, berücksich- 
tigt. Zinseszinsen werden nicht berechnet. Ansprüche 
aus Dienstverhältnissen, auf Alters- und Hinterblie- 
benenversorgung und auf Zahlung von Renten, die 
auf einer Verletzung des Lebens, des Körpers und 
der Gesundheit beruhen, werden nicht verzinst. 

(2) Bei Ansprüchen, die auf fremde Währung 
lauten und die unter Artikel 4 Abs. 3 des Abkom- 
mens vom 27. Februar 1953 über deutsche Aus- 
landsschulden fallen, sind Zinsen entsprechend die- 
sem Abkommen zu berücksichtigen. 

§ 8 

Zulässigkeit von Aufrechnungen 

Die Vorschriften dieses Gesetzes und § 5 Abs. 2 
Satz 1 des Dritten Umstellungsergänzungsgesetzes 
stehen vom Inkrafttreten des Gesetzes an der Auf- 
rechnung mit einem Anspruch, dessen Erfüllung nach 
diesem Gesetz nicht vorgesehen ist, nicht entgegen, 
es sei denn, daß der Gläubiger den Anspruch nach 
dem 31. Dezember 1966 durch Rechtsgeschäft von 
einem Berechtigten erworben hat, der seinerseits 
die Wohnsitzvoraussetzung des § 2 nicht erfüllt. 

§ 9 

Verwertung des Vermögens 

(1) Aus dem Vermögen sind vorweg zu berich- 
tigen: 

1. die Ansprüche, die durch den Treuhänder be- 
gründet worden sind, und die Ansprüche, die im 
Konkursfalle als Aussonderungsrechte zu befrie- 
digen wären oder im Wege der abgesonderten 
Befriedigung erfüllt werden könnten; 

2. die Kosten der Abwicklung. 

(2) Danach erfüllt der Treuhänder die bei der Ab- 
wicklung zu berücksichtigenden Ansprüche in fol- 
gender Rangordnung: 

1, ganz oder, soweit das Vermögen nicht ausreicht, 
anteilig die Ansprüche, die durch eine sonstige 
nach dem 8. Mai 1945 zur Verwaltung berufene 
Person begründet worden sind; 

2. ganz oder, soweit das Vermögen nicht ausreicht, 
anteilig die Ansprüche auf Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung, auf Versorgungsrenten aus 
einem Versiehe rungsverhältnis und auf Zahlung 
von Renten, die auf einer Verletzung des Le- 
bens, des Körpers oder der Gesundheit beruhen, 
soweit diese Ansprüche nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes fällig geworden sind oder werden, 
nach Maßgabe des Absatzes 3. An die Stelle der 
Ansprüche nach Satz 1, die bei der Beendigung 
der Abwicklung noch nicht fällig sind, oder der 
Anwartschaften treten Ansprüche auf Zahlung 
des Schätzwertes, der nach den Tabellen I bis V 
zu § 19 Abs. 3 des Rechtsträger- Abwicklungs- 
gesetzes vom 6. September 1965 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1065) und den Vorschriften für ihre 
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Anwendung zu berechnen ist. Der Schätzwert ist 
für den Beginn des Monats festzusetzen, der auf 
die Anordnung der Abwicklung folgt; 

3. die sonstigen Ansprüche ganz oder, soweit das 
Vermögen nicht ausreicht, anteilig. 

(3) Ein Anspruch auf Altersversorgung gilt auch 
dann als gegeben, wenn die vertragliche Voraus- 
setzung für den Anspruch, daß ein Dienstverhältnis 
bis zur Erreichung der Altersgrenze oder bis zur 
Arbeitsunfähigkeit fortbestanden hat, infolge der 
Einstellung der Geschäftstätigkeit des Instituts nicht 
erfüllt werden konnte. Bei der Bemessung der nach 
Eintritt des Versorgungsfalles zu gewährenden 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung sind im 
Zweifel Zeiten bis längstens 8. Mai 1945 zugrunde 
zu legen. Ist über diesen Zeitpunkt hinaus eine 
Weiterbeschäftigung erfolgt, so ist die Zeit bis zur 
Beendigung dieser Tätigkeit zugrunde zu legen. 
Zahlungen zur Erfüllung von Versorgungs Verpflich- 
tungen, die der Treuhänder nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf Grund einer Befreiung nach § 5 Abs. 2 
Satz 2 des Dritten Umstellungsergänzungsgesetzes 
geleistet hat, sind als Abschlagszahlungen anzu- 
rechnen. 

(4) §§ 65 bis 67 und 69 der Konkursordnung so- 
wie § 5 Abs. 3 Satz 1 bis 3 des Dritten Umstellungs- 
erganzungsgesetzes gelten entsprechend. 

§ 10 
Beweis 

(1) Der Gläubiger hat glaubhaft zu machen, daß 
der Anspruch ihm im Zeitpunkt der Anmeldung zu- 
steht und daß die Voraussetzungen für eine Berück- 
sichtigung des von ihm geltend gemachten An- 
spruchs vorliegen. Als glaubhaft gemacht gelten die 
Angaben, deren Richtigkeit mit einer ernstliche 
Zweifel ausschließenden Wahrscheinlichkeit dar- 
getan ist. 

(2) Der Gläubiger hat ferner zu erklären, ob und 
inwieweit er auf seinen Anspruch bereits eine 
Leistung innerhalb oder außerhalb des Geltungs- 
bereiches dieses Gesetzes erhalten hat oder ob ein 
Anspruch auf eine solche Leistung festgestellt oder 
berechnet worden ist oder wird. 

§ 11 

Auskunftspflicht 

Die Ausgleichsämter sind dem Treuhänder gegen- 
über zur Auskunftserteilung über geltend gemachte 
Ansprüche verpflichtet. 

§ 12 

Ansprüdie aus Schuldverschreibungen 

(1) Ansprüche aus Schuldverschreibungen können 
auch ohne Vorlegung der Urkunde geltend gemacht 
werden, wenn der Gläubiger glaubhaft macht, daß 
ihm der geltend gemachte Anspruch im Zeitpunkt 


der Anmeldung zusteht und daß er zur Vorlegung 
der Urkunde nicht in der Lage ist. 

(2) Werden Ansprüche unter Vorlegung der 
Schuldverschreibung geltend gemacht, so hat der 
Gläubiger auf Verlangen des Treuhänders glaubhaft 
zu machen, daß er zur Verfügung über die Urkunde 
berechtigt ist. 

§ 13 

Arreste und Zwangsvollstreckungen 

Arreste und Zwangsvollstreckungen sind für die 
Dauer der Abwicklung nur wegen der in § 9 Abs. 1 
Nr. 1 bezeichneten Ansprüche zulässig. 

§ 14 

Ablehnende Entscheidung des Treuhänders 

Lehnt der Treuhänder die Berücksichtigung eines 
Anspruchs bei der Abwicklung ab, so hat er seine 
Entscheidung zu begründen, mit einer Rechtsmittel- 
belehrung zu versehen und die Entscheidung dem 
Antragsteller durch eingeschriebenen Brief gegen 
Rückschein mitzuteilen. Der Anspruch kann nur in- 
nerhalb von drei Monaten nach Zugang der Mit- 
teilung vor den Gerichten geltend gemacht werden, 
die nach der Natur des Anspruchs zuständig sind. 
Für Klagen vor den ordentlichen Gerichten ist das 
Gericht, in dessen Bezirk der Treuhänder die Ver- 
waltung führt, ausschließlich zuständig, sofern nicht 
nach der Zivilprozeßordnung ein ausschließlicher 
Gerichtsstand gegeben ist. Die Klagefrist gilt auch 
dann als gewahrt, wenn die Klage vor einem unzu- 
ständigen Gericht erhoben worden ist. Wird die 
Klage nicht fristgemäß erhoben, so ist der Anspruch 
bei der Abwicklung nicht zu berücksichtigen. 

§ 15 

Bewirkung des Übergangs von Ansprüchen 

(1) Der Treuhänder teilt dem Ausgleichsamt, das 
die Bescheinigung nach § 4 erteilt hat, den auf den 
Gläubiger entfallenden Erfüllungsbetrag nach Grund 
und Höhe mit. Würde die Erfüllung dazu führen, daß 
der Träger der Entschädigung in Anwendung der 
in § 4 Abs. 1 bezeichneten Gesetze einen Rückforde- 
rungsanspruch nach Erlaß eines Bescheides des Aus- 
gleichsamts geltend macht, so kann das Ausgleichs- 
amt durch schriftlidie Anzeige an den Treuhänder 
und den Gläubiger bewirken, daß der Anspruch des 
Gläubigers gegen das Kreditinstitut bis zur Höhe 
des Rückforderungsanspruchs auf den Träger der 
Entschädigung übergeht. Die Anzeige hat die Wir- 
kung des Übergangs nur, wenn sie dem Treuhänder 
binnen zwei Monaten nach Absendung seiner Mit- 
teilung an das Ausgleidisamt zugegangen ist. 

(2) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
den Bescheid über die Rückforderung der Entschädi- 
gung oder gegen die Anzeige, die den Übergang des 
Anspruchs des Gläubigers bewirkt, haben keine auf- 
schiebende Wirkung. 
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ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Abwicklungsverfahren 

§ 16 

Anweisung zur vollständigen Abwicklung 

(1) Das Bundesaufsiditsamt weist den Treuhän- 
der an, das Vermögen abzuwickeln, wenn dieses 
nach den Unterlagen des Treuhänders voraussicht- 
lich ausreicht, um die Ansprüche im Sinne des § 9 
Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 und 2 ganz und die Ansprü- 
che im Sinne des § 9 Abs. 2 Nr. 3 wenigstens in Höhe 
von fünf vom Hundert des auf Deutsche Mark um- 
gestellten oder in Deutsche Mark umgerechneten 
Betrages zu erfüllen. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt kann von der An- 
weisung einstweilen absehen, wenn die Vermögens- 
werte eines Kreditinstituts den Gegenwert von hun- 
derttausend Deutschen Mark nicht übersteigen. 

§ 17 

Gläubigeraufruf 

(1) Wird eine Anweisung nach § 16 Abs. 1 gege- 
ben, so hat der Treuhänder die Gläubiger durch 
Bekanntmachung im Bundesanzeiger aufzufordern, 
ihre Ansprüche innerhalb einer Ausschlußfrist von 
sechs Monaten schriftlich anzumelden. Die Frist be- 
ginnt mit dem Tage der Veröffentlichung der Auf- 
forderung im Bundesanzeiger. Ein nicht fristgerecht 
angemeldeter Anspruch wird von der Abwicklung 
ausgeschlossen. Das Bundesaufsichtsamt kann in 
Härtefällen Ausnahmen zulassen, wenn die Abwick- 
lung hierdurch nicht verzögert wird. 

(2) Keiner Anmeldung bedürfen 

1. Ansprüche im Sinne des § 3 Nr. 2; 

2. Ansprüche auf öffentliche Abgaben; 

3. Ansprüche, die von einem nach dem 1. Oktober 
1949 bestellten Treuhänder begründet worden 
sind; 

4. Ansprüche, die nach § 5 Abs. 1 des Währungs- 
ausgleichsgesetzes auf den Ausgleichsfonds (§ 5 
des Lastenausgleichsgesetzes) übergegangen sind. 

§ 18 

Beendigung der Abwicklung im Regelfälle 

(1) Ist bei Kreditinstituten nach Erfüllung der zu 
berücksichtigenden Ansprüche kein Vermögen mehr 
vorhanden, so legt der Treuhänder gegenüber dem 
Bundesaufsichtsamt Rechnung. Dieses hebt die Treu- 
handschaft auf. Der Treuhänder hat die Unterlagen 
an die für den Sitz des Kreditinstituts zuständige 
Heimatauskunftstelle im Sinne des § 24 des Fest- 
stellungsgesetzes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1, Oktober 1969 (Bundesgesetzbl. I 

5. 1885), geändert durch des 23. ÄndG LAG vom 
23. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl I. S. 1870) oder 
Auskunftstelle im Sinne des § 28 des Beweissiche- 
rungs- und Feststellungsgesetzes in der Fassung der 


Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1897), geändert durch das 23. ÄndG LAG 
vom 23. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1870) 
oder an eine sonstige vom Präsidenten des Bundes- 
ausgleichsamtes zu bestimmende Stelle herauszu- 
geben. § 1890 des Bürgerlichen Gesetzbuches gilt 
sinngemäß. 

(2) Nach Aufhebung der Treuhandschaft können 
Ansprüche, die nicht erfüllt worden sind, gegen das 
Kreditinstitut oder gegen die für die Verbindlich- 
keiten des Kreditinstituts haftenden Personen nicht 
geltend gemacht werden. 

§ 19 

Beendigung der Abwicklung von öffentlich- 
rechtlichen Kreditinstituten in Sonderfällen 

(1) Verbleibt bei öffentlich-rechtlichen Kreditin- 
stituten nach Erfüllung der zu berücksichtigenden 
Ansprüche ein Vermögen, so legt der Treuhänder 
gegenüber dem Bundesaufsichtsamt Rechnung. Die- 
ses hebt die Treuhandschaft auf. § 1890 des Bürger- 
lichen Gesetzbuches gilt sinngemäß. 

(2) Der Treuhänder überträgt das Vermögen auf 
den Präsidenten des Bundesausgleichsamtes und 
gibt die Geschäftsunterlagen an die für den Sitz des 
Kreditinstitutes zuständige Heimatauskunftstelle 
oder Auskunftstelle oder an eine sonstige vom Prä- 
sidenten des Bundesausgleichsamtes zu bestimmende 
Stelle heraus. Der Präsident des Bundesausgleichs- 
amtes hat das ihm übertragene Vermögen bis zu 
einer endgültigen Regelung im Sinne des Artikels 7 
des Vertrages über die Beziehungen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Drei Mächten 
vom 26. Mai 1952 in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 30. März 1955 (Bundesgesetzbl. II 
S. 301, 305) treuhänderisch zu verwalten. § 5 Abs. 1 
Satz 2, Abs, 2 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 des 
Dritten Umstellungsergänzungsgesetzes findet sinn- 
gemäß Anwendung. Versorgungsverbindlichkeiten 
können zur Vermeidung von unbilligen Härten für 
das jeweils laufende Jahr unter Berücksichtigung 
anderer Versorgungseinkünfte erfüllt werden. 

§ 20 

Beendigung der Abwicklung von Kreditinstituten in 
der Rechtsform der Aktiengesellschaft 
in Sonderfällen 

(1) Verbleibt bei einem Kreditinstitut in der 
Rechtsform der Aktiengesellschaft nach Erfüllung 
der zu berücksichtigenden Ansprüche ein Vermögen, 
so legt der Treuhänder gegenüber dem Bundes- 
aufsichtsamt Rechnung. Nach Prüfung der Rechnung 
macht das Bundesaufsichtsamt im Bundesanzeiger 
bekannt, daß die angemeldeten Ansprüche nach 
Maßgabe des Gesetzes befriedigt worden sind. 

(2) Vom Zeitpunkt der Bekanntmachung an findet 
§ 5 Abs. 2 Satz 1 des Dritten Umstellungisergän- 
zungsgesetzes keine Anwendung mehr. Der Treu- 
händer hat die Ansprüche, die nach der Bekannt- 
machung geltend gemacht werden, in Anwendung 
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der §§ 2 bis 7 zu befriedigen. Die Ansprüche ver- 
jähren zwei Jahre nach der Bekanntmachung. 

(3) Zur Verteilung eines verbliebenen Ver- 
mögens hat der Treuhänder nach Befriedigung der 
zu berücksichtigenden Ansprüche die Aktionäre 
durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger aufzufor- 
dern, den Nennbetrag ihrer Aktien innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten schriftlich anzumelden. Die 
Frist beginnt mit der Veröffentlichung der Aufforde- 
rung im Bundesanzeiger. § 10 Abs. 1, § 12 gelten 
entsprechend. 

(4) Nach Ablauf der Verjährungsfrist des Ab- 
satzes 2 Satz 3 verteilt der Treuhänder das verblie- 
bene Vermögen an die Aktionäre nach dem Verhält- 
nis der Aktiennennbeträge. Die §§ 372 bis 386 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches gelten mit der Maßgabe, 
daß Hinterlegungsort der Wohnsitz oder Sitz des 
Treuhänders ist. 

(5) Nach Beendigung der Abwicklung sind die 
Geschäftsunterlagen an die für den Sitz des Kredit- 
instituts zuständige Heimatauskunftstelle oder Aus- 
kunftstelle oder an eine sonstige vom Präsidenten 
des Bundesausgleichsamtes zu bestimmende Stelle 
herauszugeben. 

(6) Uber die Verteilung des Vermögens legt der 
Treuhänder gegenüber dem Bundesaufsichtsamt 
Rechnung. Dieses hebt die Treuhandschaft auf. 
§ 1890 des Bürgerlichen Gesetzbuches gilt sinn- 
gemäß. 

§ 21 

Beendigung der Abwicklung von Kreditinstituten 
in der Rechtsform der Genossenschaft 
in Sonderfällen 

(1) Für Kreditinstitute in der Rechtsform der Ge- 
nossenschaft gilt nach Erfüllung der zu berücksich- 
tigenden Ansprüche § 20 Abs. 1 bis 3, Abs. 4 Satz 2, 
Abs. 5 und 6 entsprechend. 

(2) § 20 Abs. 4 Satz 1 findet mit der Maßgabe 
Anwendung, daß das verbleibende Vermögen an die 
Genossen anteilig zu verteilen ist, sofern sich aus 
der letzten vor dem 9. Mai 1945 festgestellten und 
dem Treuhänder bekannten Bilanz für einen Stich- 
tag, der nicht vor dem 1. Januar 1942 liegt, die An- 
zahl der Mitglieder ergibt. Erben eines verstorbenen 
Genossen gelten als nicht aus der Genossenschaft 
ausgeschieden. 

(3) Die Verteilung erfolgt bis zum Gesamtbetrag 
der Geschäftsguthaben nach dem Verhältnis der ein- 
zelnen Guthaben unter Zugrundelegung der in Ab- 
satz 2 bezeichneten Bilanz. Bei Genossen, die ihr 
Geschäftsguthaben nicht glaubhaft machen, ist von 
einem Geschäftsguthaben in Höhe des durch das 
Statut bestimmten Mindestbetrages der Einzahlung 
auf den Geschäftsanteil auszugehen. Ergibt das Sta- 
tut, daß Genossen vor dem Stichtag der Bilanz zur 
vollen Einzahlung des Geschäftsanteils verpflichtet 
waren, so ist davon auszugehen, daß diesen Genos- 
sen ein Geschäftsguthaben in Höhe des Geschäftsan- 
teils zugestanden hat. Ist eine Bestimmung des 
Statuts über die Einzahlxmg auf den Geschäftsanteil 


nicht festzustellen, so ist von einem Geschäftsgut- 
haben in Höhe eines Zehntels eines Geschäftsanteils 
auszugehen. Überschüsse, die über den Gesamtbe- 
trag der Guthaben, von denen nach den Sätzen 1 
bis 4 auszugehen ist, hinausgehen, sind nach Köpfen 
zu verteilen. 

§ 22 

Übertragung des Vermögens von Genossenschaften 

Kann die Anzahl der Mitglieder einer Genossen- 
schaft nicht nach Maßgabe des § 21 Abs. 2 fest- 
gestellt werden oder ist die Verteilung des Ver- 
mögens durch das Statut ausgeschlossen oder seine 
Verwendung entsprechend dem im Statut festgeleg- 
ten Zweck nicht möglich, so gilt § 19 Abs. 2 entspre- 
chend. 

§ 23 

Beendigung der Abwicklung sonstiger Kreditinstitute 
des privaten Rechts in Sonderfällen 

(1) Verbleibt bei Kreditinstituten des privaten 
Rechts, die nicht unter §§ 20, 21 fallen, nach Erfül- 
lung der zu berücksichtigenden Ansprüche ein Ver- 
mögen, so hat der Treuhänder dieses sowie die Ge- 
schäftsunterlagen an die Berechtigten herauszugeben 
und gegenüber dem Bundesaufsichtsamt Rechnung 
zu legen. Dieses hebt die Treuhandschaft auf. § 1890 
des Bürgerlichen Gesetzbuches gilt sinngemäß. 

(2) Nach Aufhebung der Treuhandschaft haften 
die Berechtigten nur für die Ansprüche, die nach den 
§§ 2 bis 7 gegen den Treuhänder hätten geltend 
gemacht werden können. Ansprüche gegen das 
Kreditinstitut und gegen die für die Verbindlich- 
keiten des Kreditinstituts haftenden Berechtigten 
verjähren zwei Jahre nach Aufhebung der Treu- 
handschaft. 

(3) Die Berechtigten haften nach Aufhebung der 
Treuhandschaft nur mit dem nach Absatz 1 Satz 1 
herausgegebenen Vermögen. Für die Geltend- 
machung der Beschränkung der Haftung gelten 
§ 780 Abs. 1 und §§ 781, 785 der Zivilprozeßordnung 
entsprechend. 

§ 24 

Rücknahme der Anweisung zur vollständigen 
Abwicklung 

(1) Ist eine Anweisung zur Abwicklung nach § 16 
ergangen und ergibt sich im Verlauf der Abwick- 
lung, daß ein die weiteren Kosten des Verfahrens 
deckendes Vermögen nicht mehr vorhanden ist, so 
ordnet das Bundesaufsichtsamt die Einstellung des 
Abwicklungsverfahrens an. 

(2) §§ 18, 19 gelten entsprechend. 

§ 25 

Anweisung zur beschränkten Abwicklung 

(1) Reicht das Vermögen nach den Unterlagen 
des Treuhänders voraussichtlich nur aus, um nach 
Berichtigung der Ansprüche im Sinne des § 9 Abs. 1 
Nr. 1 und nach Deckung der Kosten die Ansprüche 
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im Sinne des § 9 Abs. 2 Nr. 2 ganz oder anteilig 
oder die Ansprüche im Sinne des § 9 Abs. 2 Nr. 3 
nur in Höhe von weniger als fünf vom Hundert des 
auf Deutsche Mark umgestellten oder in Deutsche 
Mark umgerechneten Betrages zu erfüllen, so hat 
das Bundesaufsichtsamt die Anweisung zur Abwick- 
lung auf die Erfüllung der Ansprüche und Kosten 
im Sinne des § 9 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 und 2 zu 
begrenzen. Die Aufforderung zur Anmeldung von 
Ansprüchen nach § 17 Abs. 1 kann unterbleiben. 

(2) §§ 18, 19 gelten entsprechend. 

§ 26 

Aufhebung der Treuhandsdiaft mangels Masse 

(1) Sind bei einem Kreditinstitut die Vorausset- 
zungen für die Anweisung zur Abwicklung nach 
§§ 16, 25 nicht gegeben, so berichtigt der Treuhänder 
die Ansprüche im Sinne des § 9 Abs. 1 und Abs. 2 
Nr. 1. 

(2) §§ 18, 19 gelten entsprechend. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Abwicklung der Vermögen von 
Versicherungsunternehmen und Bausparkassen 

§ 27 

Versicherungsunternehmen 

(1) Für die Abwicklung der im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes belegenen Vermögenswerte von 
Versicherungsunternehmen, die keine Umstellungs- 
rechnung nach der Dreiundzwanzigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz aufzustel- 
len hatten und auf die Artikel 3 des Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
zur Regelung von Ansprüchen aus Lebens- und 
Rentenversicherungen vom 25. Mai 1964 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 329) nicht angewendet worden ist, kön- 
nen die zuständigen Versicherungsaufsichtsbehörden 
Sonderbeauftragte bestellen. 

(2) Die Sonderbeauftragten haben auf Anweisung 
der zuständigen Versicherungsaufsichtsbehörde die 
von ihnen verwalteten Vermögen abzuwickeln. 

(3) Die Abwicklung erfolgt in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des Ersten Abschnitts. 
Ist bei Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit 
durch die Satzung die Verteilung des Vermögens 
ausgeschlossen, seine Verwendung entsprechend 
dem in der Satzung festgelegten Zweck nicht mög- 
lich oder der Inhalt der Satzung nicht bekannt, so 
gilt § 19 entsprechend. 

(4) Artikel 3 des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes zur Regelung von An- 
sprüchen aus Lebens- und Rentenversicherungen 
bleibt unberührt. 


§ 28 

Bausparkassen 

Für die Abwicklung der im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes belegenen Vermögenswerte von Bauspar- 
kassen, die ihren Sitz vor dem 9. Mai 1945 außer- 
halb dieses Gebietes hatten und die keine Umstel- 
lungsrechnung nach § 3 Abs. 3 der Dreiunddreißig- 
sten Durchführungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz aufzustellen haben, gilt § 27 entsprechend mit 
der Maßgabe, daß die für Bausparkassen zuständi- 
gen Aufsichtsbehörden Abwickler bestellen können. 


DRITTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 29 

Steuern 

(1) Die sich aus § 7 ergebenden Zinsverbindlich- 
keiten sind bei der Ermittlung des steuerlichen Ge- 
winns zu berücksichtigen. 

(2) Die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes er- 
gangenen Steuerbescheide sind zu berichtigen, so- 
weit sich der der Besteuerung bisher zugrunde ge- 
legte Gewinn auf Grund des Absatzes 1 ändert. 
Dies gilt auch, wenn die Verjährungsfrist bereits 
abgelaufen ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten bei der Fest- 
stellung des Einheitswertes des gewerblichen Be- 
triebes sinngemäß. 

§ 30 

Abkommen über deutsche Auslandsschulden 

(1) § 10 Satz 3 des Gesetzes zur Ausführung des 
Abkommens vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden vom 24. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1003), zuletzt geändert durch das Dritte 
Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes zur Ausführung 
des Abkommens vom 27. Februar 1953 über deut- 
sche Auslandsschulden vom 23. August 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 758), ist nicht mehr anzuwenden. 

(2) Eine Befriedigung von Ansprüchen nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes ist keine Regelung durch einen 
inländischen Schuldner im Sinne der §§ 31 bis 34, 
52, 53 des Gesetzes zur Ausführung des Abkommens 
vom 27. Februar 1953 über deutsche Auslands- 
schulden. 

§ 31 

Vorschrift über Schuldverschreibungen 

Das Gesetz betreffend die gemeinsamen Rechte 
der Besitzer von Schuldverschreibungen vom 4. De- 
zember 1899 (Reichsgesetzbl. S. 691), zuletzt ge- 
ändert durch § 56 Abs. 1 des Beurkundungsgesetzes 
vom 28. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1513, 
1520), gilt nicht für Schuldverschreibungen der unter 
dieses Gesetz fallenden Kreditinstitute. 
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§ 32 

Änderung 

des Dritten Umstellungsergänzungsgesetzes 

In § 7 des Dritten Umstellungsergänzungsgesetzes 
treten an die Stelle der Worte „außerhalb der Gren- 
zen des Deutschen Reiches nach dem Gebietsstand 
vom 31. Dezember 1937" die Worte „außerhalb des 
Geltungsbereiches dieses Gesetzes". 

§ 33 

Verwaltung von Unterlagen 

(1) Ist eine Berliner Altbank, die bis zum Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes nicht zum 
Neugeschäft zugelassen ist und deren geschäftliche 
Tätigkeit nicht von einem anderen Unternehmen 
übernommen worden ist oder betreut wird, nicht 
mehr in der Lage, ihre Unterlagen zu verwalten, so 
bestimmt das Bundesaufsichtsamt, ob und in wel- 
chem Umfang die Unterlagen an die Bundesschul- 
denverwaltung abzugeben sind. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für zur Abwick- 
lung verlagerte Geldinstitute, die nicht Berliner Alt- 
banken sind. 

§ 34 

Zulassung zum Neugeschäft 

(1) Die Zulassung einer Berliner Altbank zum 
Neugeschäft bestimmt sich nach den §§ 32, 33 des 
Gesetzes über das Kreditwesen vom 10. Juli 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 881), zuletzt geändert durch 
das Gesetz über die Rechnungslegung von bestimm- 


ten Unternehmen und Konzernen vom 15. August 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1189). 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für die Zulassung 
von verlagerten Geldinstituten, die nicht Berliner 
Altbanken sind, zum Neugeschäft. 

(3) § 4 des Altbankengesetzes vom 10. Dezember 
1953 (Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
S. 1483), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Vier- 
ten Umstellungsergänzungsgesetzes vom 23. De- 
zember 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 1083), wird auf- 
gehoben. 

§ 35 

Änderung des Gesetzes über das Kreditwesen 

In § 64 Satz 1 des Gesetzes über das Kreditwesen 
werden die Worte „mit der Maßgabe, daß § 35 
Abs. 2 Nr. 2 nicht auf solche Berliner Altbanken 
anzuwenden ist, die nicht zum Neugeschäft zugelas- 
sen sind" gestrichen. 

§ 36 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 37 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf seine 
Verkündung folgenden sechsten Monats in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 

L 


1. Vermögenswerte im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes von Kreditinstituten, die ihren Sitz vor 
dem 9. Mai 1945 außerhalb des Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes hatten und die der Aufsicht des 
Reichsaufsichtsamtes für das Kreditwesen unmittel- 
bar oder mittelbar unterstanden, können nach § 4 
des Dritten Umstellungsergänzungsgesetzes vom 
22. Januar 1964 (BGBL I S. 33) — 3. UEG — durch 
das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen {Bun- 
desaufsichtsamt) unter treuhänderische Verwal- 
tung gestellt werden. Die Regelung beruhte auf der 
Erwägung, daß der Zeitpunkt für eine endgültige 
Abwicklung der Westvermögen aus politischen und 
rechtlichen Gründen noch nicht gekommen sei. Der 
Gesetzgeber hielt es deshalb für angebracht, diese 
Vermögen — sofern sie nicht bereits nach § 9 der 
35. DVO zum Umstellungsgesetz (35. DVO/UG) bzw. 
des Altbankengesetzes (AltbG) vom 10. Dezember 
1953 (Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
S. 1483) unter Aufsicht standen — der staatlichen 
Aufsicht zu unterstellen, damit in Wahrung der Be- 
lange der Gläubiger und Anteilseigner (Mitglieder) 
ihre ordnungsgemäße Erfassung und Verwaltung 
unter einheitlicher, fachkundiger Aufsicht sicherge- 
stellt sei (siehe Drucksache IV/1457, Gesetzesbe- 
gründung B. 2. Abschnitt, Allgemeines Ziffer 1). 

Auf Grund dieser Vorschrift wurde bisher das 
Westvermögen von rd. 3 157 Kreditinstituten unter 
die Aufsicht von Einzel- oder Sammeltreuhändern 
gestellt; in dieser Zahl sind nicht enthalten die 
Kreditinstitute, die gegen die Bestellung eines 
Treuhänders ein zur Zeit noch schwebendes Rechts- 
mittelverfahren eingeleitet haben. Der etwaige 
Wert dieser Vermögen ergibt sich aus nachstehen- 
der Übersicht: 


Anzahl 

der 

Institute 

Höhe des Treuhandvermögens 

ca. 800 

. Die zugunsten dieser Institute im Wert- 
papierbereinigungsverfahren anerkann- 
ten Schuldverschreibungen (a-Ansprüche) 
sind nicht bedienungsfähig. 

1 856 

bis 

5 000 DM 


91 

über 

5 000 DM bis 

10 000 DM 

159 

über 

10 000 DM bis 

25 000 DM 

79 

über 

25 000 DM bis 

50 000 DM 

50 

über 

50 000 DM bis 

100 000 DM 

106 

über 

100 000 DM bis 1 

000 000 DM 

16 

über 

1 000 000 DM 


ca. 3 157 





Eine Aufschlüsselung der 2 357 Institute mit dem 
über bloße a-Ansprüche hinausgehenden Vermögen 
nach ihrer Rechtsform ergibt folgendes Bild über 
den Vermögensstand der einzelnen Gruppen nach 
dem Stand vom 1. Dezember 1970: 


1 . 

2 . 

3. 

4. 

5. 

6 . 


776 juristische Personen des 

öffentlichen Rechts rd. 49 620 000 DM 

13 Aktiengesellschaften . . . . rd. 24 480 000 DM 

1 540 Genossenschaften . . . . rd. 46 980 000 DM 


1 1 Personenhandelsgesell- 
schaften (OHG, KG) rd. 16 760 000 DM 

6 Einzelkaufleute rd. 2 440 000 DM 


1 1 eingetragene Vereine 
(Post-Spar- und Darlehens- 
vereine) rd. 460 000 DM 

Sa. 140 740 000 DM 


Auf Institute mit Sitz im Vertreibungsgebiet ent- 
fallen hiervon rd. 58 Millionen DM. 

2. Versicherungsunternehmen mit letztem Sitz vor 
dem 9. Mai 1945 außerhalb des Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes hatten vielfach im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes eine Hauptverwaltung. Sie hatten 
deshalb nach den Gesetzen zur Neuordnung des 
Geldwesens eine Umstellungsrechnung aufzustellen 
(vgl. §§ 1, 5 der 23. DVO/UG). Die Erfüllung ihrer 
Verbindlichkeiten sowie die Höhe, in der sie von 
der öffentlichen Hand Ausgleichsforderungen erhal- 
ten, um ihre Verbindlichkeiten erfüllen zu können, 
bestimmt sich nach den allgemeinen umstellungs- 
rechtlichen Vorschriften für Versicherungsunterneh- 
men. 

Ebenfalls geregelt sind die Rechtsverhältnisse pri- 
vater Lebensversicherungsunternehmen, Pensions- 
kassen und Sterbekassen mit letztem Sitz in einem 
Gebiete Deutschlands außerhalb des Geltungsberei- 
ches dieses Gesetzes, die im Währungsgebiet keine 
Umstellungsrechnung aufzustellen hatten und deren 
Verbindlichkeiten nach Maßgabe des Artikels 3 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes zur Regelung von Ansprüchen aus Lebens- 
und Rentenversicherungen vom 25. Mai 1964 
(BGBL I S. 329) durch ein Lebensversicherungsunter- 
nehmen erfüllt werden, das eine Umstellungsrech- 
nung aufstellt. 

Einer Regelung bedarf es somit grundsätzlich nur 
für Ost-Schadens-, Unfall- und Krankenversicherun- 
gen. Deren Westvermögen wird zur Zeit in der 
Regel von Abwesenheitspflegern verwaltet (z. B. 
die Westvermögen der ehemaligen öffentlich-recht- 
lichen Feuerversicherungsanstalten mit Sitz in Mit- 
tel- und Ostdeutschland, der Schlesischen Kranken- 
versicherungsanstalt für Handwerk und Gewerbe 
VVaG, früher Breslau). 
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Der Wert dieser schätzungsweise 50 bis 100 West- 
vermögen ist auf einige Millionen Deutsche Mark 
zu schätzen. 

3. Rechtlich selbständige Bausparkassen des priva- 
ten und des öffentlichen Rechts mit letztem Sitz vor 
dem 9. Mai 1945 außerhalb des Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes gab es, soweit bisher bekannt, je- 
weils nur eine (die Bausparkasse Deutsche Bauge- 
meinschaft AG. Leipzig, Hauptverwaltung König- 
stein/Taunus; Landesbausparkasse Sachsen, Dres- 
den, Körperschaft des öffentlichen Rechts). Die Bau- 
sparkasse des privaten Rechts hat eine Umstellungs- 
rechnung aufgestellt (§ 2 der Anordnung der Bau- 
sparkassenaufsichtsbehörden über die Bauspar- 
kasse mit Sitz außerhalb des Währungsgebietes aus 
Anlaß der Neuordnung des Geldwesens vom 
25. November 1949 in der Fassung des § 16 des 
3. UEG). Einer Abwicklungsregelung bedarf es so- 
mit nur für die Bausparkasse des Öffentlichen 
Rechts, sofern sich heraussteilen sollte, daß sie Ver- 
mögen im Geltungsbereich dieses Gesetzes besitzt. 
Soweit — wie in der Regel — die Bausparkassen 
unselbständige Abteilungen von Ostkreditinstituten 
des öffentlichen Rechts waren, erfolgt ihre Abwick- 
lung im Rahmen der Abwicklung des Westvermö- 
gens des Kreditinstituts. 

11 . 

1. Einer Abwicklungsregelung steht nach Ansicht 
der Bundesregierung nicht entgegen, daß bei der 
vom Bundesgesetzgeber 1964 im 3. UEG getroffenen 
Treuhänder-Regelung für die Westvermögen von 
Kreditinstituten der Gedanke bestimmend gewesen 
ist, daß der Zeitpunkt für eine endgültige Abwick- 
lung aus politischen und rechtlichen Gründen noch 
nicht gekommen sei, da diese Vermögen in Wah- 
rung der Belange der West- und Ostgläubiger bis 
zu einem Friedensvertrag oder einer gesamtdeut- 
schen Regelung erhalten bleiben müßten. In der 
Zwischenzeit ist der Bundesgesetzgeber mit dem 
Erlaß des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse nicht mehr bestehender öffentlicher Rechts- 
träger — Rechtsträger-Abwicklungsgesetz — vom 
6. September 1965 (BGBl. I S. 1065) von diesem 
Grundsatz abgegangen. Dieses Gesetz gestattet, daß 
lediglich die Ansprüche von West-Gläubigern aus 
dem hier vorhandenen Vermögen von Körperschaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen mit letztem Sitz vor 
dem 9. Mai 1945 außerhalb des Geltungsbereiches 
des Grundgesetzes befriedigt werden. 

Es bestehen keine politischen Bedenken, dieses 
Grundprinzip des Rechtsträger- Abwicklungsgesetzes 
auch auf die Westvermögen von Kreditinstituten, 
Versicherungsunternehmen und Bausparkassen zu 
erstrecken. Wie sich aus der Begründung zu § 27 
Abs. 4 des Regierungsentwurfs (jetzt § 27 Abs. 6) 
eines Rechtsträger-Abwicklungsgesetzes (Druck- 
sache IV/822) ergibt, ist die Unterstellung der West- 
vermögen von öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten, 
Versicherungsunternehmen und Bausparkassen un- 
ter dieses Gesetz lediglich deshalb unterblieben, 
weil die Bundesregierung beabsichtigte, die Ab- 
wicklung dieser Institute in einem auch die ent- 
sprechenden Institute des privaten Rechts umfassen- 
den Gesetz gemeinsam zu regeln. 


Diese Regelung sieht der vorliegende Gesetzentwurf 
vor. 

2. Der Deutsche Bundestag hat seine Auffassung, 
daß die Westvermögen abgewickelt werden sollen, 
vor allem durch seine Beschlüsse zu § 3 und § 6 des 
Zwanzigsten Gesetzes zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes — 20. ÄndG LAG — vom 15. Juli 
1968 (BGBl. I S. 806), durch welche insbesondere § 5 
des Währungsausgleichsgesetzes (WAG) ergänzt 
und § 87 Abs. 1 des Bundesvertriebenengesetzes ab- 
geändert wurden, zum Ausdruck gebracht. 

Die vom Deutschen Bundestag in seiner Sitzung 
vom 17. Mai 1968 in 3. Lesung einstimmig beschlos- 
sene Einfügung der Absätze 2 und 3 in § 5 WAG 
hatte zum Ziele, in Vorbereitung der Abwicklung 
der Westvermögen die Ermittlung der Höhe des 
Anspruchs pauschal oder durch einen Schiedsspruch 
festzulegen, mit dem der Ausgleichsfonds als Gläu- 
biger der auf ihn übergegangenen Ansprüche aus 
Sparguthaben Vertriebener an einer Abwicklung 
der Westvermögen teilnimmt, wenn den Schuldner- 
instituten ein Einzelnachweis der auf den Aus- 
gleichsfonds nach § 5 Abs. 1 WAG übergegangenen 
Ansprüche nicht möglich ist. Der neue Absatz 3 des 
§ 5 WAG sieht vor, daß von den Beträgen, die dem 
Ausgleichsfonds nach Absatz 2 zufließen, ein Anteil 
von mindestens fünfzig vom Hundert einem der in 
§ 96 des Bundesvertriebenengesetzes bezeichneten 
oder einem sonstigen gemeinnützigen Zweck im 
Sinne des § 17 des Steueranpassungsgesetzes, der 
vorwiegend den Vertriebenen und Flüchtlingen 
dient, zuzuführen ist. 

Das die Zuführung regelnde Gesetz, das den ge- 
bietlichen Belangen unter Berücksichtigung der 
Herkunft der zugeflossenen Mittel Rechnung zu tra- 
gen hat (§ 5 Abs. 3 Satz 2 WAG), wird erst vorge- 
legt werden können, wenn auf Grund der Durch- 
führung dieses Gesetzes feststeht, von welchen In- 
stituten und in welcher Höhe dem Ausgleichsfonds 
Zahlungen auf seine Ansprüche nach <§ 5 Abs. 1 
WAG zufließen. 

Durch die Einfügung einer neuen Nummer 5 in § 87 
Abs. 1 des Bundesvertriebenengesetzes beseitigt 
das 20. ÄndG LAG (§ 6) ferner den nach §§82 ff. des 
Bundesvertriebenengesetzes bestehenden Ausschluß 
einer Inanspruchnahme von Kreditinstituten (juristi- 
schen Personen, Handelsgesellschaften, Einzelkauf- 
leuten) mit letztem Sitz vor dem 9. Mai 1945 in 
einem Vertreibungsgebiet aus Verbindlichkeiten, 
die vor der Vertreibung oder vor der Flucht be- 
gründet worden waren, unter der Voraussetzung, 
daß das Kreditinstitut seinen Sitz, eine Nieder- 
lassung oder einen Ort der Geschäftsleitung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes hat. Hierdurch 
wird der Zugriff auf das Westvermögen dieser 
Kreditinstitute, sofern und soweit er bisher durch 
das Bundesvertriebenengesetz ausgeschlossen war, 
ermöglicht. Sofern Kreditinstitute keinen Sitz, keine 
Niederlassung und keinen Ort der Geschäftsleitung 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben und nach 
§ 4 des 3. UEG unter Treuhandverwaltung stehen, 
wird ihre Inanspruchnahme erst auf Grund dieses 
Gesetzentwurfs eröffnet. 
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IIL 

Die Grundzüge des Entwurfs sind folgende: 

1. Die Abwicklung eines Instituts erfolgt auf An- 
weisung des Bundesaufsichtsamtes (§ 1 Abs. 1) 
bzw. der für Versicherungsunternehmen und 
Bausparkassen zuständigen Aufsichtsbehörden 
(§ 27 Abs. 2, § 28). 

2. Je nach dem Umfang des Vermögens und der 
aus ihm zu erfüllenden Verbindlichkeiten ergeht 
die Anweisung zur vollständigen Abwicklung 
(§ 16), d. h. zur Erfüllung der bevorrechtigten 
wie die der nicht-bevorrechtigten Ansprüche 
(Näheres siehe § 9), oder zur auf die bevorrech- 
tigten Ansprüche (§ 9 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 
und 2) beschränkten Abwicklung (§ 25). 

Ergibt sich im Verlauf der Abwicklung (§ 16), 
daß ein die weiteren Kosten der Abwicklung 
deckendes Vermögen nicht mehr vorhanden ist, 
so wird die Abwicklung eingestellt (§ 24). 

Sind die Voraussetzungen für eine Abwicklung 
mangels Masse nicht gegeben, unterbleibt eine 
Abwicklung (§ 26). 

3. Die Erfüllung von Ansprüchen bestimmt sich 
nach den Vorschriften des Abwicklungsgesetzes 
(§ 1 Abs. 2). Grundsätzlich können nur An- 
sprüche von Westgläubigern geltend gemacht 
werden (§ 2). Ansprüche, die nicht innerhalb 
einer Ausschlußfrist von sechs Monaten beim 
Treuhänder angemeldet werden, sind von der 
Abwicklung ausgeschlossen (§17 Abs. 1 Satz 3). 
Die Rangordnung, nach welcher die Kosten der 
Abwicklung zu berichtigen und die berücksichti- 
gungsfähigen Ansprüche zu erfüllen sind, be- 
stimmt § 9. 

4. Um Doppelleistungen und eine unter dem Ge- 
sichtspunkt des wirtschaftlichen Interesses der 
Gläubiger unnötige verwaltungsmäßige Bela- 
stung der Ausgleichsverwaltung zu vermeiden, 
die dann gegeben wäre, wenn die Erfüllung 

. eines Anspruchs im Ab wicklungs verfahren zur 
Wiederaufnahme eines diesen Anspruch mitum- 
fassenden Entschädigungsverfahrens führen 
würde (§ 39 Abs. 1 Feststellungsgesetz, §§ 342, 
360 LAG), können nach § 4 solche Ansprüche 
nicht geltend gemacht werden, für die bereits 
eine Entschädigung zuerkannt worden ist, die 
zumindest dem Betrage entspricht, den der 
Gläubiger bei voller Erfüllung seines Anspruchs 
im Ab wicklungs verfahren erhalten könnte. Den 
Nachweis, daß der eine entsprechende Entschä- 
digung nicht erhalten hat, hat der Gläubiger 
durch eine Negativbescheinigung des zuständi- 
gen Ausgleichsamtes zu führen. 

Von einer Geltendmachung ausgeschlossen sind 
ferner u. a. solche Ansprüche (Guthaben), für 
die der Gläubiger bereits Zahlungen in Deut- 
scher Mark (Ost) erhalten hat (§ 5 Nr. 1), sowie 
Ansprüche, die von einem Ostgläubiger an ihn 
abgetreten worden sind (§ 5 Nr. 5). 

5. Ist, wie regelmäßig zu erwarten, nach Erfüllung 
der Gläubigeransprüche kein Vermögen mehr 


vorhanden, so wird die Treuhandschaft nach 
Rechnungslegung durch das Bundesaufsichtsamt 
aufgehoben. Die Geschäftsunterlagen sind zur 
Verwaltung, Auswertung und Auskunfterteilung 
regelmäßig an die im Rahmen des Lastenaus- 
gleichsverfahrens eingerichteten Heimataus- 
kunftstellen bzw. Auskunftstellen zu übergeben. 

6. Verbleibt in Ausnahmefällen ein Restvermögen, 
so hat der Treuhänder gegenüber dem Bundes- 
aufsichtsamt über die Befriedigung der Gläubiger 
Rechnung zu legen. Das weitere Verfahren be- 
züglich des Restvermögens ist je nach der 
Rechtsform des Schuldnerinstituts unterschied- 
lich. 

a) Bei öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten ist 
ein verbleibender Vermögensüberschuß vom 
Treuhänder auf den Präsidenten des Bundes- 
ausgleichsamtes zur treuhänderischen Ver- 
waltung bis zu einer Friedensvertragsrege- 
lung zu übertragen. Gläubiger, die an dem 
Abwicklungsverfahren nicht teilgenommen 
haben, können das Restvermögen grundsätz- 
lich nicht in Anspruch nehmen (§19 Abs. 2). 
Der nach § 4 des 3. UEG berufene Treuhänder 
wird abberufen (§19 Abs. 1 Satz 2). 

b) Das Restvermögen von Kreditinstituten des 
privaten Rechts ist vom Treuhänder grund- 
sätzlich den Berechtigten (Aktionären, Ge- 
nossen, Gesellschaftern, Einzelkaufleuten) 
zur Verfügung zu stellen. Danach wird die 
Treuhandschaft aufgehoben. 

Im Hinblick auf die infolge der unterschied- 
lichen Rechtsform der Institute unterschied- 
liche zivilrechtliche Rechtslage sind für das 
Verteilungsverfahren folgende voneinander 
abweichende Regelungen erforderlich: 

aa) Der Treuhänder eines Kreditinstituts in 
der Rechtsform der Aktiengesellschaft 
hat nach einem Aktionärsaufruf und nach 
Ablauf der zweijährigen Verjährungsfrist 
für Ansprüche von Westgläubigern (§§ 2 
bis 9) das Restvermögen an die West- 
und Ostaktionäre entsprechend dem Ver- 
hältnis ihrer Aktiennennbeträge zu ver- 
teilen; nicht auszahlbare Beträge sind zu 
hinterlegen. Die Geschäftsunterlagen 
sind auch hier in der Regel an die Hei- 
matauskunftstellen bzw. Auskunftstellen 
herauszugeben (§ 20). 

bb) a 1) Ist bei einer Genossenschaft auf 
Grund der letzten vor dem 9. Mai 
1945 für einen Stichtag, der nicht 
vor dem 1. Januar 1942 liegt, fest- 
gestellten Bilanz die Anzahl der 
Mitglieder bekannt, so ist das Rest- 
vermögen nach Ablauf der zwei- 
jährigen Verjährungsfrist nach 
Maßgabe des § 21 Abs. 2 und 3 an 
die Genossen zu verteilen. Im übri- 
gen gilt aa) entsprechend. 

bl) Ist die Anzahl der Mitglieder nicht 
feststellbar, würde es eine unbillige 
Begünstigung der im Geltungsbe- 
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reich dieses Gesetzes ansässigen 
und sich meldenden (wenigen) Mit- 
glieder bedeuten, wenn auf sie das 
Restvermögen verteilt würde. Die- 
ses ist deshalb auf den Präsidenten 
des Bundesausgleichsamtes zur 
treuhänderischen Verwaltung bis 
zu einer Friedensvertragsregelung 
zu übertragen (§ 22). 

cc) In allen übrigen Fällen hat der Treu- 
händer einen Vermögensüberschuß sowie 
die Geschäftsunterlagen an die Berech- 
tigten (OHG, KG, Einzelkaufmann) her- 
auszugeben. Die Ansprüche gegen das 
Kreditinstitut oder gegen die für die 
Verbindlichkeiten haftenden Gesellschaf- 
ter verjähren zwei Jahre danach. Die 
Haftung ist auf das Restvermögen be- 
schränkt (§ 23). 

IV. 

Die Abwicklung der Westvermögen von Versiche- 
rungsunternehmen und Bausparkassen (siehe oben 
I. 2., 3.) erfolgt unter entsprechender Anwendung 
der für Kreditinstitute geltenden Grundsätze. 

Da diese Westvermögen — im Gegensatz zu den- 
jenigen der Kreditinstitute — zur Zeit nicht von 
Treuhändern verwaltet werden, bedarf es, damit 
die Vorschriften des Ersten Abschnitts entsprechend 
angewendet werden können, der Bestellung gesetz- 
licher Verwalter. Die zuständige Aufsichtsbehörde 
kann deshalb nach § 27 Abs. 1 für das Westvermö- 
gen von Versicherungsunternehmen Sonderbeauf- 
tragte, nach § 28 für Bausparkassen Abwickler be- 
stellen. 

V. 

1. Der vorliegende Gesetzentwurf ist — mit ge- 
wissen Abweichungen — siehe hierzu unter 2. — im 
Frühjahr 1969 von der Bundesregierung bei den ge- 
setzgebenden Körperschaften eingebracht worden 
(Bundesrat-Drucksache 146/69, Drucksache V/4256). 
Er konnte jedoch aus Zeitgründen vor Ablauf der 
5. Wahlperiode nicht mehr abschließend beraten 
werden. 

2. Gegenüber der Vorlage in der 5. Wahlperiode 
(nachfolgend als E. I bezeichnet) unterscheidet sich 
der Entwurf vor allem in folgender Hinsicht: 

a) Nach § 4 E. I sollten Ansprüche gegen Institute 
in Vertreibungsgebieten im Abwicklungsverfah- 
ren nur insoweit geltend gemacht werden kön- 
nen, als sie nicht bereits im Rahmen der Kriegs- 
folgengesetzgebung entschädigt worden sind 
oder entschädigt werden können. Hierdurch 
sollten Doppelleistungen ausgeschlossen werden. 

Eine entsprechende Regelung für Ansprüche 
gegen Institute mit letztem Sitz im anderen Teil 
Deutschlands oder in Berlin (Ost) brauchte der 
Entwurf nicht vorzusehen, da eine Entschädi- 
gungsregelung für Vermögensschäden in diesen 
Gebieten noch nicht ergangen war. Es wurde er- 


wartet, daß eine Erfüllung derartiger Ansprüche 
nach Maßgabe der vorgesehenen Abwicklungs- 
regelung zeitlich der Zuerkennung von Entschä- 
digungsansprüchen nach Maßgabe des ebenfalls 
in Vorbereitung befindlichen Einundzwanzigsten 
Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsge- 
setzes (21.ÄndG LAG) vorangehen werde. Ent- 
gegen dieser Erwartung ist das 21.ÄndG LAG 
vom 18. August 1969 (BGBl. I S. 1232) bereits 
am 30. September 1969 in Kraft getreten. Die 
dort getroffene Regelung enthielt jedoch für die 
Hauptentschädigung zum Ausgleich von Zonen- 
schäden noch gewisse soziale Beschränkungen, 
die durch die 23. Novelle zum Lastenausgleichs- 
gesetz beseitigt worden sind. Damit kann nun- 
mehr weitgehend Hauptentschädigung für Zo- 
nenschäden wie für Vertreibungsschäden und 
Ostschäden gewährt werden. Angesichts dieser 
veränderten Rechts- und Sachlage ist die früher 
auf Institute im Vertreibungsgebiet beschränkte 
Ausschlußregelung für die Geltendmachung von 
Ansprüchen nach dem vorliegenden Entwurf auf 
Institute im Schadensgebiet erweitert worden. 

Die Regelung, die § 4 vorsieht, berücksichtigt in 
angemessener Weise die Belange der Gläubiger 
wie der Treuhänder und der Ausgleichsverwal- 
tung. Sie beschränkt im Ergebnis die Einbezie- 
hung von Ansprüchen in die Abwicklung auf die 
Fälle, in denen Ansprüche nicht bereits in der 
Höhe entschädigt worden sind, in der sie bei 
voller Bedienung durch den Treuhänder höch- 
stens erfüllt werden könnten. Diese Regelung 
hat weiterhin den Vorteil, daß durch den Aus- 
fall der bereits voll entschädigten Gläubiger die 
Zahl der abwickelbaren Vermögen erhöht und 
die Quote für die an der Abwicklung teilneh- 
menden restlichen Gläubiger verbessert wird. 

b) Zur Sicherung eines eventuellen Rückforderungs- 
anspruchs kann die Ausgleichsverwaltung nach 
Unterrichtung durch den Treuhänder über die 
Höhe eines auf einen Gläubiger entfallenden 
Erfüllungsbetrages den Übergang dieses An- 
spruchs auf sich nach Maßgabe des neu einge- 
fügten § 15 bewirken. 

c) In welcher Reihenfolge die Gläubigeransprüche 
zu befriedigen sind, ergab sich im E. I (§ 9) aus 
Verweisungen auf die entsprechenden Vorschrif- 
ten des Rechtsträger-Abwicklungsgesetzes. Im 
Interesse einer leichteren Verständlichkeit und 
Anwendbarkeit des Gesetzes übernehmen §§ 9, 
13 die bisher in Bezug genommenen Regelungen 
des Rechtsträger-Abwicklungsgesetzes in den 
Gesetzestext. 

d) Nach § 13 E. I war die Anordnung zur vollstän- 
digen Abwicklung zu erteilen, wenn nach den 
Unterlagen des Treuhänders das Vermögen vor- 
aussichtlich ausreicht, die nicht-bevorrechtigten 
Ansprüche in Höhe von mindestens 10 v. H. zu 
erfüllen. Würde sich im Laufe der Abwicklung 
herausstellen, daß diese Ansprüche nur in Höhe 
von 5 V. H. bis 10 v. H. erfüllt werden können, 
so sollte gleichwohl weiter abgewickelt werden. 
Erst wenn sich herausstellte, daß die Mindest- 
quote unter 5 v. H. liegt, sollte das Bundesauf- 
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sichtsamt die Anweisung zur Abwicklung der 
nicht-bevorrechtigten Ansprüche zurücknehmen 
können (§ 20 Abs. 1 E. I). 

Stand dagegen von vornherein fest, daß die 
Mindestquote von 10 v. H. für die nicht-bevor- 
rechtigten Ansprüche nicht erreicht werden kann, 
so war die Anweisung zur Abwicklung auf die 
bevorrechtigten Ansprüche zu begrenzen (§ 21 
Abs. 1 Satz 2 E. I). 

Diese unterschiedliche Regelung könnte eine Un- 
gleichbehandlung der Gläubiger (Artikel 3 GG) 
darstellen. Denn ein nicht-bevorrechtigter Gläu- 
biger, dessen Schuldnerinstitut nach §§ 13, 20 
E. I abgewickelt wird, hätte nicht nur eine zwi- 
schen 10 V. H. und 5 v. H. liegende, sondern so- 
gar auch eine unter 5 v. H. liegende Quote er- 
halten können. Demgegenüber hätte ein nicht- 
bevorrechtigter Gläubiger, dessen Schuldner- 
institut auf Grund einer Anweisung beschränkt 
abgewickelt wird, überhaupt nichts erhalten, 
wenn die Mindestquote von 10 v. H. nicht er- 
reicht wird. 

Um diese Ungleichheit zu vermeiden und um 
gleichzeitig die endgültige Abwicklung einer 
möglichst großen Anzahl von Instituten zu er- 
reichen, ist einmal in § 16 Abs. 1 der Mindest- 
satz, zu dem sonstige Verbindlichkeiten voraus- 
sichtlich erfüllt werden können — was Voraus- 
setzung für eine Anordnung zur vollständigen 
Abwicklung ist — , auf 5 v. H. herabgesetzt wor- 
den. Andererseits ist die begrenzte Rücknahme 
der Anordnung zur vollständigen Abwicklung 
nicht mehr an einen bestimmten Prozentsatz ge- 
bunden. Die Abwicklung ist vielmehr so lange 
fortzusetzen, bis ein die weiteren Kosten des 
Verfahrens deckendes Vermögen nicht mehr vor- 
handen ist. Ist dies zu erwarten, so hat das Auf- 
sichtsamt die Einstellung des Ab Wicklung s Ver- 
fahrens anzuordnen (§ 24 Abs. 1). 

Nur wenn nach den Unterlagen des Treuhänders 
mit einer Erfüllung der sonstigen Ansprüche in 
Höhe von weniger als 5 v. H. zu rechnen ist, 
sind diese Ansprüche von einer Berücksichtigung 
im Abwicklungsverfahren von Anfang an aus- 
geschlossen. Nach § 25 Abs. 1 Satz 1 ist die An- 
weisung zur Abwicklung auf die Ansprüche im 
Sinne des § 9 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 und 2, 
d. h. auf die bevorrechtigten Ansprüche, zu be- 
schränken. Reichsmarkansprüche in das Abwick- 
lungsverfahren einzubeziehen, bei denen von 
Anfang an zu erwarten ist, daß sie nicht einmal 
mit 5 V. H. ihres Nennbetrages in Deutscher Mark 
befriedigt werden können, erscheint bei Abwä- 
gen des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
des Arbeits- und Kostenaufwandes einerseits 
und des wirtschaftlichen Interesses der Gläubiger 
an einer Berücksichtigung ihrer Ansprüche an- 
dererseits sachlich nicht gerechtfertigt. Dabei ist 
zu beachten, daß die Umstellung (Umrechnung) 
der Reichsmarkverbindlichkeiten auf Deutsche 
Mark regelmäßig im Verhältnis 100:10 (z. B. 
Schuldverschreibungen, Darlehen) oder 100 : 6,50 
(Guthaben) erfolgte; 5 v. H. eines auf Deutsche 
Mark um gestellten Anspruchs über 100 Reichs- 
mark sind somit 0,50 DM bzw. 0,32 DM. 


e) In aller Regel werden aus den Westvermögen 
die berücksichtigungsfähigen Ansprüche nicht 
voll befriedigt werden können. Nur in einigen 
wenigen Fällen ist zu erwarten, daß nach voller 
Erfüllung der Ansprüche noch ein Restvermögen 
vorhanden sein wird. E, I hatte beide Möglich^ 
keiten jeweils in derselben, Schuldnerinstitute 
einer bestimmten Rechtsform (z. B. öffentliche 
Anstalten, Aktiengesellschaften, Genossenschaf- 
ten) betreffenden Vorschrift (vgl. §§ 15 bis 19 
E. I) geregelt. Dies erschwerte die Übersichtlich- 
keit. Aus systematischen Gründen sind deshalb 
in § 18 generell für alle Institutsgruppen die 
Vorschriftep zusammengefaßt, die bei der Be- 
endigung der Abwicklung im Regelfall, d. h. 
wenn kein Restvermögen verbleibt, zur Anwen- 
dung kommen. Die Spezialvorschriften für die 
einzelnen Institutsgruppen (§§19 bis 23) betreffen 
nur noch die Beendigung der Abwicklung, sofern 
nach Befriedigung der Gläubiger ein Restvermö- 
gen vorhanden ist. 

f) Um von dem Zusammenbruch von 1945 bzw. der 
Währungsumstellung von 1948 betroffene natür- 
liche und juristische Personen von Verpflichtun- 
gen aus der vorangegangenen Zeit zu entlasten 
und um ihnen dadurch einen wirtschaftlichen 
Neuanfang zu ermöglichen, sehen die einschlä- 
gigen Kriegsfolgengesetze entweder den Aus- 
schluß einer Inanspruchnahme der Schuldner 
(§§ 82 ff. Bundesvertriebenengesetz) oder — wie 
bei Kreditinstituten, Versicherungsunternehmen 
und Bausparkassen mit Sitz oder Geschäfts- 
leitung am 8. Mai 1945 im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes — eine Abdeckung der alten Ver- 
bindlichkeiten mit Mitteln der öffentlichen Hand 
(Ausgleichsforderungen) vor. Die Ostkredit- 
institute bzw. die für ihre Verbindlichkeiten haf- 
tenden, im Bundesgebiet ansässigen Gesellschaf- 
ter bzw. Firmeninhaber nach Durchführung der 
Abwicklung persönlich für die nicht erfüllten 
Ansprüche haften zu lassen, würde auch bei Be- 
rücksichtigung der sich aus dem Vertragshilfe- 
recht ergebenden Erleichterungen eine im Ver- 
gleich zu den erwähnten Regelungen der Kriegs- 
folgengesetze unangemessene Belastung der Be- 
troffenen bedeuten. Entgegen § 19 Abs. 3 E. I be- 
schränkt deshalb § 23 Abs. 2 die Haftung der 
Gesellschafter und Einzelkaufleute gegenständ- 
lich auf den an sie vom Treuhänder nach Be- 
friedigung der Gläubiger herausgegebenen Ver- 
mögensüberschuß. Sofern kein Vermögensüber- 
schuß verbleibt, entfällt jede Haftung (§ 18 
Abs. 2). 

g) Vor allem bei Kreditgenossenschaften aus den 
Vertreibungsgebieten wird es in nicht wenigen 
Fällen schwierig sein, ein eventuelles Restver- 
mögen anteilig auf die Mitglieder zu verteilen, 
da infolge Verlustes aller Geschäftsunterlagen 
die Zahl der Mitglieder und die Höhe ihrer Ge- 
schäftsguthaben nicht feststellbar ist. Indem § 21 
Abs. 2 — in Abänderung des § 17 Abs. 2 E, I — 
gestattet, zur Feststellung der Anzahl der Mit- 
glieder bis auf eine Bilanz für einen Stichtag 
nicht vor dem 1. Januar 1942 zurückzugehen, 
dürfte in einem größeren Umfang, als nach § 17 
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E. I zu erwarten, die Verteilung eines Restver- 
mögens an die Genossen möglich werden. 

h) In der Erwartung, daß das Abwicklungsgesetz 
vor einer Schluß re ge lung für die Währungsum- 
stellung in Kraft treten wird, wurden einige 
Vorschriften aus dem Entwurf eines Umstel- 
lungsschlußgesetzes (Drucksache V/1870) in die- 
sen Entwurf übernommen (§§ 33 bis 35). Es be- 
steht insofern ein Sachzusammenhang, als sie 
die Verwaltung von Bankunterlagen durch eine 
öffentliche Stelle betreffen, wenn Inhaber einer 
Berliner Altbank zu ihrer Betreuung nicht mehr 
in der Lage sind. Sie betreffen ferner die Zulas- 
sung von Berliner Altbanken zum Neugeschäft 
und die Rücknahme der Erlaubnis zum Betrei- 
ben eines Bankgeschäfts, wenn eine Berliner 
Altbank oder ein aus dem Osten verlagertes 
Geldinstitut infolge Tod oder sonstigen Ausfalls 
ihrer Inhaber oder Geschäftsführer keine Ge- 
schäftstätigkeit mehr ausüben. 

VI. 

Zu den finanziellen Auswirkungen des Gesetzes 

wird folgendes bemerkt; 

1. Dem Ausgleichsfonds (§ 5 LAG) werden auf 
Grund des Gesetzes auf seine Ansprüche nach 
§ 5 WAG Zahlungen in Höhe von schätzungs- 
weise 20 bis 30 Millionen DM zufließen. 

2. a) Nach Abschnitt 1 des Gesetzes hat das Bun- 

desaufsichtsamt die Entscheidung über die 
Art und Weise zu treffen, in welcher die ein- 
zelnen Kreditinstitute abzuwickeln sind (§§ 1, 
16, 24 bis 26), und nach Befriedigung der 
Gläubiger und nach Verteilung eines even- 
tuellen Restvermögens die Rechnungen der 
Treuhänder zu prüfen sowie die Bestellung 
der Treuhänder aufzuheben (§ 18 Abs. 1, § 19 
Abs. 1, § 20 Abs. 1, 6, § 21 Abs. 1, § 23 Abs. 1, 
§ 24 Abs. 2). Diese Aufgaben werden zu einer 
erheblichen zusätzlichen Arbeitsbelastung des 
Bundesaufsichtsamtes führen. Darüber hinaus 
ist im Hinblick auf die Vielzahl an schwieri- 
gen rechtlichen und tatsächlichen Problemen, 
vor welche die Treuhänder bei Durchführung 
des Gesetzes gestellt werden, davon auszu- 
gehen, daß das Bundesaufsichtsamt in seiner 
Eigenschaft als Aufsichtsbehörde für die 
Treuhänder (§ 5 Abs. 1 Satz 1 des 3. UEG) 
diese in erheblichem Umfang zu beraten ha- 
ben wird. Zur Bewältigung dieser sich über 
Jahre erstreckenden Aufgaben werden von 
der Verkündung des Gesetzes an je eine zu- 
sätzliche Planstelle der Besoldungsgruppen 
A 13/14, A 10 und BAT IV b für erforderlich 
und ausreichend angesehen. Die zusätzlichen 
personellen und sächlichen Kosten beim Bun- 
desaufsichtsamt werden jährlich schätzungs- 
weise 94 000 DM betragen. 

b) Nach Abschnitt 2 des Gesetzes obliegen dem 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- 
und Bausparwesen auf dem Sektor der Ver- 
sicherungsunternehmen und Bausparkassen 


entsprechende Aufgaben. Im Hinblick auf die 
geringere Anzahl der abzuwickelnden West- 
vermögen wird der zu erwartende zusätzliche 
Arbeitsanfall erheblich geringer sein als beim 
Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen. 
Zu seiner Bewältigung wird zunächst ein Mit- 
arbeiter des höheren Dienstes (Besoldungs- 
gruppe A 13/14) für ausreichend angesehen. 
Die zusätzliche jährliche finanzielle Mehrbe- 
lastung beträgt schätzungsweise 36 000 DM. 

c) Die aufgeführten personellen und sächlichen 
Mehrkosten (insgesamt schätzungsweise 
130 000 DM) werden zu neunzig v. H. von den 
Kreditinstituten und Versicherungsunterneh- 
men erstattet (§ 51 Kreditwesengesetz, § 101 
Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen und Bauspar- 
kassen). 

d) Die Verwaltungskosten des Präsidenten des 
Bundesausgleichsamtes in seiner Funktion als 
Treuhänder für die auf ihn übergehenden 
Restvermögen sind aus diesen zu decken 
(§ 19 Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § 5 Abs. 4 des 

3. UEG, § 22, § 24 Abs. 2, § 25 Abs. 2, § 26 
Abs. 2). 

VII. 

Die Gesetzgebungsbefugnis des Bundes ergibt sich 
aus Artikel 74 Nr. 1, 11 des Grundgesetzes. 


Besonderes 

ERSTER ABSCHNITT 

Abwicklung der Vermögen von Kreditinstituten 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Allgemeine Bestimmungen 

Zu § 1 

Nach § 5 Abs. 2 des 3. UEG dürfen die nach § 4 des 
3. UEG bestellten Treuhänder über das ihrer Ver- 
waltung unterliegende Vermögen grundsätzlich 
nicht verfügen. Diese Vorschriften sind bis zur Auf- 
hebung einer Treuhandschaft für diese maßgebend. 
Eine Änderung der Rechtslage tritt jedoch ein, so- 
fern das Bundesaufsichtsamt einen Treuhänder nach 
Absatz 1 anweist, das von ihm verwaltete Vermö- 
gen abzuwickeln. Ergeht eine derartige Anweisung, 
so hat der Treuhänder nach Maßgabe der §§ 2 ff . die 
Abwicklung durchzuführen und nach Feststellung 
der berücksichtigungsfähigen Ansprüche diese im 
Rahmen der vorhandenen Vermögenswerte voll 
oder anteilig zu befriedigen. 

Absatz 2 Satz 1 stellt klar, daß mit der Anweisung 
zur Abwicklung die Gläubiger nicht ein freies Zu- 
griff srecht auf die vorhandenen Vermögen erhalten. 
Die Verfügungsbeschränkung des § 5 Abs. 2 Satz 1 
des 3. UEG besteht vielmehr fort. Eine Erfüllung 
von Ansprüchen ist nur nach Maßgabe des Entwurfs 
möglich. 
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Darf ein Treuhänder bereits nach geltendem Recht 
zur Vermeidung unbilliger Härten nach Maßgabe 
des § 5 Abs. 2 Satz 2 des 3. UEG Versorgungsver- 
bindlichkeiten erfüllen, so bleibt diese Befugnis un- 
berührt. Ebenso darf das Bundesaufsichtsamt nach 
Anordnung der Abwicklung und vor genereller Er- 
füllung der Gläubigeransprüche eine entsprechende 
Befreiung von der allgemeinen Verfügungsbe- 
schränkung erteilen. Satz 2 stellt dies klar. 

Zu § 2 

Diese Vorschrift legt bestimmte Voraussetzungen 
fest, die in der Person der Berechtigten gegeben sein 
müssen — die sogenannte Westwohnsitzvorausset- 
zung — , damit ihre Ansprüche bei der Abwicklung 
berücksichtigt werden können. 

Geltend gemacht werden können nach Absatz 1 nur 
die Ansprüche von Berechtigten, die eine der fol- 
genden Voraussetzungen erfüllen: 

1. Nach Nummer 1 sind die Ansprüche von Gläu- 
bigern — natürlichen und juristischen Perso- 
nen — berücksichtigungsfähig, die zu irgend- 
einem Zeitpunkt nach dem 8. Mai 1945 und vor 
der Anweisung zur Abwicklung ihren Wohnsitz 
oder Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hatten. Nicht erforderlich ist, daß ein Gläubiger 
die Westwohnsitzvoraussetzung noch im Zeit- 
punkt der Anweisung erfüllt. Daher ist z. B. der 
Anspruch eines Gläubigers berücksichtigungs- 
fähig, der nach dem 8. Mai 1945 seinen Wohnsitz 
aus einem Ort im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes in einen Ort im Gebiete des ehemaligen 
Deutschen Reiches außerhalb des Geltungsbe- 
reiches dieses Gesetzes verlegt hat. 

2. Nummer 2 betrifft die Ansprüche von Gläubi- 
gem — natürlichen Personen — , die zu irgend- 
einem Zeitpunkt nach dem 8. Mai 1945 und vor 
der Anweisung zur Abwicklung die Staatsange- 
hörigkeit eines Staates besaßen, dem gegen- 
über das Abkommen vom 27. Februar 1953 über 
deutsche Auslandsschulden (Londoner Schuldenab- 
kommen) vor der Anweisung zur Abwicklung 
wirksam geworden ist, oder die in einem solchen 
Staat in dem maßgeblichen Zeitraum ansässig 
waren. Unter diese Bestimmung fallen z. B. ein 
in einem Ostblockstaat ansässiger britischer 
Staatsangehöriger sowie ein Staatsangehöriger 
eines Ostblockstaates mit Wohnsitz oder dauern- 
dem Aufenthalt in Großbritannien. 

3. Nummer 3 enthält eine Nummer 2 entsprechende 
Regelung für Gläubiger — juristische Perso- 
nen — , die nach dem 8. Mai 1945 und vor der 
Anweisung zur Abwicklung ihren Sitz in einem 
Staat hatten, dem gegenüber bis zu letzterem 
Zeitpunkt das Londoner Schuldenabkommen 
wirksam geworden ist. 

4. Nummer 4 bestimmt, daß die Ansprüche von 
Staaten, denen gegenüber das Londoner Schul- 
denabkommen vor der Anweisung zur Abwick- 
lung wirksam geworden ist, zu berücksichtigen 
sind, 

Absatz 2 bestimmt, wann die Wohnsitzvorausset- 
zung des Absatzes 1 erfüllt ist, wenn ein Anspruch 


einer Erbengemeinschaft, Eheleuten oder einer son- 
stigen Gemeinschaft zur gesamten Hand zusteht. 

Zu § 3 

Nach dieser Vorschrift können bestimmte Ansprüche 
ohne Rücksicht auf den Wohnsitz des Gläubigers 
geltend gemacht werden, da ein Abstellen auf einen 
Westwohnsitz nicht gerechtfertigt wäre. Es handelt 
sich hierbei um folgende Ansprüche: 

Nach Nummer 1 um Ansprüche, die von einer nach 
dem 8. Mai 1945 zur Verwaltung des Vermögens be- 
bestellten Person begründet worden sind, d. h. von 
einem Abwesenheitspfleger oder von einem Treu- 
händer, der nach § 9 der 35. DVO/UG, § 16 des 
AltbG oder § 4 des 3. UEG bestellt worden ist; 
nach Nummer 2 um Ansprüche aus im Grundbuch 
eingetragenen Rechten an Grundstücken oder grund- 
stücksgleichen Rechten, die im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes belegen sind. 

Zu § 4 

Verluste, die natürliche Personen an Spareinlagen 
oder an anderen privatrechtlichen geldwerten An- 
sprüchen als Reichsmarkspareinlagen erlitten haben, 
werden regelmäßig durch die einschlägigen Kriegs- 
folgengesetze im Rahmen des allgemeinen Lasten- 
ausgleichs erfaßt. Soweit es sich um Verluste han- 
delt, die in den Vertreibungsgebieten eingetreten 
sind, sind diese regelmäßig bereits nach dem WAG 
und nach dem LAG abgegolten. Für Schäden, die 
unter das nunmehr durchzuführende RepG fallen, 
haben die Berechtigten teilweise schon in der Ver- 
gangenheit Leistungen als Vorauszahlungen (z. B. 
Darlehen nach § 85 des Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetzes vom 5. November 1957, BGBl. I S. 1747) er- 
halten. Für Schäden im anderen Teil Deutschlands 
läuft die Gewährung von Entschädigungen auf 
Grund des 21. ÄndG LAG am 1. Januar 1970 an; die 
Schadensfeststellung hierfür ist bereits seit Jahren 
im Gange. 

Wer an der Abwicklung teilnimmt, kann für den 
Teil seiner Ansprüche, der hiernach befriedigt wird, 
keine Ansprüche auf Entschädigung geltend machen. 
Eine doppelte Abgeltung ist weder veranlaßt noch 
vertretbar. Demzufolge muß entweder eine Teil- 
nahme an der Abwicklung insoweit zur Nichtbe- 
rücksichtigung des bedienten Anspruchs bei der 
Entschädigung bzw. zum Wiederaufgreifen des Ent- 
schädigungsverfahrens führen oder umgekehrt die 
Tatsache der Entschädigung zur Nichtberücksichti- 
gung bei der Abwicklung. 

Ziel des § 4 ist es, in den Fällen der Überschneidung 
einer möglichen Teilnahme an der Abwicklung mit 
der Berücksichtigung der Schäden nach den Kriegs- 
folgengesetzen die Abwicklung möglichst zu ver- 
einfachen. Zugleich soll der Verwaltung ein unnöti- 
ger Arbeitsaufwand erspart werden, der dann ent- 
stehen würde, wenn trotz bereits gewährter Ent- 
schädigung alle diese Gläubiger noch an der Ab- 
wicklung des Westvermögens teilnehmen würden 
und infolgedessen bereits abgeschlossene Entschädi- 
gungsverfahren daraufhin wiederaufgegriffen wer- 
den müßten. Um jedoch eventuellen Einwendungen 
gegen die Nichtberücksichtigung bei der Abwicklung 


15 



Drucksache VI /2 1 1 4 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Rechnung zu tragen, wird der Ausschluß von einer 
Teilnahme an der Abwicklung wegen gewährter 
Entschädigung auf diejenigen Fälle beschränkt, in 
denen die Entschädigung mindestens die Höhe er- 
reicht, mit der der Gläubiger bei Teilnahme an der 
Abwicklung höchstens berücksichtigt werden könnte, 
d, h, bei einer Quote von 100 v. H. Die vorgesehene 
Regelung erhöht außerdem durch den Ausfall der 
bereits voll entschädigten Gläubiger die Zahl der 
abwickelbaren Vermögen und verbessert u. U. die 
Leistung an die an der Abwicklung teilnehmenden 
restlichen Gläubiger. Eine Entschädigung in der 
Höhe, in der eine Bedienung im Rahmen der Ab- 
wicklung höchstens erfolgen könnte, ist immer 
dann gegeben, wenn der Gläubiger eine Entschädi- 
gung nach dem WAG erhalten hat. § 5 WAG sieht 
ohnehin den Übergang des Anspruchs des Gläubi- 
gers gegen das Kreditinstitut im Falle seiner Ent- 
schädigung auf den Ausgleichsfonds vor, so daß 
in diesen Fällen eine Teilnahme des damaligen 
Gläubigers an der Abwicklung schon aus diesem 
Grunde nicht in Betracht kommt. Eine entsprechende 
Entschädigung ist weiterhin in zwei Fällen der Ge- 
währung von Hauptentschädigung nach dem LAG 
bzw. von Entschädigung nach dem RepG gegeben, 
nämlich 

1. wenn für den Anspruch des Gläubigers ein 
Sparerzuschlag zur Hauptentschädigung in Höhe 
der ungekürzten Sätze des § 249 a Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 LAG zuerkannt worden ist, oder 

2. wenn der Endgrundbetrag den gesamten Scha- 
densbetrag (§ 245 LAG) mindestens erreicht; 
dies ist insbesondere immer dann der Fall, wenn 
es sich um Schäden der Schadensgruppe 1 (bis 
4800 RM/DM) handelt. 

Absatz 1 schließt deshalb die Berücksichtigung der- 
art voll entschädigter Ansprüche von der Abwick- 
lung aus. Eine Wiederaufnahme der öffentlich-recht- 
lidien Entschädigungsverfahren nach dem LAG oder 
RepG kommt somit nur in Fällen in Betracht, in 
denen der betreffende Anspruch zunächst noch nicht 
oder nur mit einem Sparerzuschlag oder Endgrund- 
betrag entschädigt worden ist, der unter dem Be- 
trag liegt, der sich bei voller Befriedigung eines 
Anspruchs im Rahmen der Abwicklung ergeben 
würde. Um die Wiederaufnahme des Entschädi- 
gungsverfahrens sicherzustellen, sieht § 15 des Ent- 
wurfs vor, daß der Treuhänder dem Ausgleichsamt, 
das für den Wohnsitz des Berechtigten zuständig ist, 
den auf den Gläubiger entfallenden Erfüllungsbetrag 
nach Grund und Höhe mitteilt. 

Die Beurteilung der Frage, ob ein an einem An- 
spruch eingetretener Schaden nach Maßgabe der 
Kriegsfolgengesetze zu einer vollen Entschädigung 
geführt hat, kann schon wegen der Schwierigkeiten 
der Entschädigungsgesetze und aus verfahrenstech- 
nischen Gründen nicht dem Treuhänder überlassen 
werden. Die Vorschrift sieht deshalb vor, daß ein 
Gläubiger einen unter das WAG, LAG oder RepG 
fallenden Anspruch gegen ein Kreditinstitut nur 
dann im Abwicklungsverfahren geltend machen 
kann, wenn er eine vom zuständigen Ausgleichsamt 
ausgestellte Negativbescheinigung im Sinne des 
Absatzes 1 vorlegen kann. 


Für die Beibringung einer derartigen Bescheinigung 
kann der Treuhänder nach Absatz 2 eine Aus- 
schlußfrist setzen, die drei Monate nicht unterschrei- 
ten soll. 

Zu § 5 

Diese Vorschrift führt die Ansprüche auf, die kraft 
Gesetzes von -der Abwicklung ausgeschlossen sind. 

Nummer 1, wonach Ansprüche aus Bankguthaben 
ausgeschlossen sind, soweit die Gläubiger Zahlun- 
gen auf die hierfür nach zonalem Recht gewährten 
Anteilsrechte der Altguthaben- Ablösungs-Anleihe 
erhalten haben, entspricht einem allgemeinen 
Rechtsprinzip (vgl. § 3 Buchstabe b UEG), 

Aus Nummer 2 folgt, daß Ansprüche auf Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung nur für die Zeit 
ab 1. April 1950 geltend gemacht werden können. 
Näheres hierzu siehe zu § 9, Der Stichtag entspricht 
der Regelung in § 1 1 Abs. 2 Satz 1 des Rechtsträger- 
Abwicklungsgesetzes und § 5 Abs, 1 Nr. 1 des All- 
gemeinen Kriegsfolgengesetzes. 

Personen, die unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallen, steht nach § 77 des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen außer den An- 
sprüchen nach diesem Gesetz kein Anspruch aus 
dem früheren Dienst- oder Arbeitsverhältnis ge- 
gen einen im Geltungsbereich dieses Gesetzes be- 
findlichen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn zu. Da 
die unter den Entwurf fallenden Institute*ihren Sitz 
außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes 
hatten, bedarf es der Regelung in Nummer 3. Da- 
nach sind Ansprüche auf Alters- und Hinterbliebe- 
nenversorgung von Personen ausgeschlossen, die 
unter Artikel 131 -des Grundgesetzes fallen. 

Die Dienstangehörigen der unter diesen Entwurf fal- 
lenden öffentlich-rechtlichen Institute dürften aus- 
nahmslos unter Artikel 131 des Grundgesetzes fal- 
len. In der Masse handelt es sich um Angestellte. 
Ihre Altersversorgung war üblicherweise in Form 
der sogenannten Dreifachversorgung (Rentenver- 
sicherung, Zusatzversicherung, Zahlungen aus dem 
Unterstützungsfonds des Instituts) geregelt. Selbst 
wenn diesen Personen wegen Nichterfüllung einer 
Anspruchsvoraussetzung Versorgungsbezüge nach 
dem Gesetz zu Artikel 131 des Grundgesetzes nicht 
gewährt werden könnten, dürften sie — entweder 
unmittelbar nach dem Angestelltenversicherungs- 
gesetz oder über das Fremdrentengesetz in der Fas- 
sung des Fremdrenten-, Auslandsrenten-Neurege- 
lungsgesetzes vom 25. Februar 1960 (BGBl. I S. 93) 
— eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung erhalten. Auch bei Personen in höherer Posi- 
tion (z. B. Vorstandsmitglieder), die einen beson- 
deren Dienstvertrag mit einer Anwartschaft auf 
beamtenähnliche Versorgung hatten, kann in ent- 
sprechenden Fällen davon ausgegangen werden, daß 
sie als nach § 72 des Gesetzes zu Artikel 131 des 
Grundgesetzes nachversichert gelten und unter Zu- 
grundelegung eines Arbeitseinkommens bis zu der 
1945 geltenden Versicherungspflichtgrenze (monat- 
lich 600 RM) im Versorgungsfall eine Rente ge- 
währt bekommen. 
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Nummer 4 entspricht im Prinzip § 1 1 Abs. 1 Nr. 1 des 
Rechtsträger-Abwicklungsgesetzes. Während An- 
sprüche aus Dienstverhältnissen auf Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung für die Zeit vor dem 
1. April 1950 nach Nummer 2 ausgeschlossen sind, 
betrifft Nummer 4 sonstige Ansprüche aus Dienst- 
verhältnissen aus der Zeit nach dem 8. Mai 1945 
(z. .B. Lohn- und Gehaltsansprüche). 

Bei der Abwicklung dürfen grundsätzlich nur An- 
sprüche von Westgläubigern (§ 2) befriedigt wer- 
den. Diese Vorschrift könnte umgangen werden, 
wenn berücksichtigungsfähig auch solche Ansprüche 
wären, die eine Person, die die Westwohnsitzvor- 
aussetzung erfüllt, durch Rechtsgeschäft von einem 
Gläubiger erworben hat, der seinerseits wegen Feh- 
lens der Westwohnsitzvoraussetzung nicht an- 
spruchsberechtigt wäre. Nummer 5 schließt deshalb 
solche Ansprüche sowie Rechte aus Schuldver- 
schreibungen (sog. a-Ansprüche) von der Berück- 
sichtigung aus, die eine die Wohnsitzvoraussetzung 
des § 2 erfüllende Person von einem Ostgläubiger 
durch Rechtsgeschäft erworben hat. Ausgeschlossen 
sind ferner durch Abtretung erworbene Ansprüche, 
die nach § 4 nicht berücksichtigungsfähig sind. 

Zu § 6 

Die Ostinstitute (Emissionsinstitute) haben infolge 
der Kriegs- und Nachkriegsereignisse auch ihre 
Hypothekenregister (§ 22 des Hypothekenbank- 
gesetzes, § 3 des Gesetzes über die Pfandbriefe und 
verwandten Schuldverschreibungen öffentlich-recht- 
licher Kreditanstalten verloren. Eine bevorrechtigte 
Befriedigung der Pfandgläubiger, wie sie § 35 Abs. 1 
des Hypothekenbankgesetzes und § 6 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher Kredit- 
anstalten für den Fall des Konkurses des Schuldner- 
instituts vorsieht, ist deshalb aus tatsächlichen Grün- 
den nicht mehr möglich. § 6 schließt deshalb die An- 
wendung dieser Vorschriften im Abwicklungsver- 
fahren aus. 

Zu § 7 

Diese Vorschrift bestimmt, in welcher Höhe und von 
welchem Zeitpunkt an Zinsansprüche mitzuberück- 
sichtigen sind. Soweit ein Westvermögen nicht aus- 
reicht, um Kapital- und Zinsansprüche voll zu be- 
friedigen, erfolgt die Befriedigung anteilsmäßig. 

Nach Absatz 1 Satz 1 sind bei auf Reichsmark lau- 
tenden Ansprüchen und bei solchen auf fremde 
Währung lautenden Ansprüchen, die nicht unter 
Absatz 2 fallen, grundsätzlich die vertraglichen Zin- 
sen zu berücksichtigen. Diese Vorschrift hat vor 
allem Bedeutung für Ansprüche aus Schuldverschrei- 
bungen, Für Sparguthaben legt Satz 1 aus verwal- 
tungstechnischen Gründen einen Einheitssatz von 3 
V. H. fest, während bei Sichteinlagen ein Zinssatz 
von 1 V. H. jährlich anzusetzen ist. Zinsen sind aus 
Vereinfachungsgründen generell nur berücksichti- 
gungsfähig für die Zeit vom 1. Januar 1953 bis zum 
Ablauf des Jahres, in dem das Bundesaufsichtsamt 
die Anweisung zur Abwicklung erteilt (Satz 2). Der 


Ausschluß der Zahlung von Zinsen nach Satz 4 ent- 
spricht § 11 Abs. 1 Nr. 7 des Rechtsträger- Abwick- 
lungsgesetzes. 

Von einem Eingriff in die vertraglichen Zinsver- 
einbarungen zwischen Gläubiger und Schuldner 
sieht das Gesetz ab, sofern die Behandlung der 
Zinsen durch völkerrechtliche Vereinbarung bereits 
geregelt worden ist. Absatz 2 stellt dies klar. 

Zu § 8 

Diese Vorschrift berührt die Voraussetzungen nicht, 
die das Bürgerliche Gesetzbuch für die Zulässig- 
keit der Aufrechnung fordert. § 8 soll grundsätzlich 
ermöglichen, daß auch mit einem Anspruch aufge- 
rechnet werden kann, mit dem bisher im Hinblick 
auf § 5 Abs. 2 Satz 1 des 3. UEG nicht aufgerechnet 
wurde und dessen Erfüllung nach diesem Gesetz 
nicht vorgesehen ist. Sofern die Aufrechnungslage 
(§ 387 BGB) gegeben ist, soll eine Aufrechnung nur 
unter den in § 8 festgelegten Voraussetzungen aus- 
geschlossen sein. Demnach können Westgläubiger, 
welche Ansprüche durch Rechtsgeschäft von einem 
Ostgläubiger erworben haben, mit diesem nur dann 
auf rechnen, wenn der Erwerb vor dem 1. Januar 
1967, d. h. vor Bekänntwerden der Vorbereitung die- 
ses Gesetzentwurfs in der Öffentlichkeit, erfolgt ist. 
Hierdurch sollen Umgehungen des Westgläubiger- 
prinzips ausgeschlossen werden. Eine Aufrechnung 
mit Ansprüchen, die nach § 4 oder § 5 von einer Be- 
rücksichtigung bei der Abwicklung ausgeschlossen 
sind, ist zulässig. § 8 findet nicht erst ab Anweisung 
zur Abwicklung, sondern ab Inkrafttreten des Ge- 
setzes Anwendung. 

Zu § 9 

§ 9 legt in Anlehnung an die konkursrechtlichen Re- 
gelungen die Grundsätze für die Verwertung der 
Westvermögen fest. 

Der Treuhänder hat vorweg die Ansprüche zu be- 
richtigen, die durch ihn oder einen Vorgänger als 
Treuhänder nach § 9 der 35. DVO/UG, § 16 des 
AltbG, § 4 des 3. UEG begründet worden sind sowie 
die Ansprüche, welche im Konkursfalle als Aus- 
sonderungsrechte zu befriedigen wären oder im 
Wege der abgesonderten Befriedigung erfüllt wer- 
den könnten (Absatz 1 Nr. 1). Anschließend sind 
die Kosten der Abwicklung zu berichtigen (Num- 
mer 2). Hieunter fallen auch die Kosten der Heraus- 
gabe der Geschäftsunterlagen an den Präsidenten 
des Bundesausgleichsamtes (vgl. z. B. § 18 Abs. 1 
Satz 3). 

Danach sind ganz oder anteilig die Ansprüche zu 
befriedigen, die von einer sonstigen nach dem 
8. Mai 1945 zur Verwaltung berufenen Person (z. B. 
Treuhänder nach Militärregierungsgesetz Nr. 52, 
Abwesenheitspfleger) begründet worden sind (Ab- 
satz 2 Nr. 1). Nach Nummer 2 hat der Treu- 
händer anschließend ganz oder anteilig die ab In- 
krafttreten des Gesetzes fällig werdenden An- 
sprüche auf Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
und auf Zahlung von Renten, die auf einer Verlet- 
zung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 
beruhen, zu erfüllen; zum Bestehen eines Anspruchs 
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auf Altersversorgung, wenn infolge Einstellung der 
Geschäftstätigkeit eines Kreditinstituts nach 1944 
das Dienstverhältnis bis zur Erreichung der Alters- 
grenze nicht fortbestanden hat, siehe Absatz 3. So- 
fern entsprechende Ansprüche vor Inkrafttreten des 
Gesetzes fällig geworden sind, fallen sie, soweit sie 
nicht nach § 5 ausgeschlossen sind, als nicht-bevor- 
rechtigte Ansprüche unter Nummer 3. An die Stelle 
der unter Nummer 2 Satz 1 fallenden Ansprüche, 
die bei der Beendigung der Abwicklung noch nicht 
fällig sind, oder der Anwartschaften treten An- 
sprüche auf Zahlung des Schätzwertes, der nach 
Maßgabe der Tabellen I bis V zu § 19 Abs. 3 Satz 2 
des Rechtsträger- Abwicklungsgesetzes und der Vor- 
schriften für ihre Anwendung zu berechnen ist. Der 
Schätzwert ist für den Beginn des Monats festzu- 
setzen, der auf die Anordnung der Abwicklung 
folgt. 

Zum Schluß hat der Treuhänder die sonstigen An- 
sprüche ganz oder anteilig zu erfüllen (Nummer 3). 
Hierunter fallen z. B. Steueransprüche, der Anspruch 
des Ausgleichsfonds nach § 5 des WAG sowie die 
Versorgungsansprüche für die Zeit vor Inkrafttreten 
des Gesetzes. 

Absatz 3 enthält Bestimmungen, welche Grund und 
Höhe der Vorsorgungsansprüche im Sinne von 
Absatz 2 Nr. 2 betreffen. 

Regelmäßig wird auf Grund einer vertraglichen 
Vereinbarung, einer generellen Versorgungszusage 
oder eines ihr gleichkommenden Sachverhalts den 
Bediensteten von Kreditinstituten Anspruch auf 
Ruhegehalt unter bestimmten Voraussetzungen (z. B. 
Fortbestehen des Dienstverhältnisses bis zur Er- 
reichung der Altersgrenze oder bis zur Dienstunfä- 
higkeit, Mindestdauer der Zugehörigkeit zum Unter- 
nehmen) eingeräumt. Infolge der Schließung der 
Kreditinsitute in der Zone und in den Vertreibungs- 
gebieten konnten die Bediensteten vielfach ihre 
Tätigkeit nicht bis zur Erfüllung derartiger Voraus- 
setzungen fortsetzen. In der Rechtsprechung (vgl. 
Urteil des Bundesgerichtshofes vom 23. September 
1968 — II Z R 94/67 — Wertpapier-Mitteilungen 
1968 S. 1226) ist anerkannt, daß den Berechtigten, 
auch wenn sie sich bei Eintritt der Voraussetzungen 
für das Entstehen eines Versorgungsanspruchs nicht 
mehr im Dienst des Kreditinstituts befinden, aus 
dem Gesichtspunkt von Treu und Glauben (§ 242 
BGB) und der nachwirkenden Fürsorgepflicht der 
Versorgungsanspruch zustehen kann. Um Zweifel 
darüber auszuschließen, ob der Treuhänder einen 
Versorgungsanspruch anerkennen kann, bestimmt 
Satz 1 in Anlehnung an die von der Rechtsprechung 
aufgestellten Grundsätze, daß ein Anspruch auf 
Altersversorgung auch dann als gegeben gilt, wenn 
die vertragliche Voraussetzung für den Anspruch, 
daß das Dienstverhältnis bis zur Erreichung der Al- 
tersgrenze oder bis zur Arbeitsunfähigkeit fortbe- 
standen hat, infolge der Einstellung der Geschäfts- 
tätigkeit des Instituts nicht erfüllt werden konnte. 
Dies enspricht den Grundsätzen der Billigkeit. Diese 
gebieten jedoch nicht, einen Versorgungsanspruch 
auch dann anzuerkennen, wenn z. B. ein Bedienste- 
ter im Zeitpunkt der Beendigung seiner Tätigkeit 
die vertraglich vorgesehene Mindestdienstzeit noch 
nicht erfüllt hat. 


Vielfach hängt die Höhe der Versorgungsleistungen 
von der Dauer der Dienstzeit ab. Infolge Fehlens 
von Unterlagen wird es nicht selten zweifelhaft 
sein, wie lange ein Bediensteter vor oder nach dem 
Zusammenbruch für ein Kreditinstitut tatsächlich 
gearbeitet hat. Um Auseinandersetzungen zwischen 
Bediensteten und Treuhändern über den Zeitpunkt 
der Beendigung der Beschäftigung möglichst zu ver- 
meiden, stellt Satz 2 den Grundsatz auf, daß im Zwei- 
fel die Tätigkeit am 8. Mai 1945 beendet worden ist. 
Weisen die Bediensteten ein längeres Beschäftigt- 
sein nach, ist die längere Dienstzeit zugrunde zu 
legen. 

Wie zu § 1 Abs. 2 dargelegt, kann der Treuhänder 
mit Zustimmung des Bundesaufsichtsamtes in Härte- 
fällen vor Erfüllung der Ansprüche nach § 9 Abs. 2 
Nr. 2 Leistungen auf Versorgungsansprüche erbrin- 
gen. Diese „Vorschüsse" sind als Abschlagszahlun- 
gen auf die nach Absatz 2 Nr. 2 oder 3 zu erfüllen- 
den Ansprüche anzurechnen (Satz 4). 

Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 gelten nach 
Absatz 4 entsprechend §§65 bis 67 der Konkursord- 
nung betagte Forderungen als fällige, Forderungen 
unter auflösender Bedingung werden wie unbe- 
dingte geltend gemacht, Forderungen unter auf- 
schiebender Bedingung berechtigen nur zu einer 
Sicherung. Forderungen, welche nicht auf einen 
Geldbetrag gerichtet sind oder deren Geldbetrag 
unbestimmt oder ungewiß oder nicht in Deutscher- 
Mark-Wähmng festgesetzt ist, sind nach ihrem 
Schätzwert in Deuts cher-Mark- Währung geltend zu 
machen (§ 69 der Konkursordnung). Sie sind, wenn 
die Bedingung bis zur Beendigung der Abwicklung 
nicht eingetreten ist, vom Treuhänder für Rechnung 
des Berechtigten zu hinterlegen. 

Aus der Bezugnahme in Absatz 4 auf § 5 Abs. 3 des 
3. UEG ergibt sich, mit welchem Betrag in Deutscher 
Mark Reichsmarkverbindlichkeiten oder auf eine 
ausländische Währimg lautende Verbindlichkeiten 
zu erfüllen sind. Maßgeblich sind grundsätzlich die 
allgemeinen umstellungsrechtlichen Vorschriften. 
Hierdurch werden Guthaben im Verhältnis 100 : 6,5, 
sonstige Verbindlichkeiten in der Regel im Ver- 
hältnis 100 ; 10, Ansprüche auf Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung und auf Zahlung von Renten 
im Verhältnis 1 : 1 umgestellt. 

Nach § 5 Abs. 3 Satz 1 des 3. UEG hat der Treuhän- 
der einen Anspruch nur dann zu erfüllen, wenn der 
Gläubiger seine Reichsmarkforderung in entspre- 
chender Höhe als getilgt anerkennt. 

Zu § 10 

Diese Vorschrift regelt die Beweispflicht der Gläu- 
biger. Zur Beweiserleichterung bei Ansprüchen aus 
Schuldverschreibungen siehe § 12. 

Nach Satz 1 hat der Gläubiger glaubhaft zu machen, 
daß er Berechtigter ist und daß die materiell-recht- 
lichen Voraussetzungen für eine Berücksichtigung 
des von ihm geltend gemachten Anspruchs bei der 
Abwicklung vorliegen (z. B. Westwohnsitzvoraus- 
setzung, kein Ausschluß nach § 5 Nr. 5). 

Satz 2 enthält eine § 331 Abs. 1 LAG entsprechende 
Legaldefinition für die Glaubhaftmachung. 
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Auf ihre Ansprüche können die Gläubiger bereits 
nach Maßgabe des LAG, des WAG, des RepG oder 
sonstiger Bundesgesetze Leistungen erhalten haben. 
Auch können bereits Zahlungen nach zonalem Recht 
gewährt worden sein. Insbesondere bei Ansprüchen, 
die nach dem 21. ÄndG LAG oder nach dem RepG 
entschädigungsfähig sind, werden im Zeitpunkt der 
Durchführung des Abwicklungsverfahrens die Ent- 
schädigungsverfahren vielfach noch nicht zur Zah- 
lung oder Zuerkennung einer Entschädigung geführt 
haben. Damit der Treuhänder bei Prüfung der An- 
spruchsberechtigung derartige Leistungen berück- 
sichtigen und die in § 15 vorgeschriebene Mitteilung 
der zuständigen Stelle zuleiten kann, hat nach Ab- 
satz 2 der Gläubiger ferner anzugeben, ob und in- 
wieweit er auf seinen Anspruch bereits eine Lei- 
stung innerhalb oder außerhalb des Geltungsbe- 
reiches dieses Gesetzes erhalten hat oder ob ein 
Anspruch auf eine solche Leistung festgestellt oder 
berechnet worden ist oder wird. Dies gilt auch, so- 
fern der Gläubiger bei Anmeldung seiner An- 
sprüche eine Negativbescheinigung des zuständigen 
Ausgleichsamtes nach § 4 vorlegt. Denn diese Be- 
scheinigung besagt nur, daß der Berechtigte keine 
Leistung nach LAG, WAG oder RepG erhalten hat. 
Sie läßt die Möglichkeit offen, daß der Gläubiger 
auf Grund eines sonstigen Gesetzes eine Entschädi- 
gung erhalten oder zuerkannt erhalten hat. 

Zu § 11 

Die in einem Abwicklungsverfahren geltend ge- 
machten Ansprüche dürften in aller Regel bereits 
in einem Entschädigungsverfahren angemeldet wor- 
den sein. Für seine Entscheidung, ob und inwieweit 
er einen geltend gemachten Anspruch zu berück- 
sichtigen hat, kann der Treuhänder in Zweifelsfällen 
ein berechtigtes Interesse daran haben, die Angaben 
des Gläubigers ihm gegenüber an Hand der Unter- 
lagen des zuständigen Ausgleichsamtes überprüfen 
zu lassen. § 11 verpflichtet deshalb die Ausgleichs- 
behörden zur Auskunftserteilung gegenüber dem 
Treuhänder. 

Zu § 12 

§12 enthält für Ansprüche aus Schuldverschreibun- 
gen zusätzlich zu § 10 besondere Beweisvorschriften. 

Nach § 797 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
ist der Aussteller einer Schuldverschreibung nur ge- 
gen Aushändigung des Wertpapiers zur Leistung 
verpflichtet. Da den Gläubigern, die auf Grund die- 
ses Gesetzes Ansprüche aus Schuldverschreibungen 
geltend machen, infolge der Kriegsereignisse viel- 
fach ihre Urkunden abhanden gekommen sind, ge- 
stattet Absatz 1 in Abweichung von den allgemei- 
nen gesetzlichen Vorschriften, daß ein Gläubiger 
seinen Anspruch aus einer Schuldverschreibung 
auch ohne Vorlage der Urkunde geltend machen 
kann, sofern er glaubhaft macht (siehe § 10 Satz 2), 
daß ihm der Anspruch im Zeitpunkt der Anmeldung 
zusteht und er zur Vorlage der Urkunde nicht in der 
Lage ist. Zur Verpflichtung zur Abgabe einer Ver- 
sicherung, nicht bereits eine Leistung erhalten zu 
haben, siehe § 10 Abs. 2. 


Legt ein Gläubiger zum Nachweis seiner Ansprüche 
effektive Stücke vor, so ist nicht von vornherein 
auszuschließen, daß es sich hierbei um infolge der 
Kriegsereignisse seinerzeit abhanden gekommene 
Urkunden handelt. Eine Überprüfung des recht- 
mäßigen Besitzes von Wertpapieren von Emitten- 
ten mit Sitz außerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes in einem Bereinigungsverfahren nach Maß- 
gabe der Wertpapierbereinigungsgesetze erfolgt 
nicht. Absatz 2 berechtigt deshalb den Treuhänder, 
von dem Gläubiger die Glaubhaftmachung seines 
Verfügungsrechts über die Urkunde zu verlangen. 
Von dieser Berechtigung Gebrauch zu machen, kann 
vor allem dann ein Bedürfnis bestehen, wenn ein 
Gläubiger eine Vielzahl von effektiven Stücken 
vorlegt. 

Zu§ 13 

Auf Grund der Verfügungssperre des § 5 Abs. 2 
Satz 1 des 3. UEG sind Einzelvollstreckungen in 
das Treuhandvermögen nicht zulässig. Auch nach 
Anweisung zur Abwicklung muß grundsätzlich aus- 
geschlossen bleiben, daß Gläubiger durch vorweg- 
genommene Einzelvollstreckungen in das Abwick- 
lungsvermögen die gleichmäßige Abwicklung in 
Frage stellen. § 13 stellt dies klar. Eine Ausnahme 
gilt nur für die in § 9 Abs. 1 Nr. 1 genannten bevor- 
rechtigten Ansprüche. 

Zu§ 14 

Diese Vorschrift regelt das Verfahren, wenn ein 
Treuhänder die Berücksichtigung eines Anspruchs 
ablehnt. 

Zu § 15 

Nach § 4 nehmen bereits voll entschädigte Gläubiger 
an der Abwicklung nicht teil. Wenn jedoch die Ent- 
schädigung nach dem LAG oder dem RepG nicht in 
voller Höhe des Betrages zuerkannt worden ist, der 
sich bei Anwendung der nach diesem Gesetz maß- 
gebenden Umstellungsvorschriften (§ 9 Abs. 4) auf 
den Anspruch ergibt, sollen diese Gläubiger, um 
allen etwaigen Bedenken aus dem Vergleich von 
höchstmöglicher Abwicklungsquote und Höhe der 
Entschädigung Rechnung zu tragen, an der Abwick- 
lung teilnehmen. Das gleiche gilt für solche Fälle, in 
denen erst während des Abwicklungsverfahrens 
ein Entschädigungsanspruch in voller Höhe zu- 
erkannt wird und das Abwicklungsverfahren schon 
so weit fortgeschritten ist, daß an der Teilnahme 
des Entschädigten nichts mehr geändert werden 
kann oder sollte. 

In solchen Fällen hat die Ausgleichsverwaltung 
einen Schaden voll berücksichtigt, der nach dem Er- 
gebnis der Abwicklung tatsächlich in geringerer 
Höhe — oder im Grenzfall überhaupt nicht — ent- 
standen ist. Die genannten Entschädigungsgesetze 
schreiben vor, daß in solchen Fällen im Wege der 
Wiederaufnahme des Verfahrens der Schaden nach- 
träglich gemindert, die Zuerkennung des Anspruchs 
neu berechnet und zuviel gezahlte Entschädigungs- 
beträge zurückgefordert werden. Eine Abweichung 
von dieser Grundsatzregelung des Lastenausgleichs- 
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rechts mit dem Ziel der Doppelberücksichtigung 
wäre schon aus Gründen erforderlicher Gleichbe- 
handlung aller Schadensminderungsfälle nicht mög- 
lich. 

Damit die Ausgleichsverwaltung feststellen kann, ob 
ihr ein Rückforderungsanspruch zusteht, verpflichtet 
Absatz 1 Satz 1 den Treuhänder, dem zuständigen 
Ausgleichsamt nach Festsetzung der Quote den auf 
den Gläubiger entfallenden Erfüllungsbetrag nach 
Grund und Höhe mitzuteilen. 

Unter praktischen Gesichtspunkten wäre es un- 
zweckmäßig, wenn der Betrag, der auf einen 
Gläubiger entfällt, der am Abwicklungsverfahren 
teilnimmt, zunächst an diesen ausgeschüttet würde 
und anschließend von der Ausgleichsverwaltung 
wieder zurückgefordert werden müßte. Es ist deshalb 
angezeigt, in Anlehnung an vergleichbare Regelun- 
gen (wie z. B. § 90 des Bundessozialhilfegesetzes 
— BSHG — in der Bekanntmachung vom 18. Sep- 
tember 1969 [BGBl. I S. 1688]) einen gesetzlichen 
Übergang der Forderung des Gläubigers auf die 
Ausgleichsverwaltung nach Geltendmachung eines 
Rückforderungs anspruchs durch diese vorzusehen 
und damit den Rechtszustand zu bewirken, der sich 
im Endergebnis ohnedies auf Grund der bereits be- 
stehenden Gesetzesregelungen ergeben soll (Satz 2). 

Um eine zügige Abwicklung des Westvermögens 
durch den Treuhänder nicht zu verzögern, muß dabei 
der Ausgleichsverwaltung zugemutet werden, inner- 
halb einer kurzen Frist den Rückforderungsbesdieid 
zu erteilen und den Forderungsübergang zu bewir- 
ken. Der Treuhänder soll in der Lage sein, soweit er 
an der Auszahlung nicht aus anderen Gründen ge- 
hemmt ist, nach Ablauf von zwei Monaten die fest- 
gesetzten Beträge an die Bereditigten auszuzahlen 
(Satz 3). Im Falle des Forderungsübergangs zahlt er 
insoweit zu Gunsten des Ausgleichsfonds oder des 
Bundeshaushalts an die Ausgleichsverwaltung. 

Absatz 2 regelt die Wirkung eines Rechtsmittels, 
das gegen den Rückforderungsbescheid oder gegen 
die Überleitungsanzeige durch den Bescheidemp- 
fänger bzw. Gläubiger eingelegt wird, auf den An- 
spruchsübergang. Hätte das Rechtsmittel aufschie- 
bende Wirkung, so würde dies dazu führen, daß 
durch Auszahlung der Quote an den ursprünglichen 
Gläubiger Verhältnisse hergestellt werden, die den 
Übergang der Forderung auf den Träger der Ent- 
schädigung unmöglich machen, wenn der Übergang 
im Rechtsmittelverfahren rechtskräftig bestätigt ist. 
Absatz 2 bestimmt deshalb entsprechend § 90 Abs. 3 
BSHG, daß ein Rechtsmittel gegen den Bescheid 
über die Rückforderung der Entschädigung oder ge- 
gen die Anzeige, die den Übergang des Anspruchs 
des Gläubigers bewirkt, keine aufschiebende Wir- 
kung hat. Diese Rechtsfolge ist von der Sache her 
angesichts der tatsächlich bereits bewirkten Ent- 
schädigungszahlung dem Gläubiger zumutbar. Sie 
verschlechtert seine Rechtsstellung nicht. Der Treu- 
händer wird im Falle eines Rechtsmittelverfahrens 
den auf den Rechtsmittelführer entfallenden Erfül- 
lungsbetrag an den Träger der Entschädigung aus- 
zahlen oder ihn hinterlegen. Obsiegt der Redits- 
mittelführer, so ist es für ihn ohne Belang, ob er 
daraufhin den ihm zustehenden Betrag durch den 
Treuhänder oder durch das Ausgleichs amt erhält. 


Die Regelung dient zugleich der Gewährleistung 
einer schnellen Abwicklung durch den Treuhänder, 
da er den Ausgang solcher Rechtsmittel verfahren 
nicht abzuwarten braucht. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Abwicklungsverfahren 

Das Gesetz sieht — je nach der Größe eines West- 
vermögens und dem Umfang der berücksichtigungs- 
fähigen Ansprüche — ■ verschiedene Alternativen für 
die Abwicklung vor (siehe Allgemeines III. 2.). § 16 
regelt die Anweisung zur vollständigen Abwicklung, 
§ 24 die Einstellung des Abwicklungsverfahrens, 
falls sich herausstellt, daß ein die weiteren Kosten 
des Verfahrens deckendes Vermögen nicht mehr vor- 
handen ist. § 25 betrifft die Fälle, in denen die An- 
ordnung von Anfang an auf eine nur beschränkte 
Abwicklung begrenzt wird. Nach § 26 ist von der 
Anordnung einer Abwicklung abzusehen, wenn der 
Umfang eines Westvermögens zu geringfügig ist. 

Es ist zu erwarten, daß bei den meisten Kreditinsti- 
tuten nach Erfüllung der Ansprüche kein Vermögen 
mehr vorhanden sein wird. Das Verfahren, nach 
dem in diesen Fällen die Abwicklung zu beenden 
ist, bestimmt § 18. 

§§ 19 bis 23 regeln demgegenüber für den Aus- 
nahmefall, daß nach voller Befriedigung der zu be- 
rücksichtigenden Ansprüche (§ 9) ein Vermögens- 
überschuß verbleibt, dessen Behandlung. Die Rege- 
lung ist aus Rechtsgründen unterschiedlich je nach 
dem, ob sie das Vermögen eines öffentlich-redit- 
lichen Kreditinstituts, einer Aktiengesellschaftschaft, 
einer Kreditgenossenschaft oder einer Personenhan- 
delsgesellschaft bzw. eines Einzelkaufmanns betrifft. 
§16 und §§ 19 ff. begrenzen ferner die Möglichkeit 
einer Inanspruchnahme der Vermögen bzw. der haf- 
tenden Gesellschafter durch Gläubiger, die an der 
Abwicklung nicht teilgenommen haben, und regeln 
die Beendigung der Treuhandverwaltung. 

Zu § 16 

Nach Absatz 1 hat das Bundesaufsichtsamt einen 
Treuhänder zur vollständigen Abwicklung anzuwei- 
sen, wenn das Vermögen nach dessen Unterlagen 
voraussichtlich ausreicht, um die bevorrechtigten An- 
sprüche ganz und die nicht-bevorrechtigten An- 
sprüche in Höhe von mindestens 5 v. H. des auf 
Deutsche Mark umgestellten oder in Deutsche Mark 
umgerechneten Betrages zu erfüllen. 

Da es in diesem Vorstadium der Abwicklung ver- 
fehlt wäre, bereits einen Gläubigeraufruf durdizu- 
führen, der im Kreise der ehemaligen Bankkunden 
u. U. unbegründete Hoffnungen erwecken und zu- 
dem erhebliche Verwaltungsunkosten verursachen 
würde, hat das Bundes auf sichtsamt seine Entschei- 
dung auf Grund eines allgemeinen Überblicks über 
die Vermögenssituation des Instituts zu treffen. 
Diesen Überblick hat ihm der Treuhänder an Hand 
seiner — • voraussichtlich vielfach unvollständigen — 
Unterlagen auf Aufforderung hin zu verschaffen. 
Die Verpflichtung des Treuhänders zur Vorlage 
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dieses Überblicks ergibt sich aus § 5 Abs, 1 Satz 1 
des 3. UEG. 

Der Überblick hat darüber Auskunft zu geben, ob 
und inwieweit die vorhandenen Vermögenswerte 
rechnerisch ausreichen, außer der Deckung der Ver- 
waltungs- und Abwicklungskosten die Verbindlich- 
keiten zu erfüllen, die nach Absatz 1 im Falle einer 
Anordnung zur Abwicklung mindestens befriedigt 
werden müssen. Die Ansprüche, die sonach das Bun- 
desaufsichtsamt bei Prüfung der Frage, ob die Ab- 
wicklung eines Instituts anzuordnen ist, dem vor- 
handenen Vermögen gegenüberzustellen hat, sind 
folgende: 

1. Die Verwaltungs- und Abwicklungskosten und 
die dinglichen und dinglich gesicherten Ansprü- 
che (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2) sowie die nach dem 
Zusammenbruch durch zur Verwaltung des Ver- 
mögens bestellte Personen begründete An- 
sprüche (§ 9 Abs. 2 Nr. 1) in voller Höhe, 

2. die nach Inkrafttreten des Gesetzes fälligen An- 
sprüche auf Alters- und Hinterbliebenenversor- 
gung (§ 9 Abs. 2 Nr. 2) in voller Höhe, 

3. sonstige Ansprüche (§ 9 Abs. 2 Nr. 3) ein- 
schließlich Zinsen (§ 7) wenigstens in Höhe von 
5. V. H. ihres Betrages in Deutscher Mark. 

Die Festsetzung dieses Mindestsatzes ist aus Ko- 
sten- und verwaltungsökonomischen Gründen 
geboten. Er errechnet sich von dem auf Deutsche 
Mark umgestellten (umgerechneten) Betrag und 
beträgt somit bei Guthaben 0,32 v. H,, bei Ver- 
sorgungsansprüchen 5 V. H. und bei sonstigen 
Ansprüchen 0,5 v. H. des ursprünglich geschul- 
deten Reichsmarkbetrages. 

Inwieweit die Treuhänder die Gläubiger, deren An- 
sprüche nach diesem Gesetz berücksichtigungsfähig 
sind, bereits auf Grund ihrer Unterlagen kennen, 
dürfte bei den einzelnen Treuhandvermögen sehr 
unterschiedlich liegen. Die Feststellung nach Ab- 
satz 1, ob die Voraussetzungen zur Anweisung der 
vollständigen Abwicklung eines Vermögens gege- 
ben sind, wird deshalb vielfach nur auf Grund eines 
pauschalen Annäherungsverfahrens zu treffen sein. 

Das Bundesaufsichtsamt ist aus technischen Grün- 
den nicht in der Lage, gleichzeitig für alle unter 
Treuhandschaft stehenden Institute zu entscheiden, 
ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt sind, 
und die mit der Vorbereitung und Durchführung der 
Abwicklungsverfahren verbundenen Aufgaben (z. B. 
Beratung und Beaufsichtigung der Treuhänder, Ent- 
scheidung anfallender Zweifelsfragen) zu bewälti- 
gen. Absatz 2 ermächtigt es daher, zunächst nur bei 
den 122 Instituten mit einem Westvermögen von 
über 100 000 DM (siehe Allgemeines I. 1.) die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 zu prüfen und die Ent- 
scheidung über die Abwicklung der übrigen Insti- 
tute einstweilen zurückzustellen. Hierdurch wird 
das Bundesaufsichtsamt auch in die Lage versetzt, 
Erfahrungen bei der Abwicklung der größeren West- 
vermögen zu sammeln und sie später bei der Ab- 
wicklung der übrigen Institute zu verwenden. 


Zu § 17 

Weist das Bundesaufsichtsamt einen Treuhänder 
zur Durchführung der Abwicklung an, so hat dieser 
die Gläubiger durch einen Aufruf im Bundesanzeiger 
aufzufordern, ihre Ansprüche innerhalb einer Aus- 
schlußfrist von sechs Monaten anzumelden (Absatz 1 
Satz 1, Ausnahmen siehe Absatz 2). Nicht frist- 
gemäß angemeldete Ansprüche sind von der Ab- 
wicklung ausgeschlossen (Satz 3). Das Bundesauf- 
sichtsamt kann jedoch in Härtefällen nach pflicht- 
gemäßem Ermessen die Mitberücksichtigung ver- 
spätet angemeldeter Ansprüche zulassen (Satz 4). 
Dies gilt jedoch nur, wenn hierdurch die Abwick- 
lung nicht verzögert wird, d. h. höchstens bis zur 
Feststellung der Abwicklungsquote. 

Nach Absatz 2 ist eine Reihe von Ansprüchen 
auch ohne Anmeldung im Rahmen der Abwicklung 
zu berücksichtigen. Es handelt sich um Ansprüche, 
bei denen davon ausgegangen werden kann, daß sie 
dem Treuhänder bekannt sind oder daß er sich die 
Kenntnis ohne größere Schwierigkeiten selbst ver- 
schaffen kann. 

Keiner Anmeldung bedürfen demnach dinglich ge- 
sicherte Ansprüche und Ansprüche auf öffentliche 
Abgaben, ferner die von einem für ein Westvermö- 
gen nach dem 1. Oktober 1949 bestellten Treuhänder 
begründeten Ansprüche. Hingegen müssen An- 
sprüche, die von einer sonstigen nach dem 8. Mai 
1945 zur Verwaltung bestellten Person (z. B. Ab- 
wesenheitspfleger) begründet worden sind, ange- 
meldet werden, weil die Unterlagen aus deren Tä- 
tigkeitszeit dem Treuhänder vielfach nicht vorliegen 
und die von derartigen Verwaltern begründeten 
Verbindlichkeiten dem Treuhänder in der Regel 
unbekannt sind. Keiner Anmeldung auf Grund eines 
Gläubigeraufrufs bedürfen außerdem die gesetz- 
lichen Ansprüche des Ausgleichsfonds nach § 5 
WAG. Es kann erwartet werden, daß der Aus- 
gleichsfonds sie von sich aus umgehend geltend 
machen wird. 

Zu § 18 

Der Umfang der Vermögenswerte der meisten Kre- 
ditinstitute wird eine volle Erfüllung der zu berück- 
sichtigenden Ansprüche nicht gestatten. Bis auf 
wenige Ausnahmefälle wird deshalb nach voller 
oder anteiliger Befriedigung der Gläubigeransprüche 
und Bezahlung der Kosten kein Restvermögen mehr 
verbleiben. Für diese Fälle regelt Absatz 1 die Be- 
endigung der Abwicklung. Danach hat der Treuhän- 
der über die Abwicklung gegenüber dem Bundes- 
aufsichtsamt Rechnung zu legen. Dieses hebt nach 
Prüfung der Rechnung die Treuhandschaft auf. Die 
Aufhebung ist im Bundes anzeiger bekanntzuge- 
ben (§ 4 Abs. 1 Satz 3 des 3. UEG). 

Der Treuhänder hat ferner die in seinem Besitz 
befindlichen Unterlagen an die Heimatauskunft- 
stelle oder Auskunftstelle oder an eine sonstige 
vom Präsidenten des Bundesausgleichsamtes zu be- 
stimmende Stelle herauszugeben. Diese Bestim- 
mung beruht auf der Erwägung, daß die Unterlagen 
weiterhin als Beweismittel im Entsdiädigungs verfah- 
ren und zur Auskunfterteilung zur Verfügung ste- 
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hen müssen. Zur Auskunfterteilung aus den Unter- 
lagen bietet sich eine Einschaltung der Heimataus- 
kunftstellen bzw. Auskunftstellen an. Soweit in Ein- 
zelfällen eine solche Einschaltung nicht möglich oder 
nicht sachdienlich ist, soll es dem Präsidenten des 
Bundesausgleichsamtes überlassen werden, eine 
Stelle zu bestimmen, die die Unterlagen zu über- 
nehmen und hieraus Auskunft zu erteilen hat. 

Neben der Rechnungslegung gegenüber dem Bun- 
desaufsichtsamt bedarf es nach Maßgabe des § 1890 
des Bürgerlichen Gesetzbuches keiner besonderen 
Rechnungslegung gegenüber dem Präsidenten des 
Bundes aus gl eichs amte s. 

Mit Aufhebung der Treuhandschaft entfällt die 
Haftungsbeschränkung des § 5 Abs. 2 des 3. UEG. 
Sofern nach allgemeinen Rechtsvorschriften die Kre- 
ditinstitute bzw. die Gesellschafter (bei Personen- 
handelsgesellschaften) oder Inhaber (Einzelkauf- 
leute) für die Verbindlichkeiten des Kreditinstituts 
haften, könnten sie somit von Gläubigern, deren 
Ansprüche nicht erfüllt sind, in Anspruch genommen 
werden. 

Aus den unter Allgemeines V. 2. f) dargelegten 
Gründen wäre eine Inanspruchnahme nicht gerecht- 
fertigt. Sie träfe praktisch nur persönlich haftende 
Gesellschafter von Personenhandelsgesellschaften 
und Firmeninhaber. Eine Haftung würde aller Vor- 
aussicht nach zu einer erheblichen Gefährdung, wenn 
nicht zu einer Vernichtung ihrer im Geltimgsbereich 
dieses Gesetzes nach 1945 neu aufgebauten Exi- 
stenz führen. Eine derartige Existenzgefährdung 
wäre auch nicht aus dem zivilrechtlichen Grundsatz, 
daß ein Schuldner für seine Schulden einzustehen 
hat, angesichts der besonderen Situation dieser 
Schuldner zu rechtfertigen. Absatz 2 bestimmt des- 
halb, daß nach Aufhebung der Treuhandschaft keine 
Ansprüche gegen das Kreditinstitut oder gegen die 
für dessen Verbindlichkeiten haftenden Personen 
geltend gemacht werden können. 

Zu § 19 

Nur in Ausnahmefällen wird nach vollständiger Be- 
friedigung der nach Maßgabe dieses Gesetzes zu 
berücksichtigenden Ansprüche noch ein Restvermö- 
gen vorhanden sein. §§19 bis 23 regeln die Beendi- 
gung der Abwicklung in diesen Sonderfällen. 

§ 19 betrifft öffentlich-rechtliche Kreditinstitute 

(z. B. Girozentralen, Sparkassen, Landschaften). 

Nach Absatz 1 ist — entsprechend § 18 Abs. 1 
Satz 1, 2 und 4 — vom Treuhänder Rechnung zu 
legen; anschließend wird die Treuhandschaft auf- 
gehoben. 

Absatz 2 regelt die Behandlung des Restvermögens 
und der Geschäftsunterlagen. 

Die öffentlichen Rechtsträger, die die Träger der 
öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute waren (z. B. Ge- 
bietskörperschaften), sind infolge der politischen Er- 
eignisse nicht mehr handlungsfähig. Ihr im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes belegenes Vermögen 
wird nach Maßgabe des § 27 Abs. 1 und 3 des 
Rechts träger- Ab Wicklungsgesetzes vom Bund oder 
von einer von diesem beauftragten Stelle verwaltet. 
Es hätte nahegelegen, auch das Restvermögen eines 


öffentlich-rechtlichen Kreditinstituts in die Treuhand- 
verwaltung der nach dem Rechtsträger- Abwicklimgs- 
gesetz berufenen Stelle zu geben. Satz 1 sieht dem- 
gegenüber die treuhänderische Verwaltung durch 
den Präsidenten des Bundesausgleichsamtes vor. Die 
gesamten Geschäftsunterlagen sind an die Heimat- 
auskunftstelle bzw. Auskunftstelle oder an eine 
sonstige vom Präsidenten des Bundes aus gleichs- 
amtes zu bestimmende Stelle herauszugeben. Maß- 
gebend hierfür waren u. a. folgende Erwägungen; 

1. Zwischen dem Bundesausgleichsamt und den Kre- 
ditinstituten bzw. ihren Gläubigern bestehen be- 
sonders starke unmittelbare und mittelbare sach- 
liche Beziehungen. Der Ausgleichsfonds ist nach 
§ 5 WAG der Hauptgläubiger der Kreditinstitute 
mit letztem Sitz in einem Vertreibungsgebiet. 
Außerdem handelt es sich in der Masse um Geld- 
vermögen. 

2. Die Ausgleichsbehörden sind überdies in das Ab- 
wicklungsverfahren dadurch eingeschaltet, daß 
nach Maßgabe des § 4 natürliche Personen, die 
einen Anspruch geltend machen wollen, eine Be- 
scheinigung des zuständigen Ausgleichs amte s 
vorzulegen haben, daß für einen an dem An- 
spruch eingetretenen Schaden keine Entschädi- 
gung nach dem WAG, LAG oder RepG gewährt 
bzw. festgestellt worden ist. 

3. Ferner bedürfen die Ausgleichsbehörden, wie be- 
reits zu § 18 Abs. 1 Satz 3 dargelegt, zur Beweis- 
würdigung der Möglichkeit zur Einsichtnahme in 
die Bankunterlagen. Die Heimatauskunftstellen 
bzw. Auskunftstellen sind nach Organisation, 
Aufgabenstellung und personeller Besetzung zur 
Verwaltung und Betreuung der gesamten Unter- 
lagen besonders geeignet. Wo sich in Einzelfällen 
eine Übergabe der Geschäftsunterlagen an die 
Heimatauskunftstellen bzw. Auskunftstellen 
nicht ermöglichen läßt oder nicht sachdienlich 
erscheint, soll dem Präsidenten des Bundesaus- 
gleichsamtes die Möglichkeit gegeben sein, eine 
andere Stelle für die Verwaltung der Unterlagen 
einzuschalten. 

Die Treuhandverwaltung ist befristet, bis hach Ab- 
schluß eines Friedens Vertrages die Voraussetzungen 
dafür gegeben sind, daß die Ansprüche der Ost- 
gläubiger und die Rechtsverhältnisse an den Institu- 
ten endgültig geregelt werden können. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes darf als 
(neuer) Treuhänder — ebenso wie der bisherige 
Treuhänder — über das Restvermögen nicht verfü- 
gen (vgl. Satz 2 in Verbindung mit § 5 Abs. 2 des 
3. UEG). Dieses darf jedoch aus sozialen Erwägungen 
zur Erfüllung von Versorgungsansprüchen, die bei 
der Abwicklung nicht berücksichtigt worden sind 
(z. B. weil der Berechtigte die Wohnsitzvorausset- 
zung nicht erfüllte), in Härtefällen verwendet wer- 
den (Satz 3). 

Zu § 20 

§ 20 regelt die Beendigung der Abwicklung der 
Westvermögen von Kreditinstituten in der Rechts- 
form der Aktiengesellschaft, sofern ein Restver- 
mögen übriggeblieben ist. 
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Zunächst hat der Treuhänder über die Befriedi- 
gung der zu berücksichtigenden Ansprüche dem 
Bundesaufsichtsamt Rechnung zu legen. Nach Prü- 
fung der Rechnung macht das Bundes aufsichtsamt 
im Bundesanzeiger bekannt, daß die angemeldeten 
Ansprüche nach Maßgabe des Gesetzes befriedigt 
worden sind (Absatz 1). Diese Bekanntmachung hat 
die Funktion, einen Zeitpunkt zu begründen, zu dem 
die in Absatz 2 festgelegten Rechtsfolgen eintreten 
bzw. der Lauf der Verjährungsfrist beginnt. 

Anders als bei Instituten des öffentlichen Rechts, bei 
denen auf Grund der politischen Gegebenheiten die 
Zurverfügungstellung eines Restvermögens an die 
ehemaligen Träger der Institute zur Zeit aussdiei- 
det, weshalb nach § 19 Abs. 2 diese Vermögen vom 
Präsidenten des Bundesausgleichsamtes treuhände- 
risch zu verwalten sind, besteht bei Instituten des 
privaten Rechts keine Notwendigkeit zur Aufrecht- 
erhaltung einer treuhänderischen Verwaltung. Es 
entspricht vielmehr allgemeinen rechtlichen Grund- 
sätzen und den Interessen der Berechtigten, wenn 
derartige Restvermögen möglichst letzteren zur Ver- 
fügung gestellt werden. 

Bei Aktiengesellschaften ist eine Verteilung an die 
Aktionäre möglich, da das Nennkapital der Aktien- 
gesellschaften bekannt ist. Der auf jede Aktie ent- 
fallende Liquidationsanteil kann deshalb vom Treu- 
händer berechnet werden. 

Damit die Treuhänder und Aktionäre nicht Gefahr 
laufen, nach Verteilung eines Restvermögens von 
Gläubigern auf Schadenersatz bzw. nach den Grund- 
sätzen einer ungerechtfertigten Bereicherung in An- 
spruch genommen zu werden, setzt die Verteilung 
eines Vermögensüberschusses voraus, daß aus dem 
Westvermögen keine Gläubigeransprüche mehr be- 
friedigt werden müssen. Nach § 17 Abs. 1 Satz 3 sind 
zwar nicht fristgerecht angemeldete Gläubiger- 
ansprüche von der Abwicklung ausgeschlossen. Dies 
schließt jedoch nicht aus, daß nach Erfüllung der an- 
gemeldeten Ansprüche {§ 9) Gläubiger, die sich 
nicht rechtzeitig gemeldet haben oder die wegen 
Nicht-Erfüllens der Westwohnsitzvoraussetzung 
(§ 2) von einer Geltendmachung ihrer Ansprüche 
ausgeschlossen waren (z. B. Ostrentnerbesudier), 
eine Befriedigung aus dem Vermögensüberschuß 
begehren werden und begehren können. Vor einer 
Geltendmachung derartiger Ansprüche ist das West- 
vermögen nicht mehr auf Grund des § 5 Abs. 2 
Satz 1 des 3. UEG geschützt, wonach über Westver- 
mögen grundsätzlich nicht zum Zwecke der Erfüllung 
von Verbindlichkeiten verfügt werden darf. Diese 
Vorschrift findet nach Maßgabe des Absatzes 2 
Satz 1 nach Befriedigung der im Abwicklungsver- 
fahren zu berücksichtigenden Ansprüche keine An- 
wendung mehr, da der Schutzzweck, der mit dieser 
Vorschrift verfolgt wurde, mit voller Befriedigung 
der Gläubiger, deren Ansprüche im Abwicklungsver- 
fahren berücksichtigt worden sind, entfallen ist. 

Einer Inanspruchnahme der Westvermögen durch 
Gläubiger könnte zwar nach allgemeinen bürgerlich- 
rechtlichen Grundsätzen nach Ablauf der maßgeb- 
lichen Fristen (§§ 194 ff. BGB) die Einrede der Ver- 
jährung entgegengehalten werden. Die Dauer dieser 
Frist, die bis zu 30 Jahre betragen kann, würde 
praktisch jedoch die mit diesem Gesetz angestrebte 


und aus wirtschaftlichen Erwägungen notwendige 
alsbaldige endgültige Abwicklung über Gebühr ver- 
zögern. Absatz 2 Satz 2 und 3 regelt deshalb Um- 
fang und Dauer der Haftung von Aktiengesellschaf- 
ten für Ansprüche, die im Abwicklungsverfahren 
nicht berücksichtigt wurden, abweichend vom all- 
gemeinen Recht. 

Während vor Durchführung der Abwicklung nach 
§ 5 Abs. 2 Satz 1 des 3. UEG grundsätzlich keine 
Gläubigeransprüche befriedigt werden konnten, be- 
schränkt Satz 2 nach Durchführung des Abwick- 
lungsverfahrens die Haftung einer Aktiengesell- 
schaft auf die Erfüllung der Ansprüche, die nach den 
§§ 2 bis 7 gegen den Treuhänder im Rahmen des 
Abwicklungsverfahrens hätten geltend gemacht 
werden können. Dies bedeutet, daß die Gesellschaft 
nur für Ansprüche von Westgläubigern im Sinne 
des § 2 haftet, die nicht rechtzeitig angemeldet 
worden sind, sowie für Ansprüche, die unabhängig 
vom Wohnsitz des Gläubigers nach § 3 geltend ge- 
macht werden konnten. 

Die Gesellschaft haftet dagegen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes grundsätzlich nicht gegenüber Ost- 
gläubigern. Der Ausschluß der Haftung rechtfertigt 
sich aus der übergeordneten Erwägung, daß die 
durch die Kriegs- und Nachkriegsereignisse im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes gebildeten Westvermö- 
gen 25 Jahre nach Kriegsende abgewickelt werden 
sollen, um eindeutige und endgültige Rechtsver- 
hältnisse zu schaffen. Der Ausschluß der Ostgläu- 
biger bedeutet keine unvertretbare Härte. Satz 2 
schließt nicht aus, daß die Ansprüche von Ostgläu- 
bigern in dem Gebiet befriedigt oder entschädigt 
werden, in dem die Gläubiger ansässig sind und 
der Hoheitsträger die in ihm belegenen Aktiven des 
Schuldnerinstituts an sich gezogen hat. 

Sofern und soweit nachträglich gegen die Aktien- 
gesellschaft, vertreten durch den Treuhänder, gel- 
tend gemachte und nachgewiesene Ansprüche aus 
dem Restvermögen nicht oder nicht voll befriedigt 
werden können, ist die Anwendung der allgemei- 
nen Grundsätze der Konkursordnung und der Ver- 
gleichsordnung nicht ausgeschlossen. 

Nach Satz 3 verjähren die Ansprüche, die gegen die 
Gesellschaft noch geltend gemacht werden können, 
zwei Jahre nach der Bekanntmachung des Bundes- 
aufsichtsamtes (Absatz 1 Satz 2). Sofern und soweit 
eine Aktiengesellschaft nach Satz 2 für Ansprüche 
von Ostgläubigern haftet (vgl. § 3), dürfte die Ver- 
jährung nach Satz 3 in der Regel gehemmt sein 
(§ 203 BGB). 

Nach Ablauf der Verjährungsfrist ist die Abwick- 
lung des Instituts vom Treuhänder endgültig abzu- 
schließen. Hierzu sind folgende Maßnahmen erfor- 
derlich: 

Nach Absatz 3 Satz 1 hat der Treuhänder nach Be- 
friedigung der im Abwicklungsverfahren zu berück- 
sichtigenden Gläubigeransprüche die Aktionäre 
durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger aufzu- 
fordern, den Nennbetrag ihrer Aktien innerhalb 
einer Frist von sechs Monaten schriftlich anzumel- 
den. Nach § 272 Abs. 1 Aktiengesetz darf die Ver- 
teilung eines nach der Berichtigung der Verbindlich- 
keiten verbleibenden Vermögens unter die Aktio- 
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näre zwar erst dann erfolgen, wenn ein Jahr seit 
dem Tage verstrichen ist, an dem der Aufruf der 
Gläubiger zum dritten Mal bekanntgemacht wor- 
den ist. Auf Grund der durch die Kriegs- und Nadi- 
kriegsereignisse bedingten besonderen Verhältnisse 
bei den nach diesem Gesetz abzuwickelnden West- 
vermögen von Aktiengesellschaften würde ein drei- 
maliger Gläubigeraufruf Kosten verursachen, deren 
Höhe in keinem angemessenen Verhältnis zu den 
Belangen der Gläubiger stehen würde, die § 272 
Abs. 1 Aktiengesetz schützen will. Satz 1 gestattet 
deshalb in Abweichung von der aktienrechtlichen 
Regelung eine Verteilung eines Vermögensüber- 
schusses bereits nach einem einmaligen Gläubiger- 
aufruf. Der Aktionärsaufruf erfolgt zweckmäßiger- 
weise vor Ablauf der Verjährungsfrist (Absatz 2 
* Satz 3). Er hat sich an die West- und Ostaktionäre 
zu richten. Die Einbeziehung der Ostaktionäre recht- 
fertigt sich aus der Erwägung, daß diese — im Ge- 
gensatz zu Ostgläubigern, deren Ansprüche auf 
Deutsche Mark (Ost) umgestellt wurden — nach der 
Enteignung der Kreditinstitute in deren ehemaligem 
Sitzland für den Verlust ihrer Beteiligungen keiner- 
lei Entschädigung erhalten haben. 

Die Aktionäre haben ihren Aktienbesitz in entspre- 
chender Anwendung von § 10 Abs. 1, § 12 glaubhaft 
zu machen (Satz 3). Anschließend ist das Rest- 
vermögen an die Aktionäre zu verteilen (Absatz 4 
Satz 1). Die Verteilung erfolgt nach dem Verhältnis 
der Aktiennennbeträge. Soweit möglich, ist die auf 
sie entfallende Restquote an die einzelnen Aktio- 
näre auszuzahlen. Soweit diese sich nicht gemeldet 
(z. B. Ostaktionäre) oder ihren Aktienbesitz nicht 
nachgewiesen haben, sind die Beträge vom Treu- 
händer bei der für seinen Sitzart zuständigen Hinter- 
legungsstelle zu hinterlegen (Satz 2). 

Nach Verteilung des Restvermögens hat der Treu- 
händer die Geschäftsunterlagen an die zuständi- 
gen Heimatauskunftstellen bzw. Auskunftstellen 
oder an eine sonstige vom Präsidenten des Bundes- 
ausgleichsamtes zu bestimmende Stelle herauszu- 
geben (Absatz 5). Diese Regelung entspricht § 19 
Abs. 2 Satz 1 ; zu ihrer Begründung siehe dort. Sie 
ist zusätzlich aus der Erwägung geboten, daß weder 
die Aktiengesellschaften noch die Aktionäre in der 
Lage und bereit sein werden, die Unterlagen sach- 
gemäß zu verwalten und Auskünfte aus ihnen zu 
geben. Die öffentliche Hand muß deshalb im Inter- 
esse derjenigen, für welche die Unterlagen noch von 
wirtschaftlicher Bedeutung sein können (vor allem 
Ostgläubiger), sich ihrer annehmen. Zum Abschluß 
seiner Tätigkeit hat der Treuhänder gegenüber dem 
Bundesaufsichtsamt über die Verteilung des Rest- 
vermögens Rechnung zu legen. Nach Prüfung der 
Rechnung hebt das Bundesaufsichtsamt die Treu- 
handschaft auf. Einer besonderen Rechnungslegung 
gegenüber der Aktiengesellschaft bedarf es nicht 
(Absatz 6). 

Zu §21 

§ 21 betrifft die Beendigung der Abwicklung der 
Westvermögen von Kreditinstituten in der Rechts- 
form von Genossenschaften, sofern ein Restvermö- 
gen verblieben ist. Die Regelung entspricht im Prin- 


zip derjenigen für Aktiengesellschaften. Auf die Be- 
gründung zu § 20 Abs. 1 bis 4, 6 wird verwiesen. 

Einer besonderen Regelung bedarf im Hinblick auf 
die rechtlichen Unterschiede der Mitgliedschafts- 
rechte eines Genossen gegenüber denjenigen eines 
Aktionärs die Verteilung eines Restvermögens. 
Nach § 91 Abs. 1 Satz 1 des Genossenschaftsgeset- 
zes erfolgt die Verteilung des Vermögens einer Ge- 
nossenschaft unter die einzelnen Genossen bis zum 
Gesamtbetrag ihrer auf Grund der ersten Liquida- 
tionsbilanz ermittelten Geschäfts guthaben nach dem 
Verhältnis der letzteren. Absätze 2 und 3 des Ent- 
wurfs regeln die Verteilung eines Vermögensüber- 
schusses in Anlehnung an die Grundsätze dieser 
Vorschrift, soweit die tatsächlichen Gegebenheiten 
nicht eine Abweichung erforderlich machen. 

Voraussetzung für die Verteilung eines Vermögens- 
überschusses an die Genossen ist, daß deren Ge- 
samtzahl bekannt ist. Infolge der Kriegs- und Nach- 
kriegsereignisse (Verlust der Geschäftsunterlagen, 
Vertreibung, Tod von Genossen u. a. m.) dürfte den 
Verwaltern der Westvermögen in zahlreichen Fäl- 
len nur eine beschränkte Anzahl der Genossen na- 
mentlich bekannt sein. Die Gesamtzahl der Genos- 
sen kann der Treuhänder jedoch der letzten vor dem 
9. Mai 1945 festgestellten imd ihm bekannten Bilanz 
entnehmen. Für welches Jahr zuletzt eine Bilanz 
festgestellt wurde und — • trotz Kriegs- und Nach- 
kriegsereignissen — dem Treuhänder bekannt ist 
oder bekanntgemacht werden kann, dürfte bei den 
einzelnen Genossenschaften aus den Vertreibungs- 
gebieten und aus dem anderen Teil Deutschlands 
unterschiedlich liegen. Das Ziel des Abwicklungsver- 
fahrens, das vorhandene Vermögen zur Verteilung 
zu bringen, würde gefährdet, wenn zur Ermittlung 
der Anzahl der Genossen, an die das Restvermögen 
zu verteilen ist, nur auf die Bilanz des Jahres 1944 
abgestellt werden dürfte. Diese Bilanz liegt bei vie- 
len Genossenschaften nicht vor. Andererseits kann 
auch nicht auf eine eine erhebliche Anzahl von 
Jahren zurückliegende Bilanz abgestellt werden, da 
in diesem Falle zwischenzeitliche Änderungen im 
Bestand der Genossen bis 1945 unberücksichtigt 
blieben. Der Entwurf dürfte eine praktikable, die 
Gegebenheiten und die Interessen der Genossen an- 
gemessen berücksichtigende und hinreichend fle- 
xible Linie vertreten, indem er auf eine Bilanz ab- 
stellt, deren Stichtag nicht vor dem 1. Januar 1942 
liegt. Dies bedeutet, daß — je nach den Gegeben- 
heiten bei den einzelnen Genossenschaften — die 
für 1944, 1943 oder 1942 festgestellte Bilanz als 
Grundlage für die Feststellung der Anzahl der Ge- 
nossen, auf die das Restvermögen zu verteilen ist, 
in Betracht kommen kann. Auf eine weiter als 1942 
zurückliegende Bilanz abzustellen, erscheint nicht 
vertretbar. Sollte keine Bilanz für die Jahre 1944 
bis 1942 vorliegen, entfällt die Möglichkeit einer 
Verteilung nach § 21. In diesen Fällen bestimmt 
sich die Behandlung eines Restvermögens nach 
§ 22 . 

Eine Liquidationsbilanz im Sinne des § 91 Abs. 1 
Genossenschaftsgesetz wird für die Westvermögen 
nicht erstellt. Als sachgemäß bietet sich an, deshalb 
als weitere Grundlage für die Verteilung eines Ver- 
mögensüberschusses auch insoweit auf die in Ab- 
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satz 2 bezeichnete Bilanz abzustellen (Absatz 3 
Nr. 1). Aus dieser Bilanz ergibt sich jedoch nur der 
Gesamtbetrag der Geschäftsguthaben. Die Höhe 
ihres individuellen Geschäftsguthabens haben die 
einzelnen Genossen in geeigneter Weise nachzuwei- 
sen, sofern sie dem Treuhänder nicht auf Grund 
sonstiger Geschäftsunterlagen bekannt ist. 

Sofern und soweit infolge Fehlens geeigneter Be- 
weisunterlagen ein Genosse die Höhe seines Ge- 
schäftsguthabens nicht glaubhaft machen kann, er- 
öffnet ihm Satz 2 die Möglichkeit, in Höhe des durch 
das Statut bestimmten Mindestbetrages der Ein- 
zahlung auf den Geschäftsanteil (§ 7 Nr. 2 Genos- 
senschaftsgesetz) an der Verteilung teilzunehmen. 

Sah das Statut der Genossenschaft vor, daß Genos- 
sen vor dem Stichtag der Bilanz zur vollen Einzah- 
lung des Geschäftsanteils verpflichtet waren, so bie- 
tet sich als weitere Berechnungsgrundlage an, daß 
der Genosse mit einem Geschäftsguthaben in Höhe 
des Geschäftsanteils an der Verteilung teilnimmt, 
da unterstellt werden kann, daß er diesen einge- 
zahlt hat (Satz 3). Die Alternativen der Sätze 2 und 3 
entsprechen den vom Bundesgerichtshof in seinem 
Urteil vom 21. Januar 1965 (BGHZ 43, S. 51 ff.) auf- 
gestellten Grundsätzen für die Liquidation einer 
Genossenschaft aus den Vertreibungsgebieten. 
Voraussichtlich gibt es Kreditgenossenschaften, bei 
denen wegen Fehlens des Statuts auch der Mindest- 
betrag der Einzahlung auf den Geschäftsanteil nicht 
bekannt ist. Läßt sich aus diesem oder einem anderen 
Grunde eine Bestimmung üb8r die Einzahlung auf 
einen Geschäftsanteil nicht feststellen, so bietet sich 
als letzte Berechnungsmodalität der in § 7 Nr. 2 des 
Genossenschaftsgesetzes festgelegte Mindesteinzah- 
lungsbetrag auf den Geschäftsanteil in Höhe von 
einem Zehntel des Geschäftsanteils an (Satz 4). 

Anhaltspunkte dafür, daß in Einzelfällen ein Rest- 
vermögen höher sein wird als der Gesamtbetrag der 
Guthaben, von denen nach den Sätzen 1 bis 4 auszu- 
gehen ist, liegen nicht vor. Es läßt sich jedoch nicht 
ausschließen, daß dieser Sachverhalt in Ausnahme- 
fällen gegeben sein kann. Für diesen Fall bestimmt 
Satz 5, daß Überschüsse, die über den Gesamtbetrag 
der Guthaben, von denen nach den Sätzen 1 bis 4 
auszugehen ist, hinausgehen, nach Köpfen zu ver- 
teilen ist. Diese Bestimmung entspricht § 91 Abs. 2 
des Genossenschaftsgesetzes. 

Nach § 77 des Genossenschaftsgesetzes scheidet ein 
verstorbener Genosse aus der Genossenschaft aus. 
Seine Erben nehmen als Gläubiger an der Ausein- 
andersetzung der Genossenschaft teil (§ 73 Genos- 
senschaftsgesetz). Die Genossenschaften, deren 
Westvermögen nach diesem Gesetz abgewickelt 
wird, dürften seit Kriegsende als aufgelöst gelten 
und sich in Liquidation befinden. Nach Auflösung 
einer Genossenschaft ist das Ausscheiden von Ge- 
nossen grundsätzlich ausgeschlossen. Da es zudem 
sachlich nicht gerechtfertigt erscheint, bei Verteilung 
eines Vermögensüberschusses die Erben verstorbe- 
ner Genossen anders zu behandeln als die noch le- 
benden Genossen, stellt Absatz 2 Satz 2 klar, daß 
die Erben als nicht ausgeschieden gelten. 

Nach Verteilung des Restvermögens hat der Treu- 
händer di^ Geschäftsunterlagen an die Heimataus- 


kunftstellen bzw, Auskunftstellen oder an eine son- 
stige vom Präsidenten des Bundesausgleichsamtes 
zu bestimmende Stelle herauszugeben (Absatz 1 in 
Verbindung mit § 20 Abs. 5). 

Es war vorgeschlagen worden, die Geschäftsunter- 
lagen bei den genossenschaftlichen Spitzenverbän- 
den zu belassen, welche zur Zeit als Sammeltreu- 
händer für die ländlichen bzw. gewerblichen Kredit- 
genossenschaften nach § 4 des 3. UEG bestellt sind. 
Einer Sammlung der Geschäftsunterlagen aller West- 
vermögen, die nach diesem Gesetz abgewickelt wer- 
den, bei den in § 20 Abs. 5 angegebenen Stellen 
dürfte aus Zweckmäßigkeitserwägungen der Vor- 
zug zu geben sein. 

Zu § 22 

Sofern die Anzahl der Mitglieder einer Genossen- 
schaft nicht feststellbar oder die Verteilung des Ver- 
mögens durch das Statut ausgeschlossen oder seine 
Verwendung entsprechend dem im Statut festgeleg- 
ten Zweck nicht möglich ist, erfolgt nach § 22 keine 
Verteilung des Überschusses. Es wäre nicht gerecht- 
fertigt, einen unter Umständen erheblichen Über- 
schuß (z. B. bei Zentralkassen) nur an die wenigen 
Mitglieder zu verteilen, die sich auf Grund eines 
Aufrufs melden. Der Überschuß ist deshalb von dem 
Treuhänder an den Präsidenten des Bundesaus- 
gleichsamtes zu übertragen (Absatz 1). Diese Rege- 
lung als verfehlt, wenn nicht als diskriminierend zu 
bezeichnen, da das Restvermögen von Genossen- 
schaften sich in starkem Maße von dem Restver- 
mögen anderer öffentlich-rechtlicher und privat- 
rechtlicher Institute unterscheide und eine Behörde 
nicht die für eine zweckmäßige Verwaltung von 
Genossenschaftsvermögen erforderlichen speziellen 
Kenntnisse habe, erscheint sachlich unbegründet und 
rechtfertigt nach Ansicht der Bundesregierung keine 
Sonderbehandlung der Restvermögen der Kredit- 
genossenschaften. Eine treuhänderische Verwaltung 
durch den Präsidenten des Bundesausgleichsamtes 
stellt sicher, daß die Vermögen bis zu einer friedens- 
vertraglichen Regelung von einer neutralen Stelle 
gesondert verwaltet werden. Erst nach diesem Zeit- 
punkt wird sich übersehen lassen, welche end- 
gültige Entscheidung über ihre Verwendung zu tref- 
fen ist. Hierbei wird den Belangen und Zielen 
Rechnung zu tragen sein, welche bei Bildung der 
Vermögen maßgeblich gewesen sind. Nur eine Über- 
tragung auf den Präsidenten des Bundesausgleichs- 
amtes ermöglicht auch, daß die derzeitigen Treu- 
handschaften und die Aufgaben des Bundesauf- 
sichtsamtes nach §§ 4, 5 des 3. UEG beendet werden 
können. 

Zu § 23 

§ 23 betrifft die Beendigung der Abwicklung der 
Westvermögen von Kreditinstituten des privaten 
Rechts, die nicht unter §§ 20 und 21 fallen, d. h. von 
Kreditinstituten in der Rechtsform der Personen- 
handelsgesellschaft (OHG, KG) oder eines Einzel- 
kaufmanns, sofern nach Befriedigung der Gläubiger 
ein Restvermögen verbleibt. Bei diesen Kreditinsti- 
tuten besteht kein sachlicher oder rechtlicher Grund, 
daß der Treuhänder einen Vermögensüberschuß 
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nicht an das Kreditinstitut (OHG, KG) herausgibt 
und die Treuhandschaft anschließend aufgehoben 
wird. Die Verteilung eines Vermögensüberschusses 
kann und muß der Entscheidung der Berechtigten 
überlassen bleiben. Auch zur Wahrung der Belange 
noch nicht befriedigter Gläubiger bedarf es der Auf- 
rechterhaltung der Treuhandschaft nicht. 

Nach Absatz 1 hat dementsprechend der Treu- 
händer das nach Befriedigung der Gläubiger verblei- 
bende Vermögen sowie die Geschäftsunterlagen an 
die Berechtigten (Kreditinstitut) herauszugeben. So- 
fern das Institut keine vertretungsberechtigten Per- 
sonen im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat, ist 
ein Abwesenheitspfleger zu bestellen. Sollte Unklar- 
heit darüber bestehen, wer Anspruch auf den Ver- 
mögensüberschuß hat, . so ist dieser zu hinterlegen. 
In diesem Falle muß es denjenigen, die Ansprüche 
auf den Uberschuß geltend machen, überlassen blei- 
ben, ihre Berechtigung zu klären. Nach Heraus- 
gabe des Vermögensüberschusses hat der Treuhän- 
der Rechnung zu legen. Nach Prüfung der Rechnung 
hebt das Bundesaufsichtsamt die Treuhandschaft auf. 

Mit Aufhebung der Treuhandschaft entfällt die 
Haftungsbeschränkung des § 5 Abs. 2 des 3. UEG. 
Bei Kreditinstituten in der Rechtsform der Per- 
sonenhandelsgesellschaft oder eines Einzelkauf- 
manns ist es rechtlich geboten, die persönliche Haf- 
tung der Gesellschafter und Firmeninhaber nach Auf- 
hebung der Treuhandschaft zu begrenzen, um ange- 
sichts des Verlustes erheblicher Aktivwerte im 
Osten und der Unmöglichkeit, nach 1945 im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes das Neugeschäft zu 
betreiben, eine dem Umfang und der Zeitdauer nach 
nicht gerechtfertigte finanzielle Belastung auszu- 
schließen. Auf die Ausführungen unter Allgemeines 
V. 2. f wird Bezug genommen. Eine unbegrenzte Haf- 
tung würde aller Voraussicht nach zu einer erheb- 
lichen Gefährdung, wenn nicht zu einer Vernich- 
tung der wirtschaftlichen Existenz der persönlich 
haftenden Gesellschafter bzw. der Firmeninhaber 
führen, die diese nach ihrer Zuwanderung in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes hier neu aufgebaut 
haben. Dies gilt auch, wenn und soweit im Wege 
richterlicher Vertragshilfe eine Stundung oder Her- 
absetzung der Verbindlichkeiten erreicht werden 
könnte. Eine derartige Existenzgefährdung wäre 
auch nicht aus dem allgemeinen Grundsatz des 
Schuldrechts und des Handelsrechts (siehe §§ 128, 
129, § 161 Abs. 2 HGB, daß ein Schuldner mit sei- 
nem ganzen Vermögen für seine Verbindlichkeiten 
einzustehen hat, angesichts der besonderen Situation 
dieser Schuldner zu rechtfertigen. Andererseits er- 
scheint es, sofern und soweit ein Restvermögen ver- 
bleibt, auch nicht gerechtfertigt, die Schuldner von 
jeder Haftung freizustellen. 

Nach Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 wird 
deshalb die Haftung der Berechtigten nach Auf- 
hebung der Treuhandschaft begrenzt. 

Die Gesellschafter, Einzelkaufleute haften nur für 
solche Ansprüche, die nach den i§'§ 2 bis 7 gegen den 
Treuhänder hätten geltend gemacht werden können. 
Dies bedeutet eine Beschränkung der Haftung auf 
Ansprüche von Gläubigern, welche vor Anordnung 
der Abwicklung die Wohnsitzvoraussetzung des § 2 
erfüllt haben, sowie auf Ansprüche, die unabhängig 


vom Wohnsitz des Gläubigers nach § 3 geltend 
gemacht werden konnten. Des weiteren ist die Haf- 
tung der Höhe nach begrenzt. Sie besteht nur, inso- 
weit die bei der Abwicklung berücksichtigten ent- 
sprechenden Anspruchs arten (bevorrechtigte, nicht- 
bevorrechtigte Ansprüche) erfüllt worden sind. Dem 
wirtschaftlidien Interesse der Schuldner (Gesell- 
schafter von Personenhandelsgesellschaften, Einzel- 
kaufleuten), möglichst bald von der Unsicherheit 
befreit zu sein, alte Verbindlichkeiten aus der Zeit 
vor dem Zusammenbruch u. U. zu Lasten ihrer im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes neu aufgebauten 
Existenz erfüllen zu müssen, trägt zusätzlich Ab- 
satz 2 Satz 2 Rechnung, wonach alle Ansprüche 
zwei Jahre nach Aufhebung der Treuhandschaft ver- 
jähren, es sei denn, daß der Ablauf der Verjäh- 
rungsfrist unterbrochen wird. 

Absatz 3 Satz 1 beschränkt die Haftung gegen- 
ständlich auf das Restvermögen. Nach Satz 2 ist die 
Geltendmachung der beschränkten Haftung entspre- 
chend den allgemeinen zivilprozeßrechtlichen Vor- 
schriften über die beschränkte Erbenhaftung gere- 
gelt (Vorbehalt im Urteil, Anwendung der Haf- 
tungsbeschränkung in der Zwangsvollstreckung, 
Geltendmachung durch Vollstreckungsabwehrklage). 

Zu § 24 

Im Falle der Anordnung der vollständigen Abwick- 
lung (§ 16) kann sich im Verlauf der Abwicklung 
herausstellen, daß auf Grund des Gläubigerauf- 
rufs (§ 17) in höherem Umfang Ansprüche geltend 
gemacht worden sind als nach den Unterlagen des 
Treuhänders erwartet wurde, und daß — z. B. nach 
Erfüllung der bevorrechtigten Ansprüche (§ 9 Abs. 2 
Nr. 1 und 2) — das noch zur Verfügung stehende 
Vermögen nicht ausreichen wird, neben einer Er- 
füllung der nicht-bevorrechtigten Ansprüche auch 
nur in Höhe einer geringen Quote die hierbei an- 
fallenden Verwaltungskosten zu decken. Da die 
Kosten der Abwicklung vorrangig sind (§ 9 Abs. 1 
Nr. 2), ermächtigt Absatz 1 das Bundesaufsichtsamt, 
in derartigen Fällen das Abwicklungsverfahren ein- 
zustellen. 

Im Falle der Einstellung kann — sofern die Abwick- 
lungskosten es nicht aufzehren — ein Restvermögen 
verbleiben. Sein Umfang wird stets gering sein. Da 
nicht alle berücksichtigungsfähigen Verbindlichkei- 
ten erfüllt worden sind, steht ein derartiges Restver- 
mögen, wirtschaftlich betrachtet, den Eigentümern 
des Kreditinstituts nicht zu. Absatz 2 bestimmt des- 
halb, daß das Restvermögen eines Kreditinstituts 
des öffentlichen wie des privaten Rechts in ent- 
sprechender Anwendung der §§18, 19 an den Präsi- 
denten des Bundesausgleichsamtes herauszugeben, 
Rechnung zu legen und die Treuhandschaft aufzu- 
heben ist. Zum Ausschluß einer Haftung siehe § 18 
Abs. 2. 

Zu § 25 

Bereits anläßlich der Prüfung nach § 16, ob die 
Voraussetzungen zur vollständigen Abwicklung 
eines Instituts voraussichtlich gegeben sind, kann 
sich' auf Grund der Unterlagen eines Treuhänders 
ergeben, daß das vorhandene Vermögen voraus- 
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sichtlich nur ausreichen wird, nach Berichtigung der 
Ansprüche im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 1 und nach 
Deckung der Kosten die Ansprüche auf Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung und auf Zahlung einer 
Rente im Sinne des § 9 Abs. 2 Nr. 2 voll oder an- 
teilig zu erfüllen, während für die Befriedigung der 
sonstigen Ansprüche (§ 9 Abs. 2 Nr. 3) überhaupt 
keine Mittel zur Verfügung stehen oder nur in 
einem Umfang, der ihre Befriedigung nicht einmal in 
Höhe von 5 v. H. des ursprünglichen Reichsmark- 
betrages gestattet. Eine Erstreckung der Anordnung 
zur Abwicklung — wie in § 16 — auch auf die 
sonstigen Ansprüche wäre in diesen Fällen bei 
Abwägen der wirtschaftlichen Interessen der Be- 
rechtigten und der mit der Abwicklung verbundenen 
Verwaltungskosten sachlich nicht gerechtfertigt. Ab- 
satz 1 Satz 1 bestimmt deshalb, daß unter diesen 
Voraussetzungen das Bundesaufsichtsamt die An- 
ordnung zur Abwicklung auf die Erfüllung der An- 
sprüche und Kosten im Sinne des § 9 Abs. 1 und 
Abs. 2 Nr. 1 und 2 zu beschränken hat. 

Sofern die beschränkte Anzahl von Ansprüchen, die 
demnach berücksichtigungsfähig sind, dem Treuhän- 
der bekannt ist, bedarf es zur Durchführung der Ab- 
wicklung keines Gläubigeraufrufs. Satz 2 berechtigt 
deshalb den Treuhänder, von einem Aufruf abzu- 
sehen. 

Ein Restvermögen, auf das die Berechtigten bei 
wirtschaftlicher Betrachtungsweise Anspruch erhe- 
ben könnten, wird in den Fällen des § 25 nach 
Durchführung der Abwicklung nur selten übrig 
bleiben. Absatz 2 bestimmt entsprechend § 24 Abs. 2, 
daß ein eventuelles Restvermögen von Instituten 
des öffentlichen wie des privaten Rechts auf den 
Präsidenten des Bundesausgleichsamtes als Treu- 
händer zu übertragen ist. 


Zu § 26 

Bei einer erheblichen Anzahl von Kreditinstituten 
dürfte das Westvermögen kaum zur Deckung der 
laufenden Verwaltungskosten, auf jeden Fall nicht 
zu einer auch nur anteiligen Befriedigung von An- 
sprüchen im Sinne des § 9 Abs. 2 Nr. 2 ausreichen. 
Sofern ein Vermögen höchstens ausreicht, Ansprüche 
im Sinne des § 9 Abs. 2 Nr. 1 zu erfüllen, erübrigt 
sich die Anordnung eines Abwicklungsverfahrens. 
Das Ziel des Gesetzes, alle Treuhandverwaltungen 
überflüssig zu machen, wird bereits erreicht, wenn 
das Vermögen zur Erfüllung der bevorrechtigten 
Ansprüche und Verwaltungskosten im Sinne und in 
der Rangfolge des § 9 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 ver- 
wendet wird. § 16 Abs. 1 verpflichtet deshalb den 
Treuhänder zur Erfüllung dieser Ansprüche. 

Anschließend hat er dem Bundesaufsichtsamt 
Rechnung zu legen. Dieses hebt nach deren Prüfung 
die Treuhandschaft auf. Daß nach Erfüllung der 
unter Absatz 1 fallenden Ansprüche und Kosten 
noch ein Restvermögen vorhanden sein wird, ist un- 
wahrscheinlich. Sollte dies jedoch ausnahmsweise 
der Fall sein, so ist dieses zur treuhänderischen 
Verwaltung an den Präsidenten des Bundesaus- 
gleichsamtes herauszugeben (Absatz 2). 


ZWEITER ABSCHNITT 

Abwicklung der Vermögen von 
Versicherungsunternehmen und Bausparkassen 

§ 27 sieht für Versicherungsunternehmen mit letz- 
tem Sitz außerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes, die am Währungsstichtag keine Hauptver- 
waltung im Geltungsbereich dieses Gesetzes hatten 
und deren Westvermögen in aller Regel zur Zeit 
von Abwesenheitspflegern betreut wird, in entspre- 
chender Anwendung der Vorschriften des Ersten 
Abschnitts eine Abwicklung ihrer Westverbindlich- 
keiten und eine Regelung hinsichtlich eines even- 
tuellen verbleibenden Restvermögens vor. Ohne 
eine gesetzliche Regelung bliebe das Schicksal die- 
ser Vermögen auf unbestimmte Zeit ungeklärt. Wie 
unter Allgemeines I. 2. dargelegt, gibt es, soweit 
übersehbar, nur relativ wenige derartige Versiche- 
rungsvermögen. 

Eine entsprechende Regelung wie für Versiche- 
rungsunternehmen enthält für Bausparkassen § 28. 

Zu § 27 

Im Interesse einer abschließenden Regelung der 
Rechtsverhältnisse an den Westvermögen von Ost- 
Versicherungsunternehmen, die im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes keine Umstellungsrechnung aufstellen 
konnten und auf die bisher auch nicht Artikel 3 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes zur Regelung von Ansprüchen aus 
Lebens- und Rentenversicherungen Anwendung ge- 
funden hat, sieht § 27 Abs. 1 bis 3 ihre Abwicklung 
in sinngemäßer Anwendung der Regelung für Kre- 
ditinstitute vor. 

Damit das Verfahren des Ersten Abschnitts des Ge- 
setzes entsprechend angewendet werden kann, be- 
darf es für die Westvermögen, deren Umfang die 
Anordnung der Abwicklung gerechtfertigt erschei- 
nen läßt, der Bestellung eines gesetzlichen Vertre- 
ters. Absatz 1 berechtigt deshalb die zuständige Ver- 
sicherungsaufsichtsbehörde, Sonderbeauftragte zu 
bestellen. Diese haben auf Anweisung der Aufsichts- 
behörde hin das von ihnen verwaltete Vermögen 
nach Maßgabe des Ersten Abschnitts abzuwickeln 
(Absatz 2, 3). 

Soweit sich übersehen läßt, dürfte § 27 nur für 
Nicht-Lebensversicherungsunternehmen (Schadens-, 
Unfall- und Krankenversicherungen) von prakti- 
scher Bedeutung sein. Sofern für ein derartiges 
Westvermögen die Abwicklung angeordnet werden 
sollte, wird nur in sehr beschränktem Umfang damit 
zu rechnen sein, daß Ansprüche geltend gemacht 
werden. Denn sofern ein Berechtigter (Versiche- 
rungsnehmer) am 20. Juni 1948 in einem Gebiet von 
Deutschland außerhalb des Geltungsbereiches die- 
ses Gesetzes ansässig war, sind seine Ansprüche 
aus dem Versicherungsverhältnis nach Maßgabe 
des § 1 der Dritten Verordnung (Anordnung) über 
die Schadens-, Unfall- und Krankenversicherung 
aus Anlaß der Neuordnung des Geldwesens vom 
27. Juli 1948 (VOBl. Britische Zone Nr. 40/48 S. 255) 
erloschen. 

Sofern nach Befriedigung der Gläubiger ein Vermö- 
gensüberschuß zur Verfügung steht, ist dieser je 
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nach der Reditsform des Versidierungsuntemeh- 
mens entsprechend §§ 19 ff. zu behandeln. Bei Ver- 
sicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit ist es denk- 
bar, daß durdi die Satzung die Verteilung des Ver- 
mögens ausgesdilossen ist oder daß seine Verwen- 
dung entsprediend dem in der Satzung festgelegten 
Zweck nicht möglicb ist. Denkbar sind aucii Fälle, in 
denen der Inhalt der Satzung eines VersicJierungs- 
vereins auf Gegenseitigkeit niciit mehr bekannt ist. 
In derartigen Fällen ist ein Restvermögen nach Ab- 
satz 3 Satz 2 auf den Präsidenten des Bundesaus- 
gleichsamtes zur treuhänderischen Verwaltung zu 
übertragen; § 19 gilt entsprechend. 

Sollte anläßlich der Durchführung dieses Gesetzes 
ein bisher den Aufsichtsbehörden nicht bekanntes 
Westvermögen eines Lebensversicherungsunterneh- 
mens ermittelt werden, so ist dieses nur dann nach 
Maßgabe des § 27 abzuwickeln, falls kein Lebensver- 
sicherungsunternehmen, das eine Umstellungsrech- 
nung aufstellt, sich nach Maßgabe des Artikels 3 des 
Gesetzes vom 25. Mai 1964 verpflichtet, die Verbind- 
lichkeiten des Ostunternehmens zu erfüllen. Ab- 
satz 4 stellt klar, daß derartige Vereinbarungen 
weiterhin zulässig sind. 

Zu § 28 

Diese Vorschrift regelt die Abwicklung der Westver- 
mögen von Bausparkassen entsprechend § 27. Wie 
sich aus der Darlegung unter Allgemeines I. 3. ergibt, 
dürfte diese Vorschrift, wenn überhaupt, nur in ganz 
seltenen Fällen zur Anwendung kommen. 

DRITTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

Zu § 29 

Die bisherige Behandlung der unter Treuhandschaft 
stehenden Westvermögen in bezug auf die Körper- 
schaft-, Gewerbe- und Vermögensteuer bestimmte 
sich nach den allgemeinen steuerlichen Grundsätzen. 
Hinsichtlich der steuerlichen Behandlung der von 
Westvermögen gebildeten Zinsrückstellungen we- 
gen laufender Zinsverbindlichkeiten hat der Bundes- 
finanzhof in ständiger Rechtsprechung (vgl. Urteil 
vom 5, August 1958 — 1 89/58 — [BStBl. 1958 III 
S. 396], Urteil vom 13. Dezember 1967 — I 247/63 — 
[Wertpapier-Mitteilungen 1968 S, 710]) ausdrücklich 
ausgesprochen, daß eine Zinsrückstellung für die vor 
Bestellung der Treuhänder begründeten Verbindlich- 
keiten zu Lasten des steuerlichen Gewinns nicht ge- 
bildet werden darf. Derartige Rückstellungen seien 
nur zulässig, wenn nach den Verhältnissen vom Bi- 
lanzstichtag und der Erkenntnis am Tage der Bilanz- 
aufstellung mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit 
mit der Erfüllung der Zinsverbindlichkeiten in Zu- 
kunft gerechnet werden müsse. Im Hinblick auf das 
geltende Erfüllungsverbot (§ 9 Abs. 3 der 35. DVO/ 
UG bzw. § 5 Abs. 2 des 3. UEG) folgt hieraus, daß 
die Voraussetzungen für die Bildung einer Rückstel- 
lung bisher grundsätzlich nicht gegeben waren. 

Nach Maßgabe des § 7 haben nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes die Kreditinstitute ihre Zinsverbind- 


lichkeiten, und zwar auch für die Vergangenheit, zu 
erfüllen. Diese Verbindlichkeiten sind deshalb im 
Hinblick auf die geänderte Rechtslage nach § 29 bei 
der Ermittlung des steuerlichen Gewinns und bei der 
Feststellung des Einheitswertes der gewerblichen 
Betriebe zu berücksichtigen. Dies gilt auch für die 
Vergangenheit, und zwar sowohl, wenn Veranlagun- 
gen bereits rechtskräftig geworden sind, als auch, 
wenn die Verjährungsfrist bereits abgelaufen ist. 
Der Bundesfinanzhof hat in dem erwähnten Urteil 
vom 13. Dezember 1967 ausgesprochen, daß, wenn 
der Gesetzgeber die Bilanzierung der in 'Rede ste- 
henden Verpflichtungen mit rückwirkender Kraft 
auch für die Vergangenheit regele, einer Änderung 
der Bilanzen nichts im Wege stehe. 

Zu § 30 

Nach § 10 des Gesetzes zur Ausführung des Lon- 
doner Schuldenabkommens vom 24. August 1953 
kann der Gläubiger eines Ostschuldners seine An- 
sprüche im Geltungsbereich dieses Gesetzes bei dem 
Gericht geltend machen, in dessen Bezirk sich das 
Vermögen des Schuldners befindet. Diese Bestim- 
mung gilt nach Satz 3 des § 10 nicht für Ansprüche 
gegen Kreditinstitute, für die nach § 9 der 35. DVO/ 
UG ein Treuhänder bestellt worden ist. Nachdem 
durch dieses Gesetz die Abwicklung der Westver- 
mögen angeordnet wird, besteht kein Grund, diese 
Beschränkung aufrechtzuhalten. Nach Absatz 1 ist 
deshalb § 10 Satz 3 des Gesetzes zur Ausführung 
des Londoner Schuldenabkommens nicht mehr anzu- 
wenden. 

Durch Absatz 2 wird klargestellt, daß die Befriedi- 
gung eines Gläubigers nach Maßgabe dieses Geset- 
zes nicht als Regelung durch einen inländischen 
Schuldner im Sinne der §§ 31 bis 34, 52, 53 des Ge- 
setzes zur Ausführung des Londoner Schuldenab- 
kommens anzusehen ist. Die Bundesregierung hat 
in Artikel 17 Abs. 7 des Londoner Schuldenabkom- 
mens den Gläubigem lediglich das Recht gewähr- 
leistet, innerhalb der Grenzen des Abkommens 
durch deutsche Gerichte und mit Hilfe deutscher Be- 
hörden ihre Ansprüche gegen einen im Währungs- 
gebiet der Deutschen Mark (Ost) ansässigen Schuld- 
ner durch Befriedigung aus dem Westvermögen die- 
ser Personen durchzusetzen, falls die Voraussetzun- 
gen -des Artikels 4 des Abkommens — mit Aus- 
nahme der Erfordernisse hinsichtlich der Ansässig- 
keit — gegeben sind. Weitergehende Rechte werden 
den Gläubigern nach Artikel 17 Abs. 7 jedoch nicht 
eingeräumt. Insbesondere werden sie nicht so ge- 
stellt wie die Gläubiger eines unter Artikel 4 Abs. 2 
Buchstabe b) des Abkommens fallenden Schuldners. 
Ebensowenig wie sonstige Ostschuldner haben Ost- 
institute, deren Westvermögen nach diesem Gesetz 
abgewickelt wird, Erstattungsansprüche gegen den 
Bund nach Maßgabe der §§ 31 ff. des Gesetzes zur 
Ausführung des Londoner Schuldenabkommens, 

Zu § 31 

Nach § 3 des Gesetzes betreffend die gemeinsamen 
Rechte der Besitzer von Schuldverschreibungen vom 
4, Dezember 1899 hat der Schuldner auf seine Kosten 
eine Gläubigerversammlung einzuberufen, wenn 
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dies eine Minderheit der Gläubiger verlangt. Um 
einerseits das Vermögen der abzuwickelnden Kre- 
ditinstitute nicht noch durch derartige Kosten zu ver- 
ringern und um andererseits den Treuhänder nicht 
mit zusätzlichen Aufgaben zu belasten, schließt § 31 
die Anwendbarkeit dieses Gesetzes aus. 

Zu § 32 

Nach § 7 des 3. UEG bedürfen Kreditinstitute, die 
ihren letzten Sitz vor dem 9. Mai 1945 außerhalb der 
Grenzen des Deutschen Reiches nach dem Gebiets- 
stand vom 31. Dezember 1937 hatten, ohne Rücksicht 
auf eine früher erteilte Erlaubnis zum Betreiben von 
Bankgeschäften einer neuen Erlaubnis des Bundes- 
aufsichtsamtes für das Kreditwesen nach §§ 32, 33 
des Gesetzes über das Kreditwesen, wenn sie ihren 
Sitz in den Geltungsbereich dieses Gesetzes verlegen 
wollen. 

Aus Gründen der Rechtseinheitlichkeit soll diese 
Regelung auch für Kreditinstitute mit letztem Sitz im 
anderen Teil Deutschlands und in den zur Zeit unter 
fremder Verwaltung stehenden deutschen Ostgebie- 
ten gelten. Durch die in § 32 vorgesehene Änderung 
des § 7 des 3. UEG erfolgt eine entsprechende Er- 
streckung. 

Zu §§ 33 bis 35 

Diese Vorschriften betreffen nicht die Abwicklung 
der Westvermögen von Ostkreditinstituten, sondern 
Berliner Altbanken und verlagerte Geldinstitute im 
Sinne des § 3 der 35. DVO/UG. Sie waren als §§ 58, 
59, 62 in dem in der 5. Wahlperiode eingebrachten, 
jedoch nicht abschließend behandelten Entwurf eines 
Umstellungsschlußgesetzes (Drucksache V/1870) ent- 
halten. Da an ihrem alsbaldigen Inkrafttreten ein 
dringendes Bedürfnis besteht, werden sie in diesen 
Entwurf übernommen. Die Übernahme rechtfertigt 
sich aus Gründen des Sachzusammenhangs. Dies gilt 
insbesondere hinsichtlich § 33. Diese Vorschrift re- 
gelt die Verwaltung der Geschäftsunterlagen durch 
eine staatliche Stelle, wenn eine abwickelnde Ber- 
liner Altbank oder ein abwickelndes verlagertes 
Geldinstitut (Personenhandelsgesellschaft, Einzel- 
kaufmann) nicht mehr in der Lage ist, seine Unter- 
lagen ordnungsgemäß zu verwalten. § 34 zieht die 
nach Einführung einer bundeseinheitlichen Banken- 
aufsicht durch das Gesetz über das Kreditwesen vom 
10. Juli 1961 (BGBl. I S. 881) gebotenen aufsichts- 
rechtlichen Konsecjuenzen hinsichtlich der Zulassung 
von Berliner Altbanken zum Neugeschäft, § 35 hin- 
sichtlich der Rücknahme der Erlaubnis zum Betrei- 
ben eines Bankgeschäfts, wenn eine Berliner Alt- 
bank keine Geschäftstätigkeit mehr ausübt. 

Zu § 33 

Berliner Altbanken und verlagerte Geldinstitute, die 
nicht zum Neugeschäft zugelassen worden sind, sind 
abzuwickeln. Eine ordnungsgemäße Durchführung 
der Abwicklung stößt auf Schwierigkeiten, wenn bei 
Kreditinstituten, die von einem Einzelkaufmann oder 
in Form einer Personenhandelsgesellschaft betrieben 
werden, infolge Tod, Erkrankung, Wohnsitzwechsel 
oder aus anderen Gründen kein Geschäftsleiter mehr 
zur Verfügung steht. Sofern Verbindlichkeiten eines 


derartigen Instituts noch nicht erfüllt sind, ist eine 
Beendigung der Abwicklung nicht möglich. Anderer- 
seits führen die tatsächlichen Verhältnisse zu einer 
Gefährdung der Ansprüche und Rechte der Gläubi- 
ger (z. B. wenn sie keine Auskünfte über ihre Wert- 
papierdepots oder Bankguthaben mehr erhalten kön- 
nen). 

Verschiedentlich haben die zuständigen Behörden — 
insbesondere in Berlin — sich in den vergangenen 
Jahren bemüht, in akuten Fällen ein anderes Kredit- 
institut dafür zu gewinnen, durch Vertrag die Ab- 
wicklung der restlichen Geschäfte eines derartigen 
aktionsunfähig gewordenen Instituts zu überneh- 
men. Bereits 1963 hat sich der Wirtschaftsausschuß 
des Deutschen Bundestages im Rahmen der Beratung 
des Entwurfs eines Dritten Umstellungsergänzungs- 
gesetzes mit diesem Problem befaßt und empfohlen: 
„Dem . . . bankpolitischen Anliegen, liquidierenden 
Altbanken die vollständige Abwicklung ihrer Ge- 
schäfte und damit ihre Auflösung zu ermöglichen, 
sollte nach Auffassung des Ausschusses z. B. in der 
Weise Rechnung getragen werden, daß die Gutha- 
ben der sog. Ostgläubiger gegebenenfalls von ande- 
ren Kreditinstituten treuhänderisch übernommen 
werden" (vgl. I Ziffer 5 des Schriftlichen Berichts 
des Wirtschaftsausschusses vom 18. April 1963, 
Drucksache IV/1563). Die Bemühungen der Verwal- 
tungen seit 1964 um entsprechende Regelungen 
haben jedoch gezeigt, daß es so gut wie unmöglich 
ist, ein Institut zu einer freiwilligen Übernahme der 
Restarbeiten und -bestände eines abwickelnden In- 
stituts zu gewinnen. Hierbei spielt die Kostenfrage 
eine entscheidende Rolle. 

Es ist nicht Aufgabe der öffentlichen Hand, Institute, 
die ohne funktionsfähige Geschäftsführung sind, ab- 
zuwickeln oder die Kosten für eine Durchführung 
der Abwicklung durch Dritte zu tragen, soweit das 
Geschäftsvermögen hierzu nicht ausreicht. Den Kre- 
ditinstituten sind jedoch in der Kriegsfolgengesetz- 
gebung zahlreiche Aufgaben auferlegt worden, die 
sie „als verlängerter Arm der öffentlichen Hand" aus- 
zuführen hatten. So hatten sie in ihren Depots ver- 
wahrte Wertpapiere ihrer Kunden sowie auf beson- 
deren Kundenauftrag auch sonstige Wertpapiere zur 
Wertpapierbereinigung oder zur Ablösung nach dem 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetz anzumelden. Zum 
Teil beruht es ebenfalls auf dieser Gesetzgebung, 
wenn die Institute bisher Verbindlichkeiten nicht er- 
füllen konnten. So können sie z. B. im Wertpapier- 
bereinigungsverfahren anerkannte Ansprüche von 
Ostgläubigern (a-Ansprüche) nicht erfüllen, solange 
ihre Depot-Kunden die Westwohnsitzvoraussetzung 
nicht erfüllen und ihnen deshalb keine Gutschrift er- 
teilt werden kann. Entsprechend sind die Uraltgut- 
haben (§ 1 des Umstellungsergänzungsgesetzes vom 
21. September 1953, BGBl. I S. 1439) derartiger Gläu- 
biger bisher nicht umwandlungsfähig. 

Aus den den Instituten im Rahmen der Kriegsfolgen- 
gesetzgebung übertragenen Aufgaben ist die Ver- 
pflichtung der öffentlichen Hand abzuleiten, dafür 
Sorge zu tragen, daß die Berechtigten auch in Zu- 
kunft die Rechte geltend machen können, die ihnen 
auf Grund dieser Gesetzgebung zustehen und zu 
deren Verwirklichung die Mitwirkung der abwickeln- 
den Institute als Depotbanken oder kontoführende 
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Institute erforderlich ist. Zu denken ist hierbei in 
erster Linie an Bescheinigungen, die von diesen In- 
stituten auf Grund ihrer Unterlagen auszustellen 
wären (z. B. Bescheinigungen über im Wertpapier- 
bereinigungsverfahren anerkannte Ansprüche, so- 
fern das Institut Anmeldestelle war, Depotbescheini- 
gungen, Bescheinigungen über Ostwerte) oder an die 
Zurverfügungstellung derartiger Unterlagen. 

Den Berechtigten würde eine Durchsetzung ihrer An- 
sprüche (z. B. ehemaliger a-Ansprüche) oder eine 
Beweissicherung im Rahmen des Beweissicherungs- 
und Feststellungsgesetzes in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesgesetzbl. 
I S. 1897), geändert durch das 23. ÄndG LAG vom 
23. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1870), un- 
möglich, wenn sich — z. B. nach dem Tode des ab- 
wickelnden Privatbankiers — niemand mehr um die 
Bankunterlagen kümmert, vielmehr diese eingela- 
gert oder gar vernichtet werden. Absatz 1 ermächtigt 
deshalb das Bundesaufsichtsamt, unter bestimmten 
Voraussetzungen zu bestimmen, ob und in welchem 
Umfang ein abwickelndes Institut Unterlagen an die 
Bundesschuldenverwaltung abzugeben hat. Eine der- 
artige Bestimmung durch das Bundesaufsichtsamt ist 
von folgenden Voraussetzungen abhängig: 

1. Daß es einer nicht zum Neugeschäft zugelassenen 
Berliner Altbank aus tatsächlichen Gründen un- 
möglich oder unzumutbar ist, ihre Unterlagen 
weiter zu verwalten und zu verwahren, 

2. daß ihre geschäftliche Tätigkeit nicht auf Grund 
einer vertraglichen Vereinbarung oder auf son- 
stige Weise (z. B. Geschäftsübernahme) von 
einem anderen Unternehmen übernommen wor- 
den ist, 

3. daß ihre geschäftliche Tätigkeit nicht von einem 
anderen Unternehmen betreut wird. 

An eine Übernahme von Bankunterlagen durch 
die Bundes schul den Verwaltung zur Sicherung der 
Möglichkeit einer Auskunftserteilung über Bank- 
depots und -konten ist nur als letzter Ausweg 
gedacht, d. h., wenn sonst kein „Nothelfer" vor- 
handen ist, von dem auf Grund seiner rechtlichen 
oder wirtschaftlichen Beziehungen zu dem ab- 
wickelnden Institut billigerweise erwartet wer- 
den kann, daß er sich der restlichen Geschäfts- 
masse annimmt. Durch das Abstellen auf eine 
„Betreuung" wird dies zum Ausdruck gebracht. 
Eine Betreuung im Sinne dieser Vorschrift ist z.B. 
anzunehmen, wenn aus einem abwickelnden Ber- 
liner Institut nach 1945 Nachfolgeinstitute her- 
vorgegangen sind, wie im Falle mehrerer Groß- 
banken. Entsprechendes gilt im Falle einer erheb- 
lichen Kapitalbeteiligung. Ein Betreuungsverhält- 
nis wird ferner zwischen gleichartigen öffentlich- 
rechtlichen Instituten auf Grund des Gedankens 
der Solidarität zwischen diesen Instituten zu be- 
jahen sein, ein Gedanke, der bereits Grundlage 
für die Übernahme versorgungsrechtlicher Ver- 
pflichtungen durch derartige „Schwesterinstitute" 
nach Maßgabe des Gesetzes zu Artikel 131 des 
Grundgesetzes war. 

Von praktischer Bedeutung dürfte Absatz 1 höch- 
stens für 25 Institute sein. 


Ob und in welchem Umfang das Bundesaufsichtsamt 
die Übernahme von Unterlagen durch die Bundes- 
schuldenverwaltung anordnet, obliegt seinem pflicht- 
gemäßen Ermessen. Keine Vorsorge hat der Staat 
z. B. für Unterlagen zu treffen, welche die Beziehun- 
gen der Eigentümer zu ihrem Kreditinstitut betref- 
fen. 

Durch die Übernahme von Unterlagen werden keine 
schuldrechtlichen Beziehungen zwischen der Bundes- 
schulden Verwaltung und den Bankkunden begrün- 
det. Die Bundesschuldenverwaltung hat, wenn sich 
ein ehemaliger Bankkunde an sie um Auskunft aus 
den Unterlagen wendet, diese — und zwar auf 
Grund öffentlich-rechtlicher Fürsorgepflicht — zu er- 
teilen, ohne daß dies im Gesetz ausdrücklich ange- 
ordnet zu werden brauchte. Die Regelung des Ab- 
satzes 1 gilt entsprechend für verlagerte Geld- 
institute (Absatz 2). 

Zu § 34 

Die Zulassung von Berliner Altbanken zum Neuge- 
schäft bestimmte sich bisher nach § 4 des Altbanken- 
gesetzes. Entsprechend den bankaufsichtsrechtlichen 
Gegebenheiten vor der Einführung einer bundesein- 
heitlichen Bankenaufsicht durch das Gesetz über das 
Kreditwesen war für die Neuzulassung der für das 
Bankwesen zuständige Senator des Landes Berlin 
zuständig. Der Neuregelung von 1961 entspricht, 
wenn nach § 34 sich in Zukunft die Neuzulassung 
nach den allgemeinen Vorschriften des Kreditwesen- 
gesetzes bestimmt. Entsprechendes gilt nach Ab- 
satz 2 für die Zulassung verlagerter Geldinstitute 
zum Neugeschäft. § 34 ändert nichts an der sich aus 
den Vorschriften zur Neuordnung des Geldwesens 
ergebenden Rechtslage, wonach zur Abwidclung ver- 
lagerte Geldinstitute keinen Anspruch auf Aus- 
gleichsforderungen zur Bildung eines Mindesteigen- 
kapitals haben. § 4 des Altbankengesetzes wird 
durch Absatz 3 aufgehoben. 

Zu § 35 

Nach § 35 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes über das Kredit- 
wesen kann das Bundesaufsichtsamt die Erlaubnis 
zum Betreiben eines Bankgeschäfts zurücknehmen, 
wenn der Geschäftsbetrieb, auf den sich die Erlaub- 
nis bezieht, ein Jahr lang nicht mehr ausgeübt wor- 
den ist. Nach § 64 (Berlin-Klausel) gilt das Kredit- 
wesengesetz in Berlin mit der Maßgabe, daß dessen 
§ 35 Abs. 2 Nr. 2 nicht auf solche Berliner Altbanken 
anzuwenden ist, die nicht zum Neugeschäft zugelas- 
sen sind. 

Diese Einschränkung beruht auf der besonderen 
Situation der Berliner Altbanken nach dem Zusam- 
menbruch. Die Erlaubnis dieser Institute zum Betrei- 
ben des Bankgeschäfts ist zwar nicht erloschen. Auf 
Grund des Bersarin-Befehls vom 28. April 1945 war 
jedoch ihr Ruhen durch die Besatzungsmächte ange- 
ordnet. Nach Erlaß des Altbankengesetzes durfte 
eine nicht zum Neugeschäft zugelassene Berliner 
Altbank eine Geschäftstätigkeit nach Maßgabe des 
§ 3 Abs. 1 Buchstabe b des Gesetzes nur in dem 
Umfang ausüben, den der Senator für Wirtschaft, 
Berlin, bestimmte. Da bei Erlaß des Kreditwesen- 
gesetzes im Jahre 1961 noch nicht zu übersehen war. 
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inwieweit eine Rücknahme der Erlaubnis bei ein- 
zelnen Instituten sachlich geboten sei, und da davon 
ausgegangen wurde, daß diese Frage am besten vom 
Senator für Wirtschaft beurteilt wird, wurde in § 64 
des Kreditwesengesetzes die Anwendung des § 35 
Abs. 2 Nr, 2 auf Berliner Altbanken, die nicht zum 
Neugeschäft zugelassen sind, ausgeschlossen. 

Es besteht ein sachliches Bedürfnis, § 35 Abs. 2 Nr. 2 
des Kreditwesengesetzes auch auf abwickelnde Ber- 
liner Altbanken anzuwenden. Es gibt Fälle, in denen 
eine Altbank infolge Ausfalls ihrer Inhaber und Ge- 
schäftsführer (z. B. infolge Tod, Krankheit, hohem 
Alter) keine Geschäftstätigkeit mehr ausübt (vgl. 
hierzu Begründung zu § 34). In derartigen Fällen 


kann ein öffentliches Interesse daran bestehen, daß 
das Bundesaufsichtsamt die Erlaubnis zurücknimmt 
und die Löschung eines solchen Instituts im Handels- 
register nach § 43 Abs. 3 des Kreditwesengesetzes 
beantragt. Die Änderung des § 64 des Kreditwesen- 
gesetzes durch § 35 dieses Gesetzes verschafft dem 
Bundesaufsichtsamt die Befugnis hierzu. 

Zu § 36 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 37 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. §9 

In Absatz 2 ist folgende Nummer 2 a einzufügen: 

„2 a. die in § 5 Abs. 1 und 2 des Währungsaus- 
gleichsgesetzes in der Fassung des Zwan- 
zigsten Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausgleichsgesetzes vom 15. Juli 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 806) genannten Ansprüche 
des Ausgleichsfonds;" 

Begründung 

Der Ausgleichsfonds hat Anspruch aus dem For- 
derungsübergang nach § 5 des Währungsaus- 
gleichsgesetzes (WAG) auf die hier abzuwickeln- 
den Vermögenswerte, weil aus Mitteln des La- 
stenausgleichs Verluste an Spareinlagen ent- 
schädigt worden sind. Diese übergegangenen 
Forderungen mit „sonstigen Ansprüchen" gleich- 
zustellen, wäre nicht nur eine finanzielle Benach- 
teiligung des Ausgleichsfonds, sondern würde 
dem Sinn des Währungsausgleichs nicht gerecht, 
zwar vorweg Entschädigung leisten zu müssen, 
andererseits Ersatzansprüche nur teilweise gel- 
tend machen zu können. 

Die Entschädigungsleistung nach dem WAG ist 
eine öffentliche Aufgabe. 

Darüber hinaus ist der Ausgleichsfonds verpflich- 
tet, einen Anteil von mindestens 50 v. H. der ihm 
auf Grund des Forderungsübergangs zugeflos- 
senen Beträge einem der in § 96 des Bundes- 
vertriebenengesetzes bezeichneten oder einem 
sonstigen gemeinnützigen Zweck im Sinne des 
§ 17 des Steueranpassungsgesetzes, der vorwie- 
gend den Vetriebenen und Flüchtlingen dient, zu- 
zuführen. Gerade auch diese Zweckbindung der 
Mittel für wichtige öffentliche (kulturelle) Auf- 
gaben rechtfertigt es, im Unterschied zur Rechts- 
stellung anderer Gläubiger die Ansprüche des 
Ausgleichsfonds bei dem in einer Art Sonderkon- 
kurs durchzuführenden Abwicklungsverfahren 
— ähnlich wie die Forderungen der Staatskassen 
und Gemeinden wegen öffentlicher Abgaben 
(auch Lastenausgleichsabgaben) und die Forde- 
rungen öffentlicher Verbände wegen Abgaben 
und Leistungen nach § 61 Nr. 2 und 3 der Kon- 
kursordnung — bevorrechtigt zu befriedigen. Die 
vorgesehene Regelung trägt der besonderen 
Gläubigerstellung des Ausgleichsfonds dadurch 
Rechnung, daß er in die bevorrechtigten Gläu- 
bigergruppen, und zwar vor den sonstigen Gläu- 
bigern eingereiht wird, 

2 . § 16 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Das Bundesaufsichtsamt weist den Treu- 
händer an, das Vermögen abzuwickeln, wenn die- 
ses nach den Unterlagen des Treuhänders vor- 


aussichtlich ausreicht, um die Ansprüche im Sinne 
des § 9 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 bis 2 a ganz 
und die Ansprüche im Sinne des § 9 Abs. 2 Nr. 3 
wenigstens in Höhe von fünf vom Hundert des 
auf Deutsche Mark umgestellten oder in Deut- 
sche Mark umgerechneten Betrages zu erfüllen." 

Begründung 

Die Anweisung zur Abwicklung nach § 16 be- 
zweckt eine vollsitändige Befriedigung der be- 
vorrechtigten Gläubiger. Die Änderung ist die 
notwendige Folge der Änderung des § 9 Abs. 2. 

3. §17 

In Absatz 2 ist die Nummer 4 wie folgt zu fassen: 

„4. Ansprüche, die nach § 5 Abs. 1 und 2 des 
Währungsausgleichsgesetzes auf den Aus- 
gleichsfonds (§ 5 des Lastenausgleichsgeset- 
zes) übergegangen sind." 

Begründung 

Mit dem ergänzenden Hinweis auf § 5 Abs. 2 
WAG soll klargestellt werden, daß auch der pau- 
schalierte Forderungsübergang nach § 5 Abs. 2 
WAG keiner Anmeldung bedarf. 

4 . §22 

Die Worte „so gilt § 19 Abs. 2 entsprechend" 
sind durch die Worte „so gilt § 19 Abs. 2 Satz 1 
entsprechend" zu ersetzen. 

Begründung 

Eine Bezugnahme auf § 19 Abs. 2 Satz 2 bis 4 
erübrigt sich, weil bei Kreditinstituten des priva- 
vaten Rechts im Sinne der §§ 20 und 21 eine 
treuhänderische Verwaltung des Präsidenten 
des Bundesausgleichsamts nicht mehr vorgesehen 
ist (vgl. Einführung des § 28 a). 

5 . §24 

Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

r,(2) § 18, § 19 Abs, 1 und Abs. 2 Satz 1 gelten 
entsprechend." 

Begründung 

Auch im Falle der Einstellung des Abwicklungs- 
verfahrens kann nach Deckung der Abwicklungs- 
kosten ein — geringes — Restvermögen verblei- 
ben, das die Berechtigten (Anteilseigner, Eigen- 
tümer) mangels Erfüllung sämtlicher Gläubiger- 
ansprüche nicht beanspruchen können. Es er- 
scheint daher gerechtfertigt, es entsprechend 
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§ 19 Abs. 2 Satz 1 auf den Präsidenten des Bun- 
desausgleichsamtes zu übertragen, der es den in 
§ 28 a genannten Zwecken zuzuführen hat. Eine 
Bezugnahme auf § 19 Abs. 2 Satz 2 bis 4 muß 
daher entfallen. 


6. § 25 

ist wie folgt zu fassen: 

.§25 

Anweisung zur beschränkten Abwicklung 

(1) Reicht das Vermögen nach den Unterlagen 
des Treuhänders voraussichtlich aus, um nach 
Berichtigung der Ansprüche und Kosten im Sinne 
des § 9 Abs. 1 und 2 Nr. 1 wenigstens anteilig 
die in § 9 Abs. 2 Nr. 2 genannten Ansprüche zu 
erfüllen, so hat das Bundesaufsichtsamt die An- 
weisung zur Abwicklung auf die Erfüllung der 
Ansprüche und Kosten im Sinne des § 9 Abs. 1 
und Abs. 2 Nr. 1 und 2 zu begrenzen. 

(2) Reicht das Vermögen nach den Unterlagen 
des Treuhänders voraussichtlich nur aus, um 
nach Berichtigung der Ansprüche und Kosten im 
Sinne des § 9 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 und 2 die 
Ansprüche gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 a mindestens 
in Höhe von fünf vom Hundert oder die An- 
sprüche gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 3 in Höhe von 
weniger als fünf vom Hundert des auf Deutsche 
Mark umgestellten oder in Deutsche Mark um- 
gerechneten Betrages zu erfüllen, so hat das Bun- 
desaufsichtsamt die Anweisung zur Abwicklung 
auf die Erfüllung der Ansprüche und Kosten im 
Sinne des § 9 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 bis 2 a zu 
begrenzen. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 kann 
die Aufforderung zur Anmeldung von Ansprü- 
chen nach •§ 17 Abs. 1 unterbleiben. 

(4) § 18, § 19 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 gel- 
ten entsprechend." 

Begründung 

Bei einer Anweisung zur beschränkten Abwick- 
lung sollen nach Möglichkeit die bevorrechtigten 
Ansprüche Berücksichtigung finden. Dazu gehö- 
ren nach der Änderung von § 9 Abs. 2 auch die 
Ansprüche des Ausgleichsfonds nach § 5 Abs. 1 
und 2 WAG. Die Regelimg in Absatz 2 stellt 
sicher, daß sämtliche bevorrechtigten Ansprüche 
ganz oder zum Teil erfüllt werden können, wäh- 
rend bei einem hierzu nicht ausreichenden Ver- 
mögen nach Absatz 1 wenigstens die bevorrech- 
tigten Ansprüche im Sinne des § 9 Abs. 1 und 
Abs. 2 Nr. 1 und 2 ganz oder anteilig zu befriedi- 
gen sind. Für die Verwendung eines verbleiben- 
den — geringen — Restvermögens vgl. die Be- 
gründung zur Ändenuig des § 24 Abs. 2. 

7. §26 

Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) § 18, § 19 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 gel- 
ten entsprechend." 


Begründung 

Für die Verwendung eines etwa verbleibenden 
— geringen — Restvermögens vgl. die Begrün- 
dung zur Änderung des § 24 Abs. 2 

8. §27 

Absatz 3 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Ist bei Versicherungs vereinen auf Gegenseitig- 
keit durch die Satzung die Verteilung des Ver- 
mögens ausgeschlossen, seine Verwendung ent- 
sprechend dem in der Satzung festgelegten Zweck 
nicht möglich oder der Inhalt der Satzung nicht 
bekannt, so gilt § 19 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1, 
für öffentlich-rechtliche Versicherungsunterneh- 
men auch § 19 Abs. 2 Satz 2 bis 4 entsprechend." 

B e g r ü ndun g 

Anpassimg an die Änderung zu § 22. 

9. Nach § 28 

a) Nach § 28 ist folgender . . . Abschnitt einzu- 
fügen: 

„. . . ABSCHNITT 

Verwendung der dem Präsidenten 
des Bundesausgleichsamts zugeflossenen 
Beträge und Vermögenswerte 

§28a 

Vermögensverwendung 

(1) Es sind zuzuführen 

a) 65 vom Hundert der dem Ausgleichsfonds 
aufgrund des § 5 des Währungsausgleichs- 
gesetzes zugeflossenen Beträge, 

b) das dem Präsidenten des Bundesaus- 
gleichsamts aufgrund des § 22, § 24 Abs. 2, 
§ 25 Abs. 2, § 26 Abs. 2, § 27 Abs. 3 und 
§ 28 übertragene Vermögen 

den in § 96 des Bundesvertriebenengesetzes 
bezei ebneten Zwecken. 

(2) Das Nähere über die Auswahl der 
Einrichtungen, denen die Beträge nach Ab- 
satz 1 zuzuführen sind, und über den Umfang 
ihrer Beteiligung bestimmt der Bundesmini- 
ster des Innern innerhalb von zwei Jahren 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf. § 5 Abs. 3 Satz 2 des 
Währungsausgleichsgesetzes ist zu berück- 
sichtigen." 

Begründung 

Nach § 5 des Währungsausgleichsgesetzes (WAG) 
ist die Zuführung des den Zwecken des § 96 des 
Bimdesvertriebenengesetzes (BVFG) dienenden 
Vermögensanteils durch Gesetz zu regeln. Da der 
Gesetzgeber abstrakte Bestimmungen zu treffen 
hat, besteht kein Grund, mit diesem Gesetz zu 
warten, bis die Höhe der dem Ausgleichsfonds 
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zugeflossenen Beträge feststeht. Vielmehr sollte 
die Regelung zweckmäßigerweise bereits in den 
vorliegenden Gesetzentwurf eingebaut werden. 

Die Auswahl der nach § 96 des Bundesvertrie- 
benengesetzes (BVFG) zu berücksichtigenden 
Einrichtungen und die weitere Aufteilung der 
hierfür vorgesehenen Vermögensquote auf diese 
sollte dagegen nicht durch Gesetz, sondern we- 


gen des komplizierten Inhalts und aus Verein- 
fachungsgründen durch eine Rechtsverordnung 
geregelt werden. Um die Mittel möglichst bald 
wirksam einsetzen zu können, muß für den Er- 
laß der Rechtsverodnung eine angemessene Frist 
gesetzt werden. Der Inhalt der Rechtsverord- 
nung muß dem Verteilungsprinzip des § 5 Abs. 3 
Satz 2 WAG Rechnung tragen. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


1. Den Vorschlägen des Bundesrates zu Nummern 
1, 2, 4 bis 9 kann nicht zugestimmt werden. 

Zu l.r 2., 6. 

Nach § 9 Abs. 2 Nr. 3 werden nach Vorwegbefrie- 
digung bestimmter bevorrechtigter Ansprüche die 
„sonstigen" Ansprüche anteilig wie im Konkursver- 
fahren erfüllt. Zu den „sonstigen" Ansprüchen ge- 
hören auch die Ansprüche aus Spareinlagen, Der 
Übergang der entschädigten Ansprüche aus Spar- 
einlagen auf den Ausgleichsfonds nach § 5 Abs. 1 
des Währungsausgleichsgesetzes verändert nicht die 
Rechtsnatur dieser Ansprüche und rechtfertigt dar- 
um nicht eine Bevorzugung des Ausgleichsfonds ge- 
genüber den sonstigen Gläubigern. Auch die Grund- 
sätze des Lastenausgleichs fordern keine Vorwegbe- 
briedigung des Ausgleichsfonds; es erscheint über- 
dies nicht frei von Widerspruch, einerseits unter 
Berufung auf den Sinn des Währungsausgleichs 
den Ausgleichsfonds als Gläubiger durch eine Vor- 
wegbefriedigung bevorzugt berücksichtigen zu wol- 
len, andererseits ihn zu verpflichten, einen hohen 
Prozentsatz der ihm zufließenden Beträge Zwecken 
außerhalb des Lastenausgleichs zuzuführen (s. Num- 
mer 9 § 28 a Abs. 1 Buchstabe a). 

Aus der Ablehnung der Nummer 1 folgt die Ab- 
lehnung der Nummer 2 sowie der Nummer 6, so- 
weit diese § 25 Abs. 1 bis 3 betrifft. Diese Ände- 
rungsvorschläge stellen gesetzestechnische Konse- 
quenzen aus Nummer 1 dar. 

Zu 4. bis 8, 

Die Vorschläge des Bundesrats gehen in Abwei- 
chung von der Regierungsvorlage dahin, daß das 
Restvermögen einer Kreditgenossenschaft (Num- 
mer 4 zu § 22) und eines Versicherungsunterneh- 
mens (Nummer 8 zu § 27 Abs. 3) sowie Restvef- 
mögen, die im Falle der Einstellung der Abwick- 
lung (Nummer 5 zu § 24), der beschränkten Ab- 
wicklung (Nummer 6 zu § 25 Abs. 4) oder mangels 
Masse nicht zur Abwicklung kommen (Nummer 7 
zu § 26), den in § 96 des Bundesvertriebenengeset- 
zes bezeichneten Zwecken zuzuführen sind und nicht 
in die treuhänderische Verwaltung des Präsidenten 
des Bundesausgleichsamtes übergehen. 

Nach Ansicht der Bundesregierung sollte eine end- 
gültige Entscheidung über die Verwendung dieser 
nicht verteilbaren Vermögen vor einer friedens- 
vertraglichen Regelung oder einer bilateralen völ- 
kerrechtlichen Vereinbarung mit dem Staat, in dem 
ein Institut vor dem 9. Mai 1945 seinen Sitz hatte, 
nicht getroffen werden. Bis zu diesem Zeitpunkt 
sollte der Präsident des Bundesausgleichsamtes als 


Treuhändler die Restvermögen verwalten. Er ist 
nach § 22 in Verbindung mit § 19 Abs. 2 Sätze 3 
und 4 berechtigt, aus sozialen Erwägungen Versor- 
gungsansprüche gegen Kreditgenossenschaften, die 
bei der Abwicklung nicht berücksichtigt worden 
sind, zu erfüllen. Dies wäre bei einer Vermögens- 
übertragung entsprechend dem Vorschlag des Bun- 
desrates nicht möglich. 

Zu 9. 

Nach Ansicht der Bundesregierung erscheint es pro- 
blematisch, in Vollziehung des Gesetzesauftrages 
des § 5 Abs. 3 des Währungsausgleichsgesetzes eine 
abstrakte Grundsatzregelung für eine Vermögens- 
verwendung in einem Zeitpunkt zu treffen, in dem 
noch nicht übersehen werden kann, von welchem 
Institut und in welcher Höhe dem Ausgleichsfonds 
auf seine Ansprüche nach § 5 des Währungsaus- 
gleichsgesetzes Zahlungen zufließen und welche Ein- 
richtungen im einzelnen begünstigt werden sollen. 
Eine derartige Regelung bedürfte — wie auch der 
Bundesrat nicht verkennt — der Ergänzung durch 
weitere gesetzgeberische Maßnahmen, welche das 
Nähere über die Auswahl der Einrichtungen, denen 
die Beträge zuzuführen sind, und über den Umfang 
ihrer Beteiligung bestimmen. Eine Regelung über 
die Vermögensverwendung sollte deshalb erst dann 
getroffen werden, wenn die vorgenannten Voraus- 
setzungen für eine einheitliche gesetzliche Regelung 
erfüllt sind. Ob die Voraussetzungen hierfür bereits 
zwei Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes gegeben 
sein werden, ist zweifelhaft. 

Der Bundesregierung erschien es bereits bei Einfü- 
gung des Absatzes 3 in § 5 des Währungsausgleichs- 
gesetzes sachlich nicht gerechtfertigt, den Aus- 
gleichsfonds, dessen Aufwand nach dem Währungs- 
ausgleichsgesetz in der Gesamthöhe von rund 
1,1 Mrd. DM nur in einem sehr geringen Umfang 
auf Grund des Abwicklungsgesetzes erstattet wer- 
den, wird, zu verpflichten, von den ihm zustehenden 
und ausschließlich für allgemeine Entschädigungs- 
leistungen bestimmten Beträgen Abstriche für lasten- 
ausgleichsfremde Zwecke vorzusehen. Um so be- 
denklicher erscheint es der Bundesregierung, über 
die in § 5 Abs. 3 des Währungsausgleichsgesetzes 
genannte Regelung (mindestens 50 vom Hundert) 
noch hinauszugehen. Dies gilt um so mehr, als auch 
jetzt noch nicht feststeht, in welcher Höhe dem Aus- 
gleichsfonds Beträge zufließen werden. 

Einer entsprechend § 28 a Abs, 1 Buchstabe b, Abs. 2 
des Vorschlages des Bundesrates vorgenommenen 
endgültigen Zuführung von Restvermögen von Ge- 
nossenschaften und Versicherungsunternehmen an 
Einrichtungen der Vertriebenen und Flüchtlinge 
stehen Bedenken aus Artikel 14 des Grundgesetzes 
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entgegen. Um eine entschädigungslose Enteignung 
der Berechtigten (Genossen, Anteilseigner etc.) aus- 
zusdiließen, müßte ihnen ein Entschädigungsan- 
spruch gegen die Einrichtungen eingeräumt werden, 
die das Restvermögen des Instituts übernehmen, an 
dem sie beteiligt sind. 

2. Dem Vorschlag zu Nummer 3 wird zugestimmt. 
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